
26 AMTSBLATT 
DER ERZDIÖZESE FREIBURG 

Freiburg im Breisgau, den 4. August 1977 

Geltung des BAT für kirchliche Angestellte. — Bundesangestelltentarifvertrag. 

Nr. 107 Ord. 25. 4. 77 

Geltung des BAT für kirdilidie Angestellte 

„Gemäß § 1 Abs. 2 und 5 A WO werden 

1. der Bundesangestelltentarifvertrag (BAT) vom 
23. Februar 1961 i. d. F. des 42. Änderungsver¬ 
trages zum BAT vom 16. März 1977, 

2. der Tarifvertrag über eine Zuwendung für Ange¬ 
stellte vom 12. Oktober 1973 i. d. F. des Ände¬ 
rungsvertrages Nr. 1 vom 7. November 1974, 

3. der Tarifvertrag über vermögenswirksame Lei¬ 
stungen an Angestellte vom 17. Dezember 1970 
i. d. F. des Tarifvertrages vom 16. Dezember 
1973, 

4. der Vergütungstarifvertrag Nr. 15 zum BAT für 
den Bereich des Bundes und für den Bereich der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder vom 16. 
März 1977 

für den kirchlichen Dienst in der Erzdiözese Frei¬ 
burg für anwendbar erklärt und veröffentlicht.“ 

Bundes-Angestelltentarifvertrag 

(Bund, Länder, Gemeinden) vom 23. Februar 1961 
in der Fassung des 42. Änderungstarifvertrages 

zum BAT vom 16. März 1977 

Abschnitt I 
Geltungsbereich 

S 1 
Allgemeiner Geltungsbereich 

(1) Dieser Tarifvertrag gilt für Arbeitnehmer 

a) des Bundes mit Ausnahme der Deutschen Bun¬ 
desbahn und der Deutschen Bundespost, 

b) der Länder und der Stadtgemeinde Bremen, 
c) der Mitglieder der Arbeitgeberverbände, die der 

Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver¬ 
bände angehören, 

die in einer der Rentenversicherung der Angestellten 
unterliegenden Beschäftigung tätig sind (Ange¬ 
stellte). 

(2) Mit Arbeitnehmern in einer der Rentenversi¬ 
cherung der Arbeiter unterliegenden Tätigkeit kann 
im Arbeitsvertrag vereinbart werden, daß sie als An¬ 
gestellte nach diesem Tarifvertrag beschäftigt wer¬ 
den, wenn ihre Tätigkeit in der Vergütungsordnung 
(Anlage 1 a und 1 b) aufgeführt ist. 

§ 2 
Sonderregelungen 

Für Angestellte 

a) in Kranken-, Heil-, Pflege- und Entbindungsan¬ 
stalten sowie in sonstigen Anstalten und Hei¬ 
men, in denen die betreuten Personen in ärzt¬ 
licher Behandlung stehen, 

b) in Anstalten und Heimen, die nicht unter die 
Sonderregelung 2 a fallen, 

c) als Ärzte und als Zahnärzte an den in den Son¬ 
derregelungen 2 a und 2 b genannten Anstalten 
und Heimen, 

d) die zu Auslandsdienststellen des Bundes ent¬ 
sandt sind, 

e I) im Bereich des Bundesministers für Verteidi¬ 
gung, 

e II) die als Besatzungen auf See- und Binnenfahr¬ 
zeugen im Bereich des Bundesministers für 
Verteidigung beschäftigt werden, 

e III) in Bundeswehrkrankenhäusern, 
f I) auf Schiffen und schwimmenden Geräten mit 

Ausnahme der Angestellten auf Schiffen und 
schwimmenden Geräten der Bundeswehr und 
auf seegehenden Schiffen des Deutschen Hy¬ 
drographischen Institus sowie der Besatzun¬ 
gen der Feuerschiffe, 

f II) als Besatzungen der Feuerschiffe und der 
ständig besetzten Leuchttürme in See, 

g) auf seegehenden Schiffen des Deutschen Hydro¬ 
graphischen Instituts, 

h) im Flugsicherungsdienst, 
i) im Wetterdienst, 
k) an Theatern und Bühnen, 
l) als Lehrkräfte, 
m) als Bibliothekare an öffentlichen Büchereien 

(Volksbüchereien) und an staatlichen Bücherei¬ 

stellen, 
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§ 9 
Sdiweigepflicht 

(1) Der Angestellte hat über Angelegenheiten der 
Verwaltung oder des Betriebes, deren Geheimhal¬ 
tung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen oder 
auf Weisung des Arbeitgebers angeordnet ist, Ver¬ 
schwiegenheit zu bewahren. 

(2) Ohne Genehmigung des Arbeitgebers darf der 
Angestellte von dienstlichen Schriftstücken, For¬ 
meln, Zeichnungen, bildlichen Darstellungen, che¬ 
mischen Stoffen oder Werkstoffen, Herstellungsver¬ 
fahren, Maschinenteilen oder anderen geformten 
Körpern zu außerdienstlichen Zwecken weder sich 
noch einem anderen Kenntnis, Abschriften, Ab¬ 
oder Nachbildungen, Proben oder Probestücke ver¬ 
schaffen. Diesem Verbot unterliegen die Angestell¬ 
ten bezüglich der sie persönlich betreffenden Vor¬ 
gänge nicht, es sei denn, daß deren Geheimhaltung 
durch Gesetz oder dienstliche Anordnung vorge¬ 
schrieben ist. 

(3) Der Angestellte hat auf Verlangen des Arbeit¬ 
gebers dienstliche Schriftstücke, Zeichnungen, bild¬ 
liche Darstellungen usw. sowie Aufzeichnungen über 
Vorgänge der Verwaltung oder des Betriebes heraus¬ 
zugeben. 

(4) Der Angestellte hat auch nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses über Angelegenheiten, die der 
Schweigepflicht unterliegen, Verschwiegenheit zu 
bewahren. 

§ 10 
Belohnungen und Geschenke 

(1) Der Angestellte darf Belohnungen oder Ge¬ 
schenke in bezug auf seine dienstliche Tätigkeit nur 
mit Zustimmung des Arbeitgebers annehmen. 

(2) Werden dem Angestellten Belohnungen oder 
Geschenke in bezug auf seine dienstliche Tätigkeit 
angeboten, so hat er dies dem Arbeitgeber unver¬ 
züglich und unaufgefordert mitzuteilen. 

§ 11 
Nebentätigkeit 

Für die Nebentätigkeit des Angestellten finden 
die für die Beamten des Arbeitgebers jeweils gelten¬ 
den Bestimmungen sinngemäß Anwendung. Für 
die Anwendung der für die Beamten des Arbeitge¬ 
bers jeweils geltenden Bestimmungen sind vergleich¬ 
bar 

die Angestellten den Beamten 
der Vergütungsgruppe der Besoldungsgruppe 
X A 1 

DC, IX b. Kr. I A 2 
IX a. Kr. II A 3 
VIII A 5 
VII, Kr. Ill A 6 
VIb. Via, Kr. IV, Kr. V A 7 
V c, Kr. VI A 8 
Vb, Va,Kr.VII,Kr.Vni A 9 
IV b, Kr. IX A 10 
IV a, Kr. X, Kr. XI A 11 
III, Kr. XII A 12 
IIb, Ha, II A 13 

Ib A 14 
la A 15 
I A 16 

§ 12 
Versetzung und Abordnung 

(1) Der Angestellte kann aus dienstlichen oder be¬ 
trieblichen Gründen versetzt oder abgeordnet wer¬ 
den. Soll der Angestellte an eine Dienststelle außer¬ 
halb des bisherigen Dienstortes versetzt oder vor¬ 
aussichtlich länger als drei Monate abgeordnet wer¬ 
den, so ist er vorher zu hören. 

(2) Bei Bund und Ländern ist eine Versetzung nur 
innerhalb des Geschäftsbereiches der obersten Dienst¬ 
behörde zulässig. Mit seiner Zustimmung kann der 
Angestellte auch in den Geschäftsbereich einer ande¬ 
ren obersten Dienstbehörde des Arbeitgebers ver¬ 
setzt werden. 

(3) Während der Probezeit (§ 5) darf der Ange¬ 
stellte ohne seine Zustimmung weder versetzt noch 
abgeordnet werden. 

§ 13 
Personalakten 

(1) Der Angestellte hat ein Recht auf Einsicht in 
seine vollständigen Personalakten. Er kann das Recht 
auf Einsicht auch durch einen hierzu schriftlich Be¬ 
vollmächtigten ausüben. Die Vollmacht ist zu den 
Personalakten zu nehmen. Der Arbeitgeber kann ei¬ 
nen Bevollmächtigten zurückweisen, wenn es aus 
dienstlichen oder betrieblichen Gründen geboten ist. 

(2) Der Angestellte muß über Beschwerden und 
Behauptungen tatsächlicher Art, die für ihn ungün¬ 
stig sind oder ihm nachteilig werden können, vor 
Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 
Seine Äußerung ist zu den Personalakten zu neh¬ 
men. 

Protokollnotiz zu Absatz 1: 
Das Recht auf Akteneinsicht schließt das Recht ein, Abschrif¬ 
ten aus den Personalakten zu fertigen. 



- 177 - 

§ 14 
Haftung 

Für die Schadenshaftung des Angestellten finden 
die für die Beamten des Arbeitgebers jeweils gelten¬ 
den Vorschriften entsprechende Anwendung. 

Abschnitt IV 
Arbeitszeit 

§ 15 
Regelmäßige Arbeitszeit 

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließ¬ 
lich der Pausen durchschnittlich 40 Stunden wö¬ 
chentlich. Für die Berechnung des Durchschnitts der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist in der 
Regel ein Zeitraum von acht Wochen zugrunde zu 
legen. 

(2) Die regelmäßige Arbeitszeit kann verlängert 

werden 
bis zu zehn Stunden täglich (durchschnittlich 50 
Stunden wöchentlich), wenn in sie regelmäßig eine 
Arbeitsbereitschaft von durchschnittlich mindestens 
zwei Stunden täglich fällt, 
bis zu elf Stunden täglich (durchschnittlich 55 Stun¬ 
den wöchentlich), wenn in sie regelmäßig eine Ar¬ 
beitsbereitschaft von durchschnittlich mindestens 
drei Stunden täglich fällt, 
bis zu zwölf Stunden täglich (durchschnittlich 60 
Stunden wöchentlich), wenn der Angestellte ledig¬ 
lich an der Arbeitsstelle anwesend sein muß, um im 
Bedarfsfall vorkommende Arbeiten zu verrichten. 

(3) Die regelmäßige Arbeitszeit kann bis zu zehn 
Stunden täglich (durchschnittlich 50 Stunden wö¬ 
chentlich) verlängert werden, wenn Vor- und Ab¬ 
schlußarbeiten erforderlich sind. 

(4) In Verwaltungen und Betrieben, die in be¬ 
stimmten Zeiten des Jahres regelmäßig zu saisonbe¬ 
dingt erheblich verstärkter Tätigkeit genötigt sind, 
kann für diese Zeiten die regelmäßige Arbeitszeit 
bis zu 60 Stunden wöchentlich, jedoch nicht über 
zehn Stunden täglich, verlängert werden, sofern die. 
regelmäßige Arbeitszeit in den übrigen Zeiten des 
Jahres entsprechend verkürzt wird (Jahreszeiten¬ 
ausgleich). 

(5) Die Einführung von Kurzarbeit ist nach Maß¬ 
gabe der Anlage 5 zulässig. 

(6) In Verwaltungen und Betrieben, deren Auf¬ 
gaben Sonntags- und Feiertagsarbeit erfordern, muß 
an Sonntagen und an Wochenfeiertagen dienstplan¬ 
mäßig bzw. betriebsüblich gearbeitet werden. Es 
sollen jedoch im Monat zwei Sonntage arbeitsfrei 

sein, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Ver¬ 
hältnisse es zulassen. Die dienstplanmäßige bzw. be¬ 
triebsübliche Arbeitszeit an einem Sonntag ist durch 
eine entsprechende zusammenhängende Freizeit an 
einem Werktag oder ausnahmsweise an einem Wo¬ 
chenfeiertag der laufenden oder der folgenden Wo¬ 
che auszugleichen. Erfolgt der Ausgleich an einen 
Wochenfeiertag, wird für jede auszugleichende Ar¬ 
beitsstunde die Stundenvergütung (§ 35 Abs. 3 Un- 
terabs. 1) gezahlt. 

Die dienstplanmäßige bzw. betriebsübliche Ar¬ 
beitszeit an einem Wochenfeiertag soll auf Antrag 
des Angestellten durch eine entsprechende zusam¬ 
menhängende Freizeit an einem Werktag der lau¬ 
fenden oder der folgenden Woche unter Fortzah¬ 
lung der Vergütung (§ 26) und der in Monatsbeträ¬ 
gen festgelegten Zulagen ausgeglichen werden, wenn 
die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es 
zulassen. 

(7) Die Arbeitszeit beginnt und endet an der Ar¬ 
beitsstelle, bei wechselnden Arbeitsstellen an der je¬ 
weils vorgeschriebenen Arbeitsstelle oder am Sam¬ 
melplatz. 

(8) Woche ist der Zeitraum von Sonntag 6 Uhr bis 
zum folgenden Sonntag 6 Uhr. Bei Wechselschicht¬ 
arbeit beginnt die Woche mit Beginn der dienstplan¬ 
mäßigen bzw. betriebsüblichen Frühschicht am Sonn¬ 
tag und endet mit Beginn der dienstplanmäßigen 
bzw. betriebsüblichen Frühschicht des folgenden 
Sonntags. 

Dienstplanmäßige Arbeit ist die Arbeit, die inner¬ 
halb der regelmäßigen Arbeitszeit an den nach dem 
Dienstplan festgelegten Kalendertagen regelmäßig 
zu leisten ist. 

Arbeit an Sonntagen ist die Arbeit zwischen Sonn¬ 
tag 6 Uhr und Montag 6 Uhr; entsprechendes gilt 
für Arbeit an Feiertagen, Vorfesttagen (§ 16 Abs. 2) 
und Samstagen. Bei Wechselschichtarbeit ist der Be¬ 
ginn der dienstplanmäßigen bzw. betriebsüblichen 
Frühschicht maßgebend. 

Wochenfeiertage sind die Werktage, die gesetzlich 
oder aufgrund gesetzlicher Vorschriften durch be¬ 
hördliche Anordnung zu gesetzlichen Feiertagen er¬ 
klärt sind und für die Arbeitsruhe angeordnet ist. 

Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 
6 Uhr, bei Wechselschichtarbeit die Arbeit in der 
dienstplanmäßigen bzw. betriebsüblichen Nacht¬ 

schicht. 

Protokollnotiz zu Absatz 5: 
Bis zur Vereinbarung der Anlage 5 verbleibt es für die Ein¬ 
führung von Kurzarbeit bei den gesetzlichen Vorschriften. 
Protokollnotiz zu Absatz 7: 
Der Begriff der Arbeitsstelle ist weiter als der Begriff des Ar¬ 
beitsplatzes. Er umfaßt z.B. die Dienststelle oder den Betrieb, 
während unter dem Arbeitsplatz der Platz zu verstehen ist, 
an dem der Angestellte tatsächlich arbeitet. 
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§ 16 
Arbeitszeit an Samstagen und Vorfesttagen 

(1) Soweit die dienstlidien oder betrieblidien Ver¬ 
hältnisse es zulassen, soll an Samstagen nicht gear¬ 
beitet werden. 

(2) An dem Tage vor Neujahr, vor Ostersonntag, 
vor Pfingstsonntag oder vor dem ersten Weihnachts¬ 
feiertag wird, soweit die dienstlichen oder betriebli¬ 
chen Verhältnisse es zulassen, ab 12 Uhr Arbeitsbe¬ 
freiung unter Fortzahlung der Vergütung (§ 26) 
und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen er¬ 
teilt. Dem Angestellten, dem diese Arbeitsbefreiung 
aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen nicht 
erteilt werden kann, wird an einem anderen Tage 
entsprechende Freizeit unter Fortzahlung der Ver¬ 
gütung (§ 26) und der in Monatsbeträgen festgeleg¬ 
ten Zulagen erteilt. Kann auch diese Freizeit nicht 
erteilt werden, wird für die Arbeitszeit, die zwischen 
12 und 6 Uhr des darauffolgenden Tages, bei Wech¬ 
selschichtarbeit zwischen 12 Uhr und dem Beginn 
der dienstplanmäßigen bzw. betriebsüblichen Früh¬ 
schicht des darauffolgenden Tages, liegt, der Zeit¬ 
zuschlag nach § 35 Abs. 1 Satz 2 Buchst, d gezahlt. 

§ 16 a 
Nichtdienstplanmäßige Arbeit 

(1) Werden in unmittelbarem Anschluß an die 
dienstplanmäßige bzw. betriebsübliche tägliche Ar¬ 
beitszeit mindestens zwei Arbeitsstunden geleistet, 
ist eine viertelstündige, werden mehr als drei Ar¬ 
beitsstunden geleistet, ist eine insgesamt halbstün¬ 
dige Pause zu gewähren, die als Arbeitszeit anzu¬ 
rechnen ist. 

(2) Wird Nacht-, Sonntags- oder Feiertagsarbeit 
geleistet, die sich nicht unmittelbar an die dienst¬ 
planmäßige bzw. betriebsübliche tägliche Arbeitszeit 
anschließt, werden für die Vergütungsberechnung 
mindestens drei Arbeitsstunden angesetzt. Bei meh¬ 
reren Inanspruchnahmen bis zum nächsten dienst¬ 
planmäßigen bzw. betriebsüblichen Arbeitsbeginn 
wird die Stundengarantie nach Satz 1 nur einmal, 
und zwar für die kürzeste Inanspruchnahme ange¬ 
setzt. 

Voraussetzung für die Anwendung des Unterab¬ 
satzes 1 ist bei Angestellten, die innerhalb der Ver¬ 
waltung oder des Betriebes wohnen, daß die Arbeits¬ 
leistung außerhalb der Verwaltung oder des Betrie¬ 
bes erbracht wird. 

Unterabsatz 1 gilt nicht für gelegentliche unwesent¬ 
liche Arbeitsleistungen, die die Freizeit des Ange¬ 
stellten nur unerheblich (etwa 15 Minuten) in An¬ 
spruch nehmen, oder für Arbeitsleistungen während 
der Rufbereitschaft. 

§ 17 
Überstunden 

(1) Überstunden sind die auf Anordnung geleisteten 
Arbeitsstunden, die über die im Rahmen der regel¬ 
mäßigen Arbeitszeit (§15 Abs. 1 bis 4 und die ent¬ 
sprechenden Sonderregelungen hierzu) für die Wo¬ 
che dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich festgesetz¬ 
ten Arbeitsstunden hinausgehen. 

Überstunden sind auf dringende Fälle zu be¬ 
schränken und möglichst gleichmäßig auf die Ange¬ 
stellten zu verteilen. Soweit ihre Notwendigkeit 
voraussehbar ist, sind sie spätestens am Vortage an¬ 
zusagen. 

Die im Rahmen des § 15 Abs. 3 für die Woche 
dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich festgesetzten 
Arbeitsstunden, die über die im Rahmen der regel¬ 
mäßigen Arbeitszeit des § 15 Abs. 1 festgesetzten 
Arbeitsstunden hinausgehen, gelten für die Vergü¬ 
tungsberechnung als Überstunden. 

(2) Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstli¬ 
chen Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort 
als Arbeitszeit. Es wird jedoch für jeden Tag ein¬ 
schließlich der Reisetage mindestens die dienstplan¬ 
mäßige bzw. betriebsübliche Arbeitszeit berüchsich- 
tigt. 

Muß bei eintägigen Dienstreisen von Angestellten, 
die in der Regel an mindestens zehn Tagen im Mo¬ 
nat außerhalb ihres ständigen Dienstortes arbeiten, 
am auswärtigen Geschäftsort mindestens die dienst¬ 
planmäßige bzw. betriebsübliche Arbeitszeit abge¬ 
leistet werden und müssen für die Hin- und Rück¬ 
reise zum und vom Geschäftsort einschließlich der 
erforderlichen Wartezeiten mehr als zwei Stunden 
aufgewendet werden, wird der Arbeitszeit eine 
Stunde hinzugerechnet. 

(3) Bei der Überstundenberechnung sind für jeden 
im Berechnungszeitraum liegenden Urlaubstag, 
Krankheitstag sowie für jeden sonstigen Tag ein¬ 
schließlich eines Wochenfeiertages, an dem der An¬ 
gestellte von der Arbeit freigestellt war, die Stun¬ 
den mitzuzählen, die der Angestellte ohne diese 
Ausfallgründe innerhalb der regelmäßigen Arbeits¬ 
zeit dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich geleistet 
hätte. Vor- oder nachgeleistete Arbeitsstunden blei¬ 
ben unberücksichtigt. 

(4) Gelegentliche Überstunden können für insge¬ 
samt sechs Arbeitstage innerhalb eines Kalendermo¬ 
nats auch vom unmittelbaren Vorgesetzten ange¬ 
ordnet werden. Andere Überstunden sind vorher 
schriftlich anzuordnen. 

(5) Überstunden sind grundsätzlich bis zum Ende 
des nächsten Kalendermonats durch entsprechende 
Arbeitsbefreiung auszugleichen. Für die Zeit, in der 
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Überstunden ausgeglichen werden, werden die Ver¬ 
gütung (§ 26) und die in Monatsbeträgen festgeleg¬ 
ten Zulagen fortgezahlt. Im übrigen wird für die 
ausgeglichenen Überstunden nach Ablauf des Aus¬ 
feleichszeitraumes lediglich der Zeitzuschlag für 
Überstunden (§ 35 Abs. 1 Satz 2 Buchst, a) gezahlt. 
Für jede nicht ausgeglichene Überstunde wird die 
Überstunden Vergütung (§ 35 Abs. 3 Unterabs. 2) 
gezahlt. 

(6) Angestellte der Vergütungsgruppe Ib bis II b 
bei obersten Bundesbehörden und obersten Landes¬ 
behörden mit Ausnahme des Landes Berlin, der 
Freien Hansestadt Bremen sowie der Freien Hanse¬ 
stadt Hamburg erhalten nur dann Überstunden¬ 
vergütung, wenn die Leistung der Überstunden für 
sämtliche Bedienstete ihrer Dienststelle, gegebenen¬ 
falls ihrer Verwaltungseinheit, angeordnet ist. An¬ 
dere über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus gelei¬ 
stete Arbeit dieser Angestellten ist durch die Ver¬ 
gütung (§ 26) abgegolten. 

(7) Für Angestellte der Vergütungsgruppen I und 
I a bei obersten Bundesbehörden und obersten Lan¬ 
desbehörden mit Ausnahme des Landes Berlin, der 
Freien Hansestadt Bremen sowie der Freien Hanse¬ 
stadt Hamburg sind Überstunden durch die Ver¬ 
gütung (§ 26) abgegolten. 
Protokollnotiz zu den Absätzen 6 und 7: 
Die Ausnahme für die Angestellten des Landes Berlin gilt nicht 
für die Angestellten beim Senator für Bundesangelegenheiten, 
Dienststelle Bonn, beim Senator für Finanzen, Zentrale Da¬ 
tenstelle der Landesfinanzminister, und beim Senator für 
Wissenschaft und Kunst, Sekretariat der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister. 

§ 18 
Arbeitsversäumnis 

(1) Der Angestellte darf nur mit vorheriger Zu¬ 
stimmung des Arbeitgebers von der Arbeit fern- 
bleiben. Kann die Zustimmung den Umständen 
nach vorher nicht eingeholt werden, so ist sie un¬ 
verzüglich zu beantragen. 

(2) Bei nicht genehmigtem Fernbleiben hat der An¬ 
gestellte keinen Anspruch auf Fortzahlung der Be¬ 
züge. 

(3) Arbeitsunfähigkeit ist unverzüglich anzuzei¬ 
gen. Dauert eine durch Erkrankung oder Unfall 
verursachte Arbeitsunfähigkeit länger als drei Tage, 
so hat der Angestellte außerdem spätestens am vier¬ 
ten Tage eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen; er 
trägt die Kosten dieser Bescheinigung. In besonderen 
Einzelfällen ist der Dienststellenleiter berechtigt, 
auch früher eine ärztliche Bescheinigung zu verlan¬ 
gen. Eine Bescheinigung der Krankenkasse ersetzt 
die ärztliche Bescheinigung. 

Abschnitt V 
Beschäftigungszeit, Dienstzeit 

§ 19 
Beschäftigungszeit 

(1) Beschäftigungszeit ist die bei demselben Ar¬ 
beitgeber nach Vollendung des achtzehnten Lebens¬ 
jahres in einem Arbeitsverhältnis zurückgelegte Zeit, 
auch wenn sie unterbrochen ist. Zeiten einer Tätig¬ 
keit mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäftigten 
Angestellten werden nicht berücksichtigt. Ist der 
Angestellte aus seinem Verschulden oder auf eigenen 
Wunsch aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden, 
so gilt die vor dem Ausscheiden liegende Zeit nicht 
als Beschäftigungszeit, es sei denn, daß er das Ar¬ 
beitsverhältnis wegen eines mit Sicherheit erwarte¬ 
ten Personalabbaues oder wegen Unfähigkeit zur 
Fortsetzung der Arbeit infolge einer Körperbeschä¬ 
digung oder einer in Ausübung oder infolge seiner 
Arbeit erlittenen Gesundheitsschädigung aufgelöst 
hat oder die Nichtanrechnung der Beschäftigungs¬ 
zeit aus sonstigen Gründen eine unbillige Härte dar¬ 
stellen würde. 

Ist infolge der Kriegsereignisse oder der staats¬ 
rechtlichen Umwälzung der frühere Arbeitgeber 
fortgefallen, so gelten als Beschäftigungszeit bei 
demselben Arbeitgeber 

a) für Angestellte des Bundes 
Beschäftigungszeiten bei Dienstellen des Reiches, 
eines Landes oder einer sonstigen Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, deren Aufgaben der 
Bund ganz oder überwiegend übernommen hat, 

b) für Angestellte der Länder 
Beschäftigungszeiten bei Dienststellen des Rei¬ 
ches, eines Landes oder einer sonstigen Körper¬ 
schaft des öffentlichen Rechts, die im Gebiet des 
betreffenden Landes lagen und deren Aufgaben 
das Land ganz oder überwiegend übernommen 
hat, 

c) für Angestellte der Gemeinden 
Beschäftigungszeiten bei einer Dienststelle des 
Reiches oder eines Landes, deren Aufgaben die 
Gemeinde ganz oder überwiegend übernommen 
hat. 

Übernimmt ein Arbeitgeber eine Dienststelle oder 
geschlossene Teile einer solchen von einem Arbeit¬ 
geber, der von diesem Tarifvertrag erfaßt wird oder 
diesen oder einen Tarifvertrag wesentlich gleichen 
Inhalts anwendet, so werden die bei der Dienststelle 
bis zur Übernahme zurückgelegten Zeiten nach Maß¬ 
gabe der vorstehenden Sätze als Beschäftigungszeit 
angerechnet. Das gleiche gilt, wenn der Arbeitgeber 
bereits vor dem Abschluß dieses Tarifvertrages ge- 
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wechselt hat. Die Sätze 5 und 6 finden im Bereich des 
Bundes sinngemäß Anwendung bei Übernahme von 
Einrichtungen der Stationierungsstreitkräfte oder 
von geschlossenen Teilen solcher Einrichtungen für 
die Zeit nach dem 5. Mai 1955. 

(2) Ist ein früheres Arbeitsverhältnis im Sinne des 
Absatzes 1 durch Einberufung zum aktiven Wehr¬ 
dienst oder Reichsarbeitsdienst oder durch eine son¬ 
stige Dienstverpflichtung vor dem 8. Mai 1945 be¬ 
endet worden, so wird auch die Zeit der Arbeitsun¬ 
terbrechung als Beschäftigungszeit angerechnet, 
wenn der Angestellte sich nach Fortfall des Hinde¬ 
rungsgrundes unverzüglich bei demselben Arbeitge¬ 
ber zur Wiederaufnahme der Arbeit gemeldet hat. 
Das gleiche gilt für Angestellte, die als politisch, ras¬ 
sisch oder religiös Verfolgte im Sinne des § 1 des Ge¬ 
setzes zur Regelung der Wiedergutmachung natio¬ 
nalsozialistischen Unrechts für Angehörige des öf¬ 
fentlichen Dienstes vor dem 8. Mai 1945 entlassen 
oder inhaftiert worden sind. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für ehe¬ 
malige Beamte, jedoch nicht für Ehrenbeamte und 
für Beamte, die nur nebenbei beschäftigt werden. 

(4) Andere als die vorgenannten Zeiten dürfen bei 
Bund und Ländern nur durch Entscheidung der 
obersten Dienstbehörde im Einvernehmen mit der 
für das Personalwesen (Tarifrecht) zuständigen 
obersten Dienstbehörde als Beschäftigungszeiten an¬ 
gerechnet werden. 

Bei den Mitgliedern im Bereich der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände soll die An¬ 
rechnung anderer als der vorgenannten Zeiten als 
Beschäftigungszeiten bei einem Wechsel zwischen der 
Gemeinde und ihrem in privater Rechtsform ge¬ 
führten Betrieb erfolgen. 

§ 20 
Dienstzeit 

(1) Die Dienstzeit umfaßt die Beschäftigungszeit 
(§ 19) und die nach den Absätzen 2 bis 6 angerechne¬ 
ten Zeiten einer früheren Beschäftigung, soweit diese 
nicht schon bei der Berechnung der Beschäftigungs¬ 
zeit berüchsichtigt sind. 

(2) Anzurechnen sind die Zeiten einer nach Voll¬ 
endung des achtzehnten Lebensjahres beruflich im 
Beamten-, Angestellten- oder Arbeiterverhältnis 
verbrachten Tätigkeit 

a) beim Bund, bei den Ländern, bei den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden im Bereich der Bundes¬ 
republik und sonstigen Mitgliedern der Arbeit¬ 
geberverbände, die der Vereinigung der kommu¬ 
nalen Arbeitgeberverbände angehören, 

b) bei kommunalen Spitzenverbänden, 

c) bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, die diesen oder einen Tarif¬ 
vertrag wesentlich gleichen Inhalts anwenden, 

d) bei zonalen und mehrzonalen Behörden inner¬ 
halb des Bereichs der Bundesrepublik und bei der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, 

e) beim Reich, bei den damaligen Ländern und bei 
den im Reichsgebiet befindlichen Gemeinden und 
Gemeindeverbänden bis zum 8. Mai 1945, 

f) bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts im Bereich der Bundesrepu¬ 
blik, die unter den Geltungsbereich der TO.A ge¬ 
fallen sind oder die TO.A kraft Gesetzes oder 
Dienstordnung angewendet haben, jedoch nur 
Zeiten bis zum Inkrafttreten dieses Tarifvertra¬ 
ges, 

g) bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts im Reichsgebiet, die unter 
den Geltungsbereich der TO.A gefallen sind oder 
die TO.A kraft Gesetzes oder Dienstordnung an¬ 
gewendet haben, jedoch nur Zeiten bis zum 8. 
Mai 1945. 

Volksdeutschen Vertriebenen und Umsiedlern 
sind Zeiten gleichartiger Tätigkeit im Dienste eines 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Herkunfts¬ 
land in sinngemäßer Anwendung des Satzes 1 anzu¬ 
rechnen. 

(3) Die in Absatz 2 aufgeführten Zeiten werden 
nicht angerechnet, wenn der Angestellte das Ar¬ 
beitsverhältnis gekündigt oder vorzeitig aufgelöst 
hat, oder wenn es aus einem von ihm verschuldeten 
Grunde beendet worden ist. Dies gilt nicht, wenn 
der Angestellte im Anschluß an das bisherige Ar¬ 
beitsverhältnis zu einer anderen Dienststelle dessel¬ 
ben Arbeitgebers oder zu einem anderen Arbeitge¬ 
ber des öffentlichen Dienstes im Sinne des Absatzes 
2 übergetreten ist oder wenn er das Arbeitsverhält¬ 
his wegen eines mit Sicherheit erwarteten Personal¬ 
abbaues oder wegen Unfähigkeit zur Fortsetzung 
der Arbeit infolge einer Körperbeschädigung oder 
einer in Ausübung oder infolge seiner Arbeit erlitte¬ 
nen Gesundheitsschädigung aufgelöst hat oder die 
Nichtanrechnung eine unbillige Härte darstellen 
würde. Die Sätze 1 und 2 gelten sinngemäß für ehe¬ 
malige Beamte. 

(4) Die bei einem nicht in Absatz 2 Buchst, a) und 
c) genannten Arbeitgeber außerhalb der Bunciesre- 
publik nach dem 8. Mai 1945 und nach Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres im deutschen öffent¬ 
lichen Dienst zurückgelegten Zeiten im Beamten-, 
Angestellten- und Arbeiterverhältnis können ange¬ 
rechnet werden. 

(5) Die Zeit anderer beruflicher Tätigkeit nach 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres kann ganz 
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oder teilweise angerechnet werden, wenn die Tätig¬ 
keit Voraussetzung für die Einstellung war. 

(6) Anzurechnen sind ferner 

a) Die Zeiten erfüllter Dienstpflicht in der Bundes¬ 
wehr oder in der früheren Deutschen Wehrmacht 
und im Reichsarbeitsdienst (aktive Dienstpflicht 
und Übungen), Zeiten des zivilen Ersatzdienstes 
nach dem Gesetz über den zivilen Ersatzdienst 
und Zeiten des Zivildienstes nach dem Zivil¬ 
dienstgesetz sowie Zeiten einer Tätigkeit als Ent¬ 
wicklungshelfer, soweit diese vom Wehr- oder 
Zivildienst befreit, 

b) die Zeiten des Kriegsdienstes im Verbände der 
früheren deutschen Wehrmacht, 

c) die im Soldatenverhältnis in der Bundeswehr oder 
in der früheren Deutschen Wehrmacht (einschl. 
Reichswehr) zurückgelegten Zeiten und Dienst¬ 
zeiten im Reichsarbeitsdienst, soweit sie nicht 
nach Buchst, a) oder b) anzurechnen sind; Abs. 3 
Satz 1 und 2 ist sinngemäß anzuwenden, 

d) die Zeiten einer Kriegsgefangenschaft als deut¬ 
scher Staatsangehöriger oder deutscher Volkszu¬ 
gehöriger, 

e) die Zeiten einer auf dem Kriegszustand beru¬ 
henden Zivilinternierung oder Gefangenschaft 
als deutscher Staatsangehöriger oder deutscher 
Volkszugehöriger nach Vollendung des sechzehn¬ 
ten Lebensjahres, 

f) im Bereich des Bundes die Zeiten nach dem 5. Mai 
1955, die nach Vollendung des 18. Lebensjahres 
ununterbrochen im Dienst der Stationierungs¬ 
streitkräfte abgeleistet worden sind, wenn sich 
der Angestellte unverzüglich nach Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses mit den Stationierungs¬ 
streitkräften um Einstellung beim Bund bewor¬ 
ben hat und innerhalb eines Zeitraums von sechs 
Monaten nach Beendigung dieses Arbeitsverhält¬ 
nisses eingestellt wird; Absatz 3 Satz 1 und 2 ist 
sinngemäß anzuwenden. 

Protokollnotiz zu Absatz 2 Buchst, a) und c): 
Maßgebend für die Mitgliedschaft bei der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände bzw. die Anwendung eines 
Tarifvertrages wesentlich gleichen Inhalts ist der Einstellungs¬ 
tag des Angestellten. 
Protokollnotiz zu Absatz 6 Buchst, b) und d): 
Zu den Zeiten des Kriegsdienstes oder einer Kriegsgefangen¬ 
schaft rechnen auch Zeiten einer stationären Lazarett- oder 
Krankenhausbehandlung, die sich an die Entlassung aus dem 
Kriegsdienst oder aus einer Kriegsgefangenschaft unmittelbar 
angeschlossen haben und die wegen einer anerkannten Ge¬ 
sundheitsschädigung im Sinne des § 1 des Bundesversorgungs¬ 
gesetzes erforderlich waren. 

$ 21 
Ausschlußfrist 

Der Angestellte hat die anrechnungsfähigen Be- 
schäftigungs- und Dienstzeiten innerhalb einer Aus¬ 

schlußfrist von drei Monaten nach Aufforderung 
durch den Arbeitgeber nachzuweisen. Zeiten, für die 
der Nachweis nicht fristgemäß erbracht wird, wer¬ 
den nicht angerechnet. Kann der Nachweis aus ei¬ 
nem vom Angestellten nicht zu vertretenden Grunde 
innerhalb der Ausschlußfrist nicht erbracht werden, 
so ist die Frist auf einen vor Ablauf der Ausschluß¬ 
frist zu stellenden Antrag angemessen zu verlän¬ 
gern. 

Abschnitt VI 
Eingruppierung 

$ 22 
Eingruppierung 

(1) Die Eingruppierung der Angestellten richtet 
sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungs¬ 
ordnung (Anlagen 1 a und 1 b). Der Angestellte er¬ 
hält Vergütung nach der Vergütungsgruppe, in der 
er eingruppiert ist. 

(2) Der Angestellte ist in der Vergütungsgruppe 
eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die ge¬ 
samte von ihm nicht nur vorübergehend auszu¬ 
übende Tätigkeit entspricht. 

Die gesamte auszuübende Tätigkeit entspricht den 
Tätigkeitsmerkmalen einer Vergütungsgruppe, wenn 
zeitlich mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge an¬ 
fallen, die für sich genommen die Anforderungen 
eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrere Tätig¬ 
keitsmerkmale dieser Vergütungsgruppe erfüllen. 
Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel 
erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge 
festgestellt werden (z. B. vielseitige Fachkenntnisse), 
sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob 
diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu 
beurteilen. 

Werden in einem Tätigkeitsmerkmal mehrere 
Anforderungen gestellt, gilt das in Unterabsatz 2 
Satz 1 bestimmte Maß, ebenfalls bezogen auf die ge¬ 
samte auszuübende Tätigkeit, für jede Anforderung. 

Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein von Unter¬ 
absatz 2 oder 3 abweichendes zeitliches Maß be¬ 
stimmt, gilt dieses. 

Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung 
eine Voraussetzung in der Person des Angestellten 
bestimmt, muß auch diese Anforderung erfüllt sein. 

(3) Die Vergütungsgruppe des Angestellten ist im 
Arbeitsvertrag anzugeben. 

Protokollnotizen zu Absatz 2: 
1. Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zu¬ 

sammenhangsarbeiten), die bezogen auf den Aufgabenkreis 
des Angestellten, zu einem bei natürlicher Betrachtung ab- 
grenzbaren Arbeitsergebnis führen (z. B. unterschriftsreife 
Bearbeitung eines Aktenvorgangs, Erstellung eines EKG, 
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Fertigung einer Bauzeichnung, Eintragung in das Grund- 
budi, Konstruktion einer Brücke oder eines Brückenteils, 
Bearbeitung eines Antrags auf Wohngeld, Festsetzung einer 
Leistung nach dem Bundessozialhilfegesetz). Jeder einzelne 
Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei 
hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten 
werden. 

2. Eine Anforderung im Sinne des Unterabsatzes 2 ist auch das 
in einem Tätigkeitsmerkmal geforderte Herausheben der 
Tätigkeit aus einer niedrigeren Vergütungsgruppe. 

$ 23 
Eingruppierung in besonderen Fällen 

Ist dem Angestellten eine andere, höherwertige 
Tätigkeit nicht übertragen worden, hat sich aber die 
ihm übertragene Tätigkeit (§ 22 Abs. 2 Unterabs. 1) 
nicht nur vorübergehend derart geändert, daß sie 
den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als seiner 
bisherigen Vergütungsgruppe entspricht ($ 22 Abs. 2 
Unterabs. 2 bis 5), und hat der Angestellte die hö¬ 
herwertige Tätigkeit ununterbrochen sechs Monate 
lang ausgeübt, ist er mit Beginn des darauffolgenden 
Kalendermonats in der höheren Vergütungsgruppe 
eingruppiert. Für die zurückliegenden sechs Kalen¬ 
dermonate gilt § 24 Abs. 1 sinngemäß. 

Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tä¬ 
tigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, Arbeitsun¬ 
fähigkeit, Kur- oder Heilverfahren oder Vorberei¬ 
tung auf eine Fachprüfung für die Dauer von insge¬ 
samt nicht mehr als sechs Wochen unterbrochen 
worden, wird die Unterbrechungszeit in die Frist 
von sechs Monaten eingerechnet. Bei einer längeren 
Unterbrechung oder bei einer Unterbrechung aus 
anderen Gründen beginnt die Frist nach der Beendi¬ 
gung der Unterbrechung von neuem. 

Wird dem Angestellten vor Ablauf der sechs Mo¬ 
nate wieder eine Tätigkeit zugewiesen, die den Tä¬ 
tigkeitsmerkmalen seiner bisherigen Vergütungs¬ 
gruppe entspricht, gilt § 24 Abs. 1 sinngemäß. 

$ 23 a 
Bewährungsaufstieg im Bereich des Bundes und im 

Bereich der Tarifgemeinschaft: deutscher Länder 

Der Angestellte, der ein in der Anlage 1 a mit dem 
Hinweiszeichen gekennzeichnetes Tätigkeitsmerk¬ 
mal erfüllt, ist nach Erfüllung der vorgeschriebenen 
Bewährungszeit höhergruppiert. 
Für die Erfüllung der Bewährungszeit gilt folgendes: 

1. Das Erfordernis der Bewährung ist erfüllt, wenn 
der Angestellte während der vorgeschriebenen 
Bewährungszeit sich den in der ihm übertragenen 
Tätigkeit auftretenden Anforderungen gewach¬ 
sen gezeigt hat. Maßgebend ist hierbei die Tätig¬ 
keit, die der Vergütungsgruppe entspricht, in der 
der Angestellte eingruppiert ist. 

2. In den Fällen des § 23 beginnt die Bewährungs¬ 
zeit in der Vergütungsgruppe, aus der der Ange¬ 
stellte im Wege des Bewährungsaufstiegs aufrük- 
ken kann, an dem Tage, von dem an er aufgrund 
dieser Vorschrift in dieser Vergüungsgruppe ein¬ 
gruppiert ist. 

3. Die vorgeschriebene Bewährungszeit braucht 
nicht bei demselben Arbeitgeber zurückgelegt zu 
sein. Sie kann auch zurückgelegt sein bei 
a) anderen Arbeitgebern, die vom BAT erfaßt 

werden, 
b) Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des 

öffentlichen Rechts, die den BAT oder einen 
Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts an¬ 
wenden, 

c) Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des 
öffentlichen Rechts im Bereich der Bundesre¬ 
publik Deutschland, die unter den Geltungs¬ 
bereich der TO.A gefallen sind oder die TO.A 
kraft Gesetzes oder Dienstordnung angewen- 
dent haben, jedoch nur Zeiten bis zum In¬ 
krafttreten dieses Tarifvertrages. 

Maßgebend dafür, ob die in Buchstaben a) und 
b) genannten Arbeitgeber vom BAT erfaßt wer¬ 
den bzw. einen Tarifvertrag wesentlich gleichen 
Inhalts anwenden, ist der Einstellungstag des An¬ 
gestellten. 

4. Die Bewährungszeit muß ununterbrochen zu¬ 
rückgelegt sein. Unterbrechungen von jeweils bis 
zu sechs Monaten — bei Ableistung des Grund¬ 
wehrdienstes, des zivilen Einsatzdienstes nach 
dem Gesetz über den zivilen Ersatzdienst, des Zi¬ 
vildienstes nach dem Zivildienstgesetz und bei 
Arbeitsunfähigkeit im Sinne des § 37 Abs. 1 bis 
zu deren Dauer — sind unschädlich. 
Die Zeiten der Unterbrechung, mit Ausnahme 
a) eines Urlaubs nach den §§ 47 bis 49, 
b) eines Sonderurlaubs nach § 50 Abs. 1 
c) einer Arbeitsbefreiung nach § 52, 
d) einer Arbeitsunfähigkeit im Sinne des § 37 

Abs. 1 bis zu 26 Wochen, 
e) der Schutzfristen nach dem Mutterschutzge¬ 

setz, 
werden auf die Bewährungszeit jedoch nicht an¬ 
gerechnet. 

5. Auf die vorgeschriebene Bewährungszeit werden 
unter den Voraussetzungen der Nr. 4 die Zeiten 
angerechnet, während derer der Angestellte 
a) in einer höheren Vergütungsgruppe eingrup¬ 

piert war, 
b) die Tätigkeitsmerkmale einer höheren Ver¬ 

gütungsgruppe erfüllt hatte, aber noch in der 
Vergütungsgruppe eingruppiert war, aus der 
er im Wege des Bewährungsaufstiegs aufrük- 
ken kann. 
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c) noch nicht in der Vergütungsgruppe eingrup¬ 
piert war, aus der er im Wege des Bewährungs¬ 
aufstiegs aufrüdct, während derer er aber die 
Tätigkeitsmerkmale dieser oder einer höhe¬ 
ren Vergütungsgruppe erfüllt und hierfür 
eine Zulage nach § 24 erhalten hat. 

6. Bewährungszeiten, in denen der Angestellte re¬ 
gelmäßig mit mindestens drei Viertel der regel¬ 
mäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden voll- 
beschäftigten Angestellten beschäftigt war, wer¬ 
den voll, Bewährungszeiten, in denen er mit min¬ 
destens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
beschäftigt war, werden zur Hälfte angerechnet. 

7. Erfüllt der Angestellte, der im Wege des Bewäh¬ 
rungsaufstiegs in der Vergütungsgruppe VII ein¬ 
gruppiert ist, später ein anderes Tätigkeitsmerk¬ 
mal dieser Vergütungsgruppe, so beginnt die Be¬ 
währungszeit in dieser Vergütungsgruppe oder 
eine sonstige für eine Höhergruppierung maß¬ 
gebliche Zeit zu dem Zeitpunkt, von dem an er 
aufgrund der ausgeübten Tätigkeit in dieser Ver¬ 
gütungsgruppe eingruppiert gewesen wäre. Die¬ 
ser Zeitpunkt ist auf Antrag des Angestellten 
festzuhalten. 

8. Der Anspruch auf Eingruppierung in eine be¬ 
stimmte Vergütungsgruppe im Wege des Bewäh¬ 
rungsaufstiegs der nadi dem 31. Dezember 1965 
erworben worden ist oder vor dem 1. Januar 
1966 hätte erworben werden können, wenn der 
Tarifvertrag über den Bewährungsaufstieg vom 
25. März 1966 bereits vor dem 1. Januar 1966 ge¬ 
golten hätte, besteht audi für ein neues Arbeits¬ 
verhältnis. Dies gilt nicht, wenn die Beschäfti¬ 
gung bei demselben Arbeitgeber oder bei den in 
Nr. 3 Satz 2 genannten Arbeitgebern für den Be¬ 
währungsaufstieg 
a) in die Vergütungsgruppe VII um länger als 

drei zusammenhängende Jahre, 
b) in die Vergütungsgruppen VIb, IVb und Ib 
um länger als fünf zusammenhängende Jahre 
unterbrochen war. 

§ 24 
Vorübergehende Ausübung einer höherwertigen 

Tätigkeit 

(1) Wird dem Angestellten vorübergehend eine 
andere Tätigkeit (§ 22 Abs. 2 Unterabs. 1) übertra¬ 
gen, die den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als 
seiner Vergütungsgruppe entspricht (§ 22 Abs. 2 
Unterabs. 2 bis 5), und hat er sie mindestens einen 
Monat ausgeübt, erhält er für den Kalendermonat, 
in dem er mit der ihm übertragenen Tätigkeit be¬ 
gonnen hat, und für jeden folgenden vollen Kalen¬ 
dermonat dieser Tätigkeit eine persönliche Zulage. 

(2) Wird dem Angestellten vertretungsweise eine 
andere Tätigkeit (§ 22 Abs. 2 Unterabs. 1) übertra¬ 
gen, die den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als 
seiner Vergütungsgruppe entspricht (§ 22 Abs. 2 Un¬ 
terabs. 2 bis 5), und hat die Vertretung länger als 
drei Monate gedauert, erhält er nach Ablauf dieser 
Frist eine persönliche Zulage für den letzten Kalen¬ 
dermonat der Frist und für jeden folgenden vollen 
Kalendermonat der weiteren Vertretung. Bei Be¬ 
rechnung der Frist sind bei mehreren Vertretungen 
Unterbrechungen von weniger als jeweils drei Wo¬ 
chen unschädlich. Auf die Frist von drei Monaten 
sind Zeiten der Ausübung einer höherwertigen Tä¬ 
tigkeit nach Absatz 1 anzurechnen, wenn die Ver¬ 
tretung sich unmittelbar anschließt oder zwischen 
der Beendigung der höherwertigen Tätigkeit und 
der Aufnahme der Vertretung ein Zeitraum von 
weniger als drei Wochen liegt. 

(3) Die persönliche Zulage bemißt sich aus dem 
Unterschied zwischen der Vergütung, die dem An¬ 
gestellten zustehen würde, wenn er in der höheren 
Vergütungsgruppe eingruppiert wäre, und der Ver¬ 
gütung der Vergütungsgruppe, in der er eingrup¬ 

piert ist. 
Zu den Vergütungen im Sinne des Satzes 1 gehö¬ 

ren 

a) die Grundvergütung, 
b) der Ortszuschlag, 
c) der örtliche Sonderzuschlag, 
d) Zulagen mit Ausnahme der Zulagen nach § 33. 

(4) Der Angestellte, der nach Absatz 1 oder Ab¬ 
satz 2 Anspruch auf die persönliche Zulage hat, er¬ 
hält sie auch im Falle der Arbeitsbefreiung unter 
Fortzahlung der Vergütung sowie bei Arbeitsun¬ 
fähigkeit und Erholungsurlaub so lange, bis die 
Übertragung widerrufen wird oder aus sonstigen 
Gründen endet. 

$ 25 
Prüfungserfordernis 

Die Ablegung der Ersten Prüfung und der Zwei¬ 
ten Prüfung als Voraussetzung für die Eingruppie¬ 
rung von Angestellten im Verwaltungs- und Kassen¬ 
dienst sowie im Sparkassendienst in bestimmte Ver¬ 
gütungsgruppen richtet sich im Bereich der Vereini¬ 
gung der kommunalen Arbeitgeberverbände nach 
der Anlage 3 zu diesem Tarifvertrag. 

Abschnitt VII 
Vergütung 

§ 26 
Bestandteile der Vergütung 

(1) Die Vergütung des Angestellten besteht aus 
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a) der Grundvergütung, 
b) dem Ortszusdilag, 
c) dem örtlidien Sonderzusdilag. 

(2) Angestellte, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, erhalten an Stelle der Grundver¬ 
gütung und des Ortszuschlags eine Gesamtvergü¬ 
tung. 

(3) Für Bund und Länder: 
Über die Höhe der Grundvergütungen wird ein 

besonderer Tarifvertrag (Vergütungstarifvertrag) 
geschlossen. In diesem Tarifvertrag werden auch die 
Grundvergütungen für Angestellte zwischen dem 
18. und 21. bzw. 23. Lebensjahr (§ 28) und die Ge¬ 
samt Vergütungen der Angestellten unter 18 Jahren 
(§ 30) festgelegt. 

§ 26 a 
Bemessungsgrundsätze für die Grundvergütungen 
im Bereich der Vereinigung der kommunalen Ar¬ 
beitgeberverbände für die unter die Anlage 1 a fal¬ 

lenden Angestellten 

(1) Im Vergütungstarifvertrag sind die Grund¬ 
vergütungen für die unter die Anlage 1 a fallenden 
Angestellten in Stufen festzusetzen. Von Vergü¬ 
tungsgruppe zu Vergütungsgruppe muß die An¬ 
fangsgrundvergütung (1. Stufe) um jeweils zehn 
vom Hundert und die Endgrundvergütung (letzte 
Stufe) um jeweils zwölfeinhalb vom Hundert höher 
sein. Der Unterschiedsbetrag zwischen der Anfangs¬ 
grundvergütung (1. Stufe) und der Grundvergütung 
der 2. Stufe sowie zwischen dieser und der Grund¬ 
vergütung der 3. Stufe muß in jeder Vergütungs¬ 
gruppe jeweils fünfzehn vom Hundert des Unter¬ 
schiedsbetrages zwischen der Anfangs- und der End¬ 
grundvergütung betragen. 

(2) Ergeben sich bei der Berechnung Beträge von 
weniger als 50 Pfennig, so sind sie auf volle Deut¬ 
sche Mark abzurunden; Beträge von 50 Pfennig und 
mehr sind auf volle Deutsche Mark aufzurunden. 

$ 27 
Grundvergütung 

A. Angestellte, die unter die Anlage 1 a fallen 

Für Bund und Länder 

(1) Im Vergütungstarifvertrag sind die Grund¬ 
vergütungen in den Vergütungsgruppen nach Le¬ 
bensaltersstufen zu bemessen. Die Grundvergütung 
der ersten Lebensaltersstufe (Anfangsgrundvergü¬ 
tung) wird vom Beginn des Monats an gezahlt, in 
dem der Angestellte in den Vergütungsgruppen III 
bis X das 21. Lebensjahr, in den Vergütungsgruppen 

I bis IIb das 23. Lebensjahr vollendet. Nach je zwei 
Jahren erhält der Angestellte bis zum Erreichen der 
Grundvergütung der letzten Lebensaltersstufe (End¬ 
grundvergütung) die Grundvergütung der folgen¬ 
den Lebensaltersstufe. 

(2) Wird der Angestellte in den Vergütungsgrup¬ 
pen III bis X spätestens am Ende des Monats einge¬ 
stellt, in dem er das 31. Lebensjahr vollendet, erhält 
er die Grundvergütung seiner Lebensaltersstufe. 
Wird der Angestellte zu einem späteren Zeitpunkt 
eingestellt, erhält er die Grundvergütung der Le¬ 
bensaltersstufe, die sich ergibt, wenn das bei der 
Einstellung vollendete Lebensalter um die Hälfte 
der Lebensjahre vermindert wird, die der Ange¬ 
stellte seit Vollendung des 31. Lebensjahres zurück¬ 
gelegt hat. Jeweils mit Beginn des Monats, in dem 
der Angestellte ein Lebensjahr mit ungerader Zahl 
vollendet, erhält er bis zum Erreichen der End¬ 
grundvergütung die Grundvergütung der folgenden 
Lebensaltersstufe. Für Angestellte der Vergütungs¬ 
gruppen I bis II b gelten die Sätze 1 bis 3 entspre¬ 
chend mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 31. Le¬ 
bensjahres das 35. Lebensjahr tritt. 

(3) Wird der Angestellte höhergruppiert, erhält 
er vom Beginn des Monats an, in dem die Höher¬ 
gruppierung wirksam wird, in der höheren Vergü¬ 
tungsgruppe die Grundvergütung, die dem für die 
Festsetzung der Grundvergütung in der verlassenen 
Vergütungsgruppe maßgebenden Lebensalter (Ab¬ 
satz 2 oder Absatz 6) entspricht. Abweichend hier¬ 
von erhält der Angestellte bei der Höhergruppie¬ 
rung aus der Vergütungsgruppe III oder einer nied¬ 
rigeren Vergütungsgruppe in die Vergütungsgruppe 
II b oder in eine höhere Vergütungsgruppe jedoch 
mindestens die Grundvergütung, die ihm zustehen 
würde, wenn er bereits bei der Einstellung in die 
höhere Vergütungsgruppe eingruppiert worden 
wäre. Jeweils mit Beginn des Monats, in dem der 
Angestellte ein Lebensjahr mit ungerader Zahl voll¬ 
endet, erhält er bis zum Erreichen der Endgrund¬ 
vergütung die Grundvergütung der folgenden Le¬ 
bensaltersstufe. 

(4) Wird der Angestellte herabgruppiert, erhält er 
in der niedrigeren Vergütungsgruppe die Grundver¬ 
gütung, die dem für die Festsetzung der Grundver¬ 
gütung in der verlassenen Vergütungsgruppe maß¬ 
gebenden Lebensalter (Absatz 2 oder Absatz 6) ent¬ 
spricht. Jeweils mit Beginn des Monats, in dem der 
Angestellte ein Lebensjahr mit ungerader Zahl voll¬ 
endet, erhält er bis zum Erreichen der Endgrundver¬ 
gütung die Grundvergütung der folgenden Lebens¬ 
altersstufe. 

(5) Bei der Festsetzung der Grundvergütung ist 
ohne Rücksicht darauf, an welchem Monatstag der 
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Angestellte geboren ist, die Vollendung eines Le¬ 
bensjahres mit Beginn des Monats anzunehmen, in 
den der Geburtstag fällt. 

(6) Wird der Angestellte in unmittelbarem An¬ 
schluß an eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst als 
Angestellter, Arbeiter, Beamter, Soldat auf Zeit oder 
Berufssoldat eingestellt, gilt als Tag der Einstellung 
der Tag, von dem an der Angestellte ununterbro¬ 
chen in einem dieser Rechtsverhältnisse im öffent¬ 
lichen Dienst gestanden hat. 

Wird der Angestellte in nicht unmittelbarem An¬ 
schluß an ein Angestelltenverhältnis im öffentlichen 
Dienst eingestellt, erhält er mindestens die Grund¬ 
vergütung nach der Lebensaltersstufe, die für die zu¬ 
letzt bezogene Grundvergütung maßgebend gewe¬ 
sen ist oder gewesen wäre, wenn auf sein früheres 
Angestelltenverhältnis die Vorschriften dieses Ab¬ 
schnitts angewendet worden wären. 

Wird der Angestellte in unmittelbarem Anschluß 
an ein Angestelltenverhältnis im öffentlichen Dienst 
eingestellt, ist die Grundvergütung nach Satz 2 fest¬ 
zusetzen, wenn dies günstiger ist als nach Satz 1. 

Protokollnotizen zu Absatz 6: 
1. öffentlidier Dienst ist eine Beschäftigung 

a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde oder bei 
einem Gemeindeverband oder bei einem sonstigen Mit¬ 
glied eines Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände angehört, 

b) bei einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent¬ 
lichen Rechts, die den BAT oder einen Tarifvertrag we¬ 
sentlich gleichen Inhalts anwendet. 

2. Eine Unterbrechung sowie kein unmittelbarer Anschluß 
liegen vor, wenn zwischen den Rechtsverhältnissen im Sinne 
des Absatzes 6 ein oder mehrere Werktage — mit Ausnahme 
allgemein arbeitsfreier Werktage — liegen, in denen das 
Angestelltenverhältnis oder das andere Rechtsverhältnis 
nicht bestand. Es ist jedoch unschädlich, wenn der Ange¬ 
stellte in dem zwischen diesen Rechtsverhältnissen liegenden 
gesamten Zeitraum arbeitsunfähig krank war oder die Zeit 
zur Ausführung eines Umzugs an einen anderen Ort be¬ 
nötigt hat. 

Für den Bereidi der VkA 

(1) Vom Beginn des Monats an, in dem ein Ange¬ 
stellter der Vergütungsgruppen X bis III das 21. Le¬ 
bensjahr, der Vergütungsgruppen II bis I das 23. Le¬ 
bensjahr vollendet, erhält er die Anfangsgrundver¬ 
gütung (1. Stufe) seiner Vergütungsgruppe. Nach je 
zwei Jahren erhält der Angestellte bis zum Errei¬ 
chen der Endgrundvergütung (letzte Stufe) die 
Grundvergütung der nächsthöheren Stufe seiner 
Vergütungsgruppe. 

(2) Wird der Angestellte höhergruppiert, erhält 
er vom Beginn des Monats an, in dem die Höher¬ 
gruppierung wirksam wird, in der Aufrückungs- 
gruppe die Grundvergütung der Stufe, deren Satz 
mindestens um den Garantiebetrag höher ist als 

seine bisherige Grundvergütung, höchstens jedoch 
die Endvergütung (letzte Stufe) der Aufrückungs- 
gruppe, bei einer Höhergruppierung in die Vergü¬ 
tungsgruppe II jedoch die Grundvergütung der 
nächstniedrigeren Stufe, mindestens aber die An¬ 
fangsgrundvergütung (1. Stufe). Garantiebetrag im 
Sinne des Satzes 1 ist der Unterschiedsbetrag zwi¬ 
schen den Anfangsgrundvergütungen (ersten Stufen) 
der bisherigen Vergütungsgruppe und der Aufrük- 
kungsgruppe. 

Wird der Angestellte nicht in die nächsthöhere, 
sondern in eine darüber liegende Vergütungsgruppe 
höhergruppiert, so ist die Grundvergütung für jede 
dazwischen liegende Vergütungsgruppe nach Satz 1 

zu berechnen. 
Hat ein Angestellter bis zur Höhergruppierung 

eine persönliche Zulage nach § 24 bezogen und wird 
er in die Vergütungsgruppe höhergruppiert, nach 
der die Zulage berechnet war, so erhält er die Grund¬ 
vergütung, die der Berechnung der Zulage zugrunde 
gelegt war, wenn diese höher ist als die nach Unter¬ 
absatz 1 oder 2 errechnete Grundvergütung. 

Würde dem Angestellten als Neueingestellten nach 
Absatz 3 Unterabs. 1 eine höhere als die nach Unter- 
abs. 1 oder 2 errechnete Grundvergütung zustehen, 
so erhält er die Grundvergütung nach Absatz 3 Un¬ 

terabs. 1. 

Fällt der Zeitpunkt einer Steigerung (Absatz 1 
Satz 2) mit dem einer Höhergruppierung zusam¬ 
men, ist zunächst die Steigerung in der bisherigen 
Vergütungsgruppe und danach die Höhergruppie¬ 
rung durchzuführen. 

Nach der Höhergruppierung erhält der Ange¬ 
stellte erstmals vom Beginn des Monats an, in dem 
er ein mit ungerader Zahl bezeichnetes Lebensjahr 
vollendet, und weiterhin nach je zwei Jahren bis 
zum Erreichen der Endgrundvergütung (letzte Stufe) 
die Grundvergütung der nächsthöheren Stufe seiner 
Vergütungsgruppe 

(3) Der Angestellte, der bei der Einstellung das 
21. bzw. das 23. Lebensjahr überschritten hat, erhält 
die Grundvergütung der nächstniedrigeren Stufe als 
der Stufe, die er zu erhalten hätte, wenn er seit Voll¬ 
endung des 21. bzw. 23. Lebensjahres in der unmit¬ 
telbar unter der Anstellungsgruppe liegenden Ver¬ 
gütungsgruppe beschäftigt und am Tage der Einstel¬ 
lung höhergruppiert worden wäre, mindestens je¬ 
doch die Anfangsgrundvergütung (1. Stufe) der An¬ 
stellungsgruppe. Bei Einstellung in die Vergütungs¬ 
gruppe X erhält der Angestellte die Grundvergü¬ 
tung der Stufe, die er erreicht hätte, wenn er seit 
Vollendung des 21. Lebensjahres in dieser Vergü¬ 
tungsgruppe beschäftigt worden wäre. 

Wird der Angestellte in unmittelbarem Anschluß 
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an ein Arbeitsverhältnis, auf das dieser Tarifvertrag 
angewendet worden ist, eingestellt, so erhält er 

a) bei Einstellung in derselben Vergütungsgruppe, 
aa) wenn seine bisherige Grundvergütung nach 

diesem Abschnitt bemessen war, die Grund¬ 
vergütung der Stufe, die er beim Fortbeste¬ 
hen des Arbeitsverhältnisses am Einstellungs¬ 
tag vom bisherigen Arbeitgeber erhalten 
hätte, 

bb) wenn seine bisherige Grundvergütung nach 
§ 27 Abschn. A dieses Tarifvertrages in der 
für den Bereich des Bundes und für den Be¬ 
reich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
geltenden Fassung bemessen war, die Grund¬ 
vergütung der Stufe, deren Satz mindestens 
der Grundvergütung entspricht, die er beim 
Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses am 
Einstellungstag vom bisherigen Arbeitgeber 
erhalten hätte, mindestens jedoch die nach 
Unterabsatz 1 zustehende Grundvergütung; 

b) bei Einstellung in einer höheren Vergütungs¬ 
gruppe die Grundvergütung der Stufe, die ihm 
zustünde, wenn er in der bisherigen Vergütungs¬ 
gruppe eingestellt, seine Grundvergütung nach 
Buchstabe a) berechnet und er gleichzeitig höher¬ 
gruppiert worden wäre; 

c) bei Einstellung in einer niedrigeren Vergütungs¬ 
gruppe die Grundvergütung der Stufe, die ihm 
zustünde, wenn er in der bisherigen Vergütungs- 
gruppe eingestellt, seine Grundvergütung nach 
Buchstabe a) berechnet und er gleichzeitig herab¬ 
gruppiert worden wäre. 

Wird der Angestellte aufgrund des § 59 Abs. 5 
wieder eingestellt, so erhält er 

a) bei Einstellung in derselben Vergütungsgruppe 
die Grundvergütung der Stufe, die für ihn im 
Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnis¬ 
ses maßgebend war, mindestens jedoch die nach 
Unterabsatz 1 zustehende Grundvergütung, 

b) bei Einstellung in einer höheren Vergütungs¬ 
gruppe die Grundvergütung der Stufe, die ihm 
Zustände, wenn er in der bisherigen Vergütungs¬ 
gruppe eingestellt, seine Grundvergütung nach 
Buchstabe a) berechnet und er gleichzeitig höher¬ 
gruppiert worden wäre, 

c) bei Einstellung in einer niedrigeren Vergütungs¬ 
gruppe die Grundvergütung der Stufe, die ihm 
Zustände, wenn er in der bisherigen Vergütungs¬ 
gruppe eingestellt, seine Grundvergütung nach 
Buchstabe a) berechnet und er gleichzeitig herab¬ 
gruppiert worden wäre. 

Nach der Einstellung erhält der Angestellte erst¬ 
mals vom Beginn des Monats an, in dem er ein mit 
ungerader Zahl bezeichnetes Lebensjahr vollendet. 

und weiterhin nach je zwei Jahren bis zum Errei¬ 
chen der Endgrundvergütung (letzte Stufe) die 
Grundvergütung der nächsthöheren Stufe seiner 
Vergütungsgruppe. 

Die Unterabsätze 2 und 4 gelten entsprechend bei 
der Wiedereinstellung von Angestellten, die für eine 
jahreszeitlich begrenzte, regelmäßig wiederkehrende 
Tätigkeit eingestellt werden (Saisonangestellte). 

(4) Wird der Angestellte herabgruppiert, erhält er 
in der Herabgruppierungsgruppe die Grundvergü¬ 
tung der Stufe, deren Satz mindestens um den Un¬ 
terschiedsbetrag zwischen den Anfangsgrundvergü¬ 
tungen (ersten Stufen) der Herabgruppierungs¬ 
gruppe und der bisherigen Vergütungsgruppe nied¬ 
riger ist als seine bisherige Grundvergütung, bei ei¬ 
ner Herabgruppierung in die Vergütungsgruppe III 
jedoch die Grundvergütung der nächsthöheren 
Stufe, höchstens jedoch die Endgrundvergütung 
(letzte Stufe). Wird der Angestellte nicht In die 
nächstniedrigere, sondern in eine darunter liegende 
Vergütungsgruppe herabgruppiert, so ist die Grund¬ 
vergütung für jede dazwischen liegende Vergütungs¬ 
gruppe nach Satz 1 zu berechnen. 

Würde dem Angestellten als Neueingestelltem 
nach Absatz 3 Unterabs. 1 eine höhere als die nach 
Unterabs. 1 errechnete Grundvergütung zustehen, 
so erhält er die Grundvergütung nach Absatz 3 Un¬ 
terabs. 1. 

Nach der Herabgruppierung erhält der Ange¬ 
stellte erstmals vom Beginn des Monats an, in dem 
er ein mit ungerader Zahl bezeichnetes Lebensjahr 
vollendet, und weiterhin nach je zwei Jahren bis 
zum Erreichen der Endgrundvergütung (letzte Stufe) 
die Grundvergütung der nächsthöheren Stufe seiner 
Vergütungsgruppe. 

(5) Bei der Festsetzung der Grundvergütung ist 
ohne Rücksicht darauf, an welchem Monatstage der 
Angestellte geboren ist, die Vollendung eines Le¬ 
bensjahres mit Beginn des Monats anzunehmen, in 
den der Geburtstag fällt. 
Protokollerklärung zu Absatz 3: 
Kein unmittelbarer Ansdiluß liegt vor, wenn zwischen den 
Arbeitsverhältnissen im Sinne des Absatzes 3 Unterabs. 2 ein 
oder mehrere Werktage — mit Ausnahme allgemein arbeits¬ 
freier Werktage — liegen, in denen das Arbeitsverhältnis nicht 
bestand. Es ist jedoch unschädlich, wenn der Angestellte in 
dem zwischen den Arbeitsverhältnissen liegenden gesamten 
Zeitraum arbeitsunfähig krank war oder die Zeit zur Ausfüh¬ 
rung eines Umzugs an einen anderen Ort benötigt hat. 

B. Angestellte, die unter die Anlage 1 b fallen 

(1) Vom Beginn des Monats an, in dem der An¬ 
gestellte das 20. Lebensjahr vollendet, erhält er die 
Anfangsgrundvergütung (erste Stufe) seiner Vergü¬ 
tungsgruppe. Nach je zwei Jahren erhält der Ange¬ 
stellte bis zum Erreichen der Endgrundvergütung 
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(letzte Stufe) die Grundvergütung der nächsthöhe¬ 
ren Stufe seiner Vergütungsgruppe. 

(2) Wird der Angestellte höhergruppiert, erhält er 
vom Beginn des Monats an, in dem die Höhergrup¬ 
pierung wirksam wird, in der Aufrückungsgruppe 
die Grundvergütung der Stufe, in der er sich in der 
bisherigen Vergütungsgruppe befand. 

(3) Der Angestellte, der bei der Einstellung das 
20. Lebensjahr überschritten hat, erhält die Grund¬ 
vergütung der nächstniedrigeren Stufe als der Stufe, 
die er zu erhalten hätte, wenn er seit Vollendung des 
20. Lebensjahres in seiner Anstellungsgruppe be¬ 
schäftigt gewesen wäre, mindestens jedoch die An¬ 
fangsgrundvergütung (erste Stufe). 

Wird der Angestellte in unmittelbarem Anschluß 
an ein Arbeitsverhältnis, auf das dieser Tarifvertrag 
mit der Anlage 1 b angewendet worden ist, einge¬ 
stellt, so erhält er 

a) bei Einstellung in derselben Vergütungsgruppe 
die Grundvergütung der Stufe, die er beim Fort¬ 
bestehen des Arbeitsverhältnisses am Einstel¬ 
lungstag vom bisherigen Arbeitgeber erhalten 
hätte, mindestens jedoch die nach Unterabsatz 1 
zustehende Grundvergütung; 

b) bei Einstellung in einer höheren Vergütungs¬ 
gruppe die Grundvergütung der Stufe, die ihm 
zustünde, wenn er in der bisherigen Vergütungs¬ 
gruppe eingestellt, seine Grundvergütung nach 
Budistabe a) berechnet und er gleichzeitig höher¬ 
gruppiert worden wäre; 

c) bei Einstellung in einer niedrigeren Vergütungs¬ 
gruppe die Grundvergütung der Stufe, die ihm 
zustünde, wenn er in der bisherigen Vergütungs¬ 
gruppe eingestellt, seine Grundvergütung nadi 
Budistabe a) beredinet und er gleidizeitig herab¬ 
gruppiert worden wäre. 
Wird der Angestellte aufgrund des § 59 Abs. 5 

wieder eingestellt, so erhält er 

a) bei Einstellung in derselben Vergütungsgruppe 
die Grundvergütung der Stufe, die für ihn im 
Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnis¬ 
ses maßgebend war, mindestens jedoch die nach 
Unterabsatz 1 zustehende Grundvergütung, 

b) bei Einstellung in einer höheren Vergütungs¬ 
gruppe die Grundvergütung der Stufe, die ihm 
Zustände, wenn er in der bisherigen Vergütungs¬ 
gruppe eingestellt, seine Grundvergütung nach 
Buchstabe a) berechnet und er gleichzeitig höher¬ 
gruppiert worden wäre, 

c) bei Einstellung in einer niedrigeren Vergütungs¬ 
gruppe die Grundvergütung der Stufe, die ihm 
Zustände, wenn er in der bisherigen Vergütungs¬ 
gruppe eingestellt, seine Grundvergütung nach 

Buchstabe a) berechnet und er gleichzeitig herab¬ 
gruppiert worden wäre. 

Der Angestellte, der von einem Arbeitgeber in 
unmittelbarem Anschluß an eine bei ihm aufgrund 
eines Gestellungsvertrages ausgeübte Tätigkeit ein¬ 
gestellt wird, erhält die Grundvergütung, die er zu 
erhalten hätte, wenn sein Arbeitsverhältnis bereits 
bei Beginn der auf dem Gestellungsvertrag beruhen¬ 
den Tätigkeit begründet worden wäre. 

(4) Wird der Angestellte herabgruppiert, erhält 
er in der Herabgruppierungsgruppe die Grundver¬ 
gütung der Stufe, in der er sich in der bisherigen 
Vergütungsgruppe befand. 

(5) In den Fällen der Absätze 2 bis 4 erhält der 
Angestellte erstmals vom Beginn des Monats an, in 
dem er ein mit gerader Zahl bezeichnetes Lebensjahr 
vollendet, und weiterhin nach je zwei Jahren bis 
zum Erreichen der Endgrundvergütung (letzte 
Stufe) die Grundvergütung der nächsthöheren Stufe 
seiner Vergütungsgruppe. 

(6) Bei der Festsetzung der Grundvergütung ist 
ohne Rücksicht darauf, an welchem Monatstage der 
Angestellte geboren ist, die Vollendung eines Le¬ 
bensjahres mit Beginn des Monats anzunehmen, in 
den der Geburtstag fällt. 

Protokollerklärung zu Absatz 3: 
Kein unmittelbarer Anschluß liegt vor, wenn zwischen den 
Rechtsverhältnissen im Sinne dieser Vorschriften ein oder 
mehrere Werktage — mit Ausnahme allgemein arbeitsfreier 
Werktage — liegen, in denen das Angestelltenverhältnis oder 
das andere Rechtsverhältnis nicht bestand. Es ist jedoch un¬ 
schädlich, wenn der Angestellte in dem zwischen diesen Rechts¬ 
verhältnissen liegenden gesamten Zeitraum arbeitsunfähig 
krank war oder die Zeit zur Ausführung eines Umzugs an 
einen anderen Ort benötigt hat. 

$ 28 
Grundvergütung der Angestellten zwischen 18 und 

21 bzw. 23 Jahren 

Für Bund und Länder: 

(1) Angestellte der Vergütungsgruppen IV b bis 
X, die das 18., aber noch nicht das 21. Lebensjahr 
vollendet haben, und Angestellte der Vergütungs¬ 
gruppen Ib bis II b, die das 23. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, erhalten bis zum Beginn des Mo¬ 
nats, in dem sie das 21. bzw. 23. Lebensjahr vollen¬ 
den, eine wie folgt gestaffelte Grundvergütung: 
In den Vergütungsgruppen IV b bis X 

nach Vollendung des 18. Lebensjahres 92 v. H., 
nach Vollendung des 19. Lebensjahres 96 v. H., 
nach Vollendung des 20. Lebensjahres 100 v. H. 

der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A 
Abs. 1). 
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In den Vergütungsgruppen Ib bis II b 
vor Vollendung des 23. Lebensjahres 95 v. H. 

der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Absdin. A 
Abs. 1). 

(2) Die unter Absatz 1 fallenden verheirateten 
Angestellten erhalten, wenn sie aufgrund gesetzli¬ 
cher Unterhaltspflicht für den vollen Unterhalt ih¬ 
res Ehegatten aufkommen, anstelle der Grundver¬ 
gütung nach Absatz 1 bis zur Vollendung des 23. 
bzw. 25. Lebensjahres die Grundvergütung der An¬ 
gestellten mit vollendetem 21. bzw. 23. Lebensjahr. 
Im Falle der Auflösung der Ehe durch Tod oder Ehe¬ 
scheidung tritt eine Verminderung der Grundver¬ 
gütung nicht ein. 

(3) Angestellte der Vergütungsgruppen Kr. I bis 
Kr. III, die das 18., aber noch nicht das 20. Lebens¬ 
jahr vollendet haben, erhalten bis zum Beginn des 
Monats, in dem sie das 20. Lebensjahr vollenden, 
100 V. H. der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Ab- 
schn. B Abs. 1) ihrer Vergütungsgruppe. 

(4) § 27 Abschn. A Abs. 5 bzw. Abschn. B Abs. 6 
gilt entsprechend. 

Für den Bereich der VkA: 

Grundvergütung der Angestellten zwischen 18 
und 21 bzw. 23 Jahren 

(1) Angestellte der Vergütungsgruppen X bis Vb, 
die das 18., aber noch nicht das 21. Lebensjahr voll¬ 
endet haben, und Angestellte der Vergütungsgrup¬ 
pen II und I b, die das 23. Lebensjahr noch nicht voll¬ 
endet haben, erhalten bis zum Beginn des Monats, 
in dem sie das 21. bzw. 23. Lebensjahr vollenden, 
eine wie folgt gestaffelte Grundvergütung: 
In den Vergütungsgruppen X bis Vb 

nach Vollendung des 18. Lebensjahres 92 v. H., 
nach Vollendung des 19. Lebensjahres 96 v. H., 
nach Vollendung des 20. Lebensjahres 100 v. H. 

der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A 
Abs. 1). 
In den Vergütungsgruppen II und Ib 

vor Vollendung des 23. Lebensjahres 95 v. H. 
der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A 
Abs. 1). 

(2) Die unter Absatz 1 fallenden verheirateten 
Angestellten erhalten, wenn sie aufgrund gesetzli¬ 
cher Unterhaltspflicht für den vollen Unterhalt ihres 
Ehegatten aufkommen müssen, anstelle der Grund¬ 
vergütung nach Absatz 1 bis zur Vollendung des 23. 
bzw. 25. Lebensjahres die Grundvergütung der An¬ 
gestellten mit vollendetem 21. bzw. 23. Lebensjah¬ 
res. Im Falle der Auflösung der Ehe durch Tod oder 
Ehescheidung tritt eine Verminderung der Grund¬ 
vergütung nicht ein. 

(3) Angestellte der Vergütungsgruppen Kr. I bis 
Kr. III, die das 18., aber noch nicht das 20. Lebens¬ 
jahr vollendet haben, erhalten bis zum Beginn des 
Monats, in dem sie das 20. Lebensjahr vollenden, 
100 v.H. der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Ab¬ 
schn. B Abs. 1) ihrer Vergütungsgruppe. 

(4) § 27 Abschn. A Abs. 5 bzw. Abschn. B Abs. 6 
gilt entsprechend. 

§ 29 
Ortszuschlag 

Der Ortszuschlag wird in sinngemäßer Anwen¬ 
dung der für die Beamten des Arbeitgebers jeweils 
geltenden Bestimmungen gewährt. § 11 Satz 2 gilt 
entsprechend. Bei nichtvollbeschäftigten Angestell¬ 
ten ist in Fällen der Anspruchskonkurrenz nach § 40 
Abs. 5 und 6 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) 
§ 34 Abs. 1 auf den Ehegattenbestandteil und auf 
den kinderbezogenen Anteil des Ortszuschlags nicht 
anzuwenden, wenn bei teilzeitbeschäftigten Beam¬ 
ten auf diese Teile des Ortszuschlags § 6 BBesG nicht 
anzuwenden ist. 
Protokollnotiz: 

Bei der sinngemäßen Anwendung der für die Beamten des 
Arbeitgebers jeweils geltenden Bestimmungen sind auch Kin¬ 
der zu berücksichtigen, für die aufgrund des Rechts der Euro¬ 
päischen Gemeinschaften oder aufgrund zwischenstaatlicher 
Abkommen in Verbindung mit dem Bundeskindergeldgesetz 
(BKGG) Kindergeld zusteht oder ohne Berücksichtigung der 
§§ 3, 8 BKGG oder entsprechender Vorschriften zustehen 
würde. 

§ 30 
Gesamtvergütung der Angestellten unter 18 Jahren 

(1) Angestellte, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, erhalten von der Grundvergütung 
und dem Ortszuschlag eines 21jährigen ledigen An¬ 
gestellten der gleichen Vergütungsgruppe als Ge¬ 
samtvergütung nachstehende Vomhundertsätze: 

Vor Vollendung des 15. Lebensjahres 50 v. H., 
nach Vollendung des 15. Lebensjahres 55 v. H., 
nach Vollendung des 16. Lebensjahres 65 v. H., 
nach Vollendung des 17. Lebensjahres 75 v. H. 

(2) Das Lebensjahr gilt mit Beginn des Monats als 
vollendet, in den der Geburtstag fällt. 

$ 31 
Kinderzuschlag 

Anmerkung: 

Wortlaut unter Beibehaltung der Paragraphenbe¬ 
zeichnung mit Wirkung vom 1.1. 1975 gestrichen. 

Durch Art. 2 des Einkommensteuerreformgesetzes 
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(EStRG) vom 5.8. 1974 (BGBl. I S. 1769) ist das 
Bundeskindergeldgesetz dahingehend geändert und 
ergänzt worden, daß Beamten und Arbeitnehmern 
des öffentlidien Dienstes mit Wirkung vom 1.1. 
1975 an ein Anspruch auf Kindergeld zusteht. 

$ 32 
örtlicher Sonderzuschlag 

Zur Grundvergütung tritt örtlicher Sonderzu¬ 
schlag nach Maßgabe der für die Beamten des Arbeit¬ 
gebers jeweils geltenden Bestimmungen. Für Ange¬ 
stellte, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, erhöht sich in diesem Falle die in der Gesamt¬ 
vergütung enthaltene Grundvergütung um den ört¬ 
lichen Sonderzuschlag. 

§ 33 
Zulagen 

(1) Der Angestellte erhält für die Zeit, für die ihm 
Vergütung (§ 26) zusteht, eine Zulage, 

a) wenn seine Tätigkeit mit Mehraufwendungen 
verbunden ist, die weder durch Reisekostenver¬ 
gütung noch durch die Vergütung abgegolten 
sind, und dem entsprechenden Beamten seines 
Arbeitgebers unter den gleichen Voraussetzungen 
und Umständen eine Zulage zu gewähren ist, 

b) wenn dem entsprechenden Beamten seines Ar¬ 
beitgebers im Kassen- oder Vollstreckungsdienst 
eine Entschädigung zu gewähren ist, 

c) wenn er regelmäßig und nicht nur in unerhebli¬ 
chem Umfange besonders gefährliche oder ge¬ 
sundheitsschädliche Arbeiten auszuführen hat 
und hierfür kein anderweitiger Ausgleich zu ge¬ 
währen ist. 

In den Fällen der Buchstaben a) und b) erhält der 
Angestellte die gleiche Zulage (Entschädigung) wie 
der entsprechende Beamte; bei der Berechnung der 
Krankenbezüge, der Urlaubsvergütung und der Zu¬ 
wendung wird die Zulage (Entschädigung) nur be¬ 
rücksichtigt, wenn und soweit sie bei den entspre¬ 
chenden Bezügen der Beamten berücksichtigt wird. 

(2) Soweit nicht bereits nach Absatz 1 eine ent¬ 
sprechende Zulage gewährt wird, können Ange¬ 
stellte, die auf Baustellen unter besonders ungünsti¬ 
gen Umständen arbeiten (z. B. unter ungenügenden 
wohnlichen Unterkunftsverhältnissen, großen mit 
außergewöhnlichem Zeitaufwand zu überwinden¬ 
den Entfernungen der Baustelle von der Bauleitung), 
für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage bis zu 
100,— DM monatlich erhalten (Baustellenzulage). 

(3) Mit Ablauf des Monats, in dem die Voraus¬ 
setzungen für die Gewährung einer Zulage wegge¬ 

fallen sind, ist die Zahlung dieser Zulage einzustel¬ 
len. 

(4) (Wortlaut ersatzlos gestrichen) 

(5) (Wortlaut ersatzlos gestrichen) 

(6) Unter welchen Voraussetzungen im Falle des 
Absatzes 1 Buchst, c) eine Arbeit als besonders ge¬ 
fährlich oder gesundheitsschädlich anzusehen ist und 
in welcher Höhe die Zulage nach Absatz 1 Buchst, c) 
zu gewähren ist, wird zwischen dem Bund, der Ta¬ 
rifgemeinschaft deutscher Länder, der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände und den ver¬ 
tragschließenden Gewerkschaften jeweils gesondert 
vereinbart. In den Vereinbarungen können auch Be¬ 
stimmungen über eine Pauschalierung getroffen 

werden. 

(7) Zulagen anderer Art, die bei Inkrafttreten die¬ 
ses Tarifvertrages im Bereich der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände aufgrund ört¬ 
licher oder betrieblicher Regelung oder nach dem 
Arbeitsvertrag gewährt werden, werden von den 
vorstehenden Vorschriften nicht berührt. 

§ 34 
Vergütung Nichtvollbeschäftigter 

(1) Nichtvollbeschäftigte Angestellte erhalten von 
der Vergütung (§ 26), die für entsprechende vollbe¬ 
schäftigte Angestellte festgelegt ist, den Teil, der 
dem Maß der mit ihnen vereinbarten durchschnitt¬ 
lichen Arbeitszeit entspricht. Für jede Arbeitsstunde, 
die der Angestellte darüber hinaus leistet, erhält er 
den auf eine Stunde entfallenden Anteil der Vergü¬ 
tung eines entsprechenden vollbeschäftigten Ange¬ 
stellten; § 17 Abs. 1 bleibt unberührt. 

Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden 
Anteils der Vergütung ist die Vergütung des ent¬ 
sprechenden vollbeschäftigten Angestellten durch 
das 4,348fache der regelmäßigen wöchentlichen Ar¬ 
beitszeit (§15 Abs. 1, 2 und 4 und die Sonderrege¬ 
lungen hierzu) des entsprechenden vollbeschäftigten 
Angestellten zu teilen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die in Monats¬ 
beträgen festgelegten Zulagen, soweit diese nicht nur 
für vollbeschäftigte Angestellte vorgesehen sind. 

§ 35 
Zeitzuschläge, Überstundenvergütung 

(1) Der Angestellte erhält neben seiner Vergütung 
(§ 26) Zeitzuschläge. Sie betragen je Stunde 

a) für Überstunden in den Vergütungsgruppen 
X bis Vc, Kr. I bis Kr. VI 25 v. H., 
V a und V b. Kr. VII und Kr. VIII 20 v. H., 
IV b bis I, Kr. IX bis XII 15 v. H., 
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b) für Arbeit an Sonntagen 25 v. H., 
c) für Arbeit an Wochenfeiertagen, auch 

wenn sie auf einen Sonntag fallen, 
sowie am Ostersonntag und am 
Pfingstsonntag 
aa) ohne Freizeitausgleich 135 v. H., 
bb) bei Freizeitausgleich 35 v. H., 

d) soweit nach § 16 Abs. 2 kein Freizeit¬ 
ausgleich erteilt wird, für Arbeit nach 
12 Uhr an dem Tage vor dem 
aa) Ostersonntag, Pfingstsonntag 25 v. FI., 
bb) ersten Weihnachtsfeiertag, 

Neujahrstag 100 v.H. 
der Stundenvergütung, 
e) für Nachtarbeit 1,50 DM, 
f) für Arbeit an Samstagen in der Zeit von 

13 Uhr bis 21 Uhr — bei Wechselschicht¬ 
arbeit bis zum Beginn dienstplanmäßigen 
bzw. betriebsüblichen Nachtschicht 0,75 DM. 

(2) Beim Zusammentreffen mehrerer Zeitzuschläge 
nach Absatz 1 Satz 2 Buchstaben b bis d und f wird 
nur der jeweils höchste Zeitzuschlag gezahlt. 
Der Zeitzuschlag nach Absatz 1 Satz 2 Buchst, e und 
f wird nicht gezahlt neben Zulagen, Zuschlägen und 
Entschädigungen, in denen bereits eine entspre¬ 
chende Leistung enthalten ist. 

Für die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich 
der geleisteten Arbeit und für die Zeit der Rufbe¬ 
reitschaft werden Zeitzuschläge nicht gezahlt. Für die 
Zeit der innerhalb der Rufbereitschaft tatsächlich ge¬ 
leisteten Arbeit einschließlich einer etwaigen Wege¬ 
zeit werden gegebenenfalls die Zeitzuschläge nach 
Absatz 1 Satz 2 Buchst, b bis f gezahlt. Die Unterab¬ 
sätze 1 und 2 bleiben unberührt. 

Der Zeitzuschlag nach Absatz 1 Satz 2 Buchst, e 
wird nicht gezahlt für Bürodienst, der sonst übli¬ 
cherweise nur in den Tagesstunden geleistet wird, 
und für nächtliche Dienstgeschäfte, für die, ohne daß 
eine Unterkunft genommen worden ist, Übernach¬ 
tungsgeld gezahlt wird. 

(3) Die Stundenvergütung wird für jede Vergü¬ 
tungsgruppe im Vergütungstarifvertrag festgelegt. 

Die Stundenvergütung zuzüglich des Zeitzuschla¬ 
ges nach Absatz 1 Satz 2 Buchst, a ist die Überstun¬ 
denvergütung. 

(4) Die Zeitzuschläge können gegebenenfalls ein¬ 
schließlich der Stundenvergütung nach Absatz 3 Un¬ 
terabsatz 1 durch Nebenabrede zum Arbeitsvertrag, 
im Bereich der VkA auch durch bezirkliche oder be¬ 
triebliche Vereinbarung, pauschaliert werden. 

(5) Absatz 1 Satz 2 Buchst, b bis d und f gilt nicht 
für Angestellte der Vergütungsgruppen Vb bis I 
bei obersten Bundesbehörden und obersten Landes¬ 
behörden mit Ausnahme des Landes Berlin, der 

Freien Hansestadt Bremen sowie der Freien und 
Hansestadt Hamburg; der Zeitzuschlag nach Ab¬ 
satz 1 Satz 2 Buchst, e beträgt 0,75 DM je Stunde. 
Für die bei diesen Behörden beschäftigten übrigen 
Angestellten gilt Absatz 1 Satz 2 Buchst, b bis d mit 
der Maßgabe, daß der Zeitzuschlag jeweils 0,75 DM 
je Stunde beträgt. 
Protokollnotiz zu Absatz 5: 
Die Ausnahme für die Angestellten des Landes Berlin gilt nicht 
für die Angestellten beim Senator für Bundesangelegenheiten, 
Dienststelle Bonn, beim Senator für Finanzen, Zentrale Daten¬ 
stelle der Landesfinanzminister, und beim Senator für Wissen¬ 
schaft und Kunst, Sekretariat der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister. 

$ 36 
Auszahlung der Bezüge, Vorschüsse 

(1) Die Vergütung ist für den Kalendermonat zu 
berechnen und dem Angestellten am 15. eines jeden 
Kalendermonats für den laufenden Kalendermonat 
zu zahlen. Der Abschluß ergänzender Dienstverein¬ 
barungen ist zulässig. Fällt der Zahlungstag auf ei¬ 
nen Sonntag, Feiertag oder allgemein arbeitsfreien 
Werktag, so finden die für die Beamten des Arbeit¬ 
gebers jeweils maßgebenden Bestimmungen entspre¬ 
chende Anwendung. 

(2) Besteht der Vergütungsanspruch nicht für ei¬ 
nen vollen Kalendermonat, so werden für die Be¬ 
rechnung der auf den Anspruchszeitraum entfallen¬ 
den Vergütung die für die Beamten des Arbeitgebers 
jeweils geltenden Bestimmungen angewendet. Für 
jede nicht geleistete dienstplanmäßige bzw. betriebs¬ 
übliche Arbeitsstunde, für die ein Vergütungsan¬ 
spruch nicht besteht, vermindern sich die Vergütung 
(§ 26) und die in Monatsbeträgen festgelegten Zu¬ 
lagen um den auf eine Stunde entfallenden Anteil. 
Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden An¬ 
teils sind die Vergütung und die in Monatsbeträgen 
festgelegten Zulagen durch das 4,348fache der regel¬ 
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (§15 Abs. 1, 2 
und 4 und die Sonderregelungen hierzu) zu teilen. 

(3) Ändert sich im Laufe des Kalendermonats die 
Höhe der Vergütung, so gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Der Angestellte hat sich von der Höhe des aus¬ 
gezahlten Betrages sofort zu überzeugen und eine 
etwaige Nichtübereinstimmung des gezahlten Be¬ 
trages mit der Abrechnung oder Zahlungsliste sofort 
zu beanstanden. 

(5) § 11 Abs. 2 des Bundesurlaubsgesetzes findet 
keine Anwendung. 

(6) Von der Rückforderung zuviel gezahler Bezüge 
kann aus Billigkeitsgründen — bei Bund und Län¬ 
dern mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde 
— ganz oder teilweise abgesehen werden. Von der 
Rückforderung ist abzusehen, wenn die Bezüge nicht 
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durdi Anrechnung auf noch auszuzahlende Bezüge 
eingezogen werden können und das Einziehungsver¬ 
fahren Kosten verursachen würde, die die zuviel ge¬ 
zahlten Bezüge übersteigen. Dies gilt für das Sterbe¬ 
geld entsprechend. 

(7) Vorschüsse können nach den bei dem Arbeit¬ 
geber jeweils geltenden Vorschußrichtlinien gewährt 

werden. 

Abschnitt VIII 
Sozialbezüge 

$ 37 
Krankenbezüge 

(1) Dem Angestellten werden im Falle einer durch 
Unfall oder Krankheit verursachten Arbeitsunfähig¬ 
keit Krankenbezüge gewährt, es sei denn, daß er 
sich die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich, grob fahr¬ 
lässig oder bei einer nicht genehmigten Nebentätig¬ 
keit zugezogen hat. 

(2) Die Krankenbezüge werden 
bei einer Dienstzeit (§ 20) von weniger als zwei Jah¬ 
ren und an Angestellte, die das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, bis zum Ende der 6. Woche, 
nach einer Dienstzeit 

von mindestens 
2 Jahren bis zum Ende der 9. Woche, 

von mindestens 
3 Jahren bis zum Ende der 12. Woche, 

von mindestens 
5 Jahren bis zum Ende der 15. Woche, 

von mindestens 
8 Jahren bis zum Ende der 18. Woche, 

von mindestens 
10 Jahren bis zum Ende der 26. Woche 

der Arbeitsunfähigkeit gewährt. 
Bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten im 

Sinne der Reichsversicherungsordnung werden die 
Krankenbezüge ohne Rücksicht auf die Dienstzeit 
bis zum Ende der 26. Woche der Arbeitsunfähigkeit 

gewährt. 
Dem Angestellten, der Altersruhegeld nach § 25 

Abs. 1 bis 3 AVG, § 1248 Abs. 1 bis 3 RVO, § 48 
Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 2 oder 3 RKG erhält, wer¬ 
den Krankenbezüge längstens für die Dauer von 
sechs Wochen gewährt. 

Krankenbezüge werden nicht gewährt 

a) über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hin¬ 

aus, 
b) über den Zeitpunkt hinaus, von dem der Ange¬ 

stellte Bezüge aus der gesetzlichen Rentenversi¬ 
cherung oder aus einer zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenen Versorgung erhält. Liegt dieser 
Zeitpunkt vor Ablauf der 16. Woche so werden 

die Krankenbezüge bis zum Ablauf der 16. Wo¬ 
che der Arbeitsunfähigkeit gewährt. Krankenbe¬ 
züge, die über den hiernach maßgebenden Zeit¬ 
punkt hinaus gewährt worden sind, gelten als 
Vorschüsse auf die für den Zeitraum der Über¬ 
zahlung zustehenden Renten; die Rentenansprü¬ 
che des Angestellten gehen insoweit auf den Ar¬ 
beitgeber über. Verzögert der Angestellte schuld¬ 
haft, dem Arbeitgeber die Zustellung des Renten¬ 
bescheides mitzuteilen, so gelten die für die Zeit 
nach dem Tage der Zustellung des Rentenbeschei¬ 
des überzahlten Krankenbezüge in vollem Um¬ 
fange als Vorschüsse; die Rentenansprüche gehen 
in diesem Falle in Höhe der für die Zeit nach dem 
Tage der Zustellung des Rentenbescheides über¬ 
bezahlten Krankenbezüge auf den Arbeitgeber 

über. 

Kündigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis 
aus Anlaß des Krankheitsfalles und endet das Ar¬ 
beitsverhältnis vor Ablauf der sechsten Woche der 
Arbeitsunfähigkeit, behält der Angestellte abwei¬ 
chend von Unterabsatz 4 Satz 1 Buchstabe a den 
Anspruch auf Krankenbezüge bis zum Ende der 
sechsten Woche der Arbeitsunfähigkeit. Das gleiche 
gilt, wenn der Angestellte das Arbeitsverhältnis aus 
einem von dem Arbeitgeber zu vertretenden Grunde 
kündigt, der den Angestellten zur Kündigung aus 
wichtigem Grunde ohne Einhaltung einer Kündi¬ 
gungsfrist berechtigt. 

(3) Dauert die Arbeitsunfähigkeit nicht länger als 
14 Kalendertage, so werden als Krankenbezüge ge¬ 

währt 

a) die Vergütung nach § 26, 
b) die Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt 

sind. 

Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als 14 Ka¬ 
lendertage, erhält der Angestellte als Krankenbe¬ 
züge die Urlaubsvergütung, die ihm zustehen 
würde, wenn er Erholungsurlaub hätte. 

(4) Vollendet der Angestellte während der Ar¬ 
beitsunfähigkeit die zu einer längeren Bezugsdauer 
berechtigende Dienstzeit, so werden die Kranken¬ 
bezüge so gewährt, wie wenn der Angestellte die 
längere Dienstzeit bereits bei Beginn der Arbeits¬ 
unfähigkeit vollendet hätte. 

(5) Hat der Angestellte nach einer Erkrankung die 
Arbeit ohne Vorlage einer Bescheinigung über seine 
Arbeitsfähigkeit wieder aufgenommen und er¬ 
krankt er innerhalb von vier Wochen nach der Ar¬ 
beitsaufnahme erneut an derselben Krankheit, so 
werden Krankenbezüge für beide Erkrankungen nur 
für die Dauer der gesamten in Absatz 2 festgelegten 

Zeit gewährt. 
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Protokollnotiz zu Absatz 2 Satz 6: 
Wird der Empfänger einer Berufsunfähigkeitsrente erwerbs¬ 
unfähig, und erhält er deshalb Erwerbsunfähigkeitsrente, 
gehen die Rentenansprüche nur bis zur Höhe des Unterschieds¬ 
betrages zwischen Berufsunfähigkeitsrente und Erwerbsunfä¬ 
higkeitsrente auf den Arbeitgeber über. 
Protokollnotiz zu Absatz 3 Unterabsatz 1: 
Zu den Zulagen gehören nicht Leistungen, die aufgrund des 
§ 42 und der Sonderregelungen hierzu gezahlt werden. Als 
Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt sind, gelten auch 
Monatspauschalen der im § 47 Abs. 2 Unterabsatz 2 genannten 
Bezüge. 

$ 38 
Krankenbezüge bei Sdiadensersatzansprüchen gegen 

Dritte 

(1) Ist die Arbeitsunfähigkeit durch einen von ei¬ 
nem Dritten zu vertretenden Umstand herbeige¬ 
führt, so hat der Angestellte 

a) dem Arbeitgeber unverzüglich die Umstände 
mitzuteilen, unter denen die Arbeitsunfähigkeit 
herbeigeführt worden ist, 

b) sich jeder Verfügung über die Ansprüche auf 
Schadensersatz wegen der Arbeitsunfähigkeit zu 
enthalten und 

c) die Ansprüche auf Schadensersatz wegen der Ar¬ 
beitsunfähigkeit an den Arbeitgeber abzutreten 
und zu erklären, daß er über sie noch nicht ver¬ 
fügt hat. 

Bis zur Abtretung der Ansprüche ist der Arbeit¬ 
geber berechtigt, die Leistungen aus § 37 zurückzu¬ 
behalten. 

(2) Übersteigt der erlangte Schadenersatz die Lei¬ 
stungen des Arbeitgebers nach § 37, so erhält der 
Angestellte den Unterschiedsbetrag. Bei der Verfol¬ 
gung der Schadensersatzansprüche durch den Ar¬ 
beitgeber darf ein über den Anspruch des Arbeitge¬ 
bers hinausgehender nicht offensichtlich ungerecht¬ 
fertigter Anspruch des Angestellten nicht vernach¬ 
lässigt werden. 

$ 39 
J ubiläumszuwendungen 

(1) Die Angestellten des Bundes und der Länder 
erhalten als Jubiläumszuwendung bei Vollendung 
einer Dienstzeit (§ 20) 

von 25 Jahren 200 DM 
von 40 Jahren 350 DM 
von 50 Jahren 500 DM. 

Zur Dienstzeit im Sinne des Satzes 1 rechnen auf 
Antrag auch die Zeiten, die bei dem Arbeitgeber 
oder seinem Rechtsvorgänger in einem Beschäfti¬ 
gungsverhältnis vor Vollendung des 18. Lebensjahres 
oder in einem Ausbildungsverhältnis zurückgelegt 
worden sind, sofern sie nicht vor einem Ausscheiden 
nach § 20 Abs. 3 liegen. 

Ist bereits aus Anlaß einer nach anderen Bestim¬ 
mungen berechneten Dienstzeit eine Jubiläumszu¬ 
wendung gewährt worden, so ist sie auf die Jubi¬ 
läumszuwendung nach Satz 1 anzurechnen. 

(2) Vollendet ein Angestellter während der Zeit 
eines Sonderurlaubs nach § 50 Abs. 2, für den der 
Arbeitgeber vor Antritt ein dienstliches oder be¬ 
triebliches Interesse an der Beurlaubung schriftlich 
anerkannt hat, eine Dienstzeit nach Absatz 1, so 
wird ihm bei Wiederaufnahme der Arbeit die Ju¬ 
biläumszuwendung für die zuletzt vollendete Dienst¬ 
zeit gewährt. 

(3) Hat der Angestellte, der vor dem 1. April 1961 
eine Dienstzeit von 25 oder 40 Jahren vollendet hat, 
weder aus diesem Anlaß noch nach dem 1. April 
1961 gemäß Absatz 1 eine Jubiläumszuwendung 
erhalten und erreicht er bis zur Beendigung des Ar¬ 
beitsverhältnisses nach § 59 oder § 60 oder aus den in 
§ 62 Abs. 3 Nr. 1 Buchst, d oder Nr. 2 Buchst, c ge¬ 
nannten Gründen keine Dienstzeit mehr, bei deren 
Vollendung nach Absatz 1 eine Jubiläumszuwen¬ 
dung gewährt wird, so erhält er bei Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses eine Jubiläumszuwendung; ihre 
Höhe richtet sich nach der in Absatz 1 genannten 
Dienstzeit, die er zuletzt vollendet hat. Satz 1 gilt 
entsprechend für den Angestellten, der vor dem 
1. Mai 1963 eine Dienstzeit von 50 Jahren vollendet 
hat. 

Endet das Arbeitsverhältnis durch Tod des An¬ 
gestellten, so wird die Jubiläumszuwendung den 
nach § 41 Abs. 1 Sterbegeldberechtigten gewährt. 
§ 41 Abs. 5 Satz 1 gilt entsprechend. 

(4) Im Bereich der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände wird die Jubiläumszuwen¬ 
dung bezirklich vereinbart. 

§ 40 
Beihilfen bei Geburts-, Krankheits- und Todesfällen, 

Unterstützungen 

Für die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen sowie von Unterstützun¬ 
gen werden die bei dem Arbeitgeber jeweils gelten¬ 
den Bestimmungen angewendet. 

§ 41 
Sterbegeld 

(1) Beim Tode des Angestellten, der zur Zeit sei¬ 
nes Todes nicht nach § 50 Abs. 2 beurlaubt ist, er¬ 
halten 

a) der überlebende Ehegatte, 
b) die leiblichen Abkömmlinge, 
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c) die von ihm an Kindes Statt angenommenen 
Kinder, 

Sterbegeld. 

(2) Sind Ansprudisbereditigte im Sinne des Ab¬ 
satzes 1 nicht vorhanden, ist Sterbegeld auf Antrag 
zu gewähren 
a) Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwi¬ 

stern, Geschwisterkindern sowie Stiefkindern, 
wenn sie zur Zeit des Todes des Angestellten mit 
diesem in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben 
oder wenn der Verstorbene ganz oder überwie¬ 
gend ihr Ernährer gewesen ist, 

b) sonstigen Personen, die die Kosten der letzten 
Krankheit oder der Bestattung getragen haben, 
bis zur Höhe ihrer Aufwendungen. 

(3) Als Sterbegeld wird für die restlichen Kalen¬ 
dertage des Sterbemonats und für weitere zwei Mo¬ 
nate die Vergütung (§ 26) des Verstorbenen ge¬ 
währt. 

Hat der Angestellte zur Zeit seines Todes wegen 
Ablaufs der Fristen § 37 Abs. 2 keine Krankenbe¬ 
züge mehr erhalten oder hat die Angestellte zur Zeit 
ihres Todes Mutterschaftsgeld nach § 13 Mutter¬ 
schutzgesetz bezogen, wird als Sterbegeld für den 
Sterbetag und die restlichen Kalendertage des Ster¬ 
bemonats sowie für weitere zwei Monate die Ver¬ 
gütung (§ 26) des Verstorbenen gewährt. 

Das Sterbegeld wird in einer Summe ausgezahlt. 

(4) Sind an den Verstorbenen Bezüge oder Vor¬ 
schüsse über den Sterbetag hinaus gezahlt worden, 
werden diese auf das Sterbegeld angerechnet. 

(5) Die Zahlung an einen der nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 Berechtigten bringt den Anspruch der üb¬ 
rigen gegenüber dem Arbeitgeber zum Erlöschen. 
Sind Berechtigte nach Absatz 1 oder Absatz 2 nicht 
vorhanden, werden über den Sterbetag hinaus ge¬ 
zahlte Bezüge für den Sterbemonat nicht zurückge¬ 

fordert. 
(6) Wer den Tod des Angestellten vorsätzlich 

herbeigeführt hat, hat keinen Anspruch auf Sterbe¬ 

geld. 

(7) Das Sterbegeld verringert sich um den Betrag, 
den die Berechtigten nach Absatz 1 oder Absatz 2 als 
Sterbegeld aus einer zusätzliidien Alters- und Hin¬ 
terbliebenenversorgung oder aus einer Ruhegeldein¬ 
richtung erhalten. 

Abschnitt IX 
Reisekostenvergütung, Umzugskostenvergütung, 

Trennungsentschädigung (Trennungsgeld) 

§ 42 
Reisekostenvergütung 

(1) Für die Erstattung von 

a) Auslagen für Dienstreisen und Dienstgänge (Rei¬ 
sekostenvergütung), 

b) Auslagen aus Anlaß der Abordnung (Trennungs¬ 
geld, Trennungsentschädigung), 

c) Auslagen für Reisen zur Einstellung vor Begrün¬ 
dung des Arbeitsverhältnisses, 

d) Auslagen für Ausbildungs- und Fortbildungsrei¬ 
sen, die teilweise in dienstlichem oder betriebli¬ 
chem Interesse liegen, 
und 

e) Fahrkosten für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstelle aus besonderem dienstlichen oder 
betrieblichen Anlaß 

sind die für die Beamten des Arbeitgebers jeweils 
geltenden Bestimmungen entsprechend anzuwenden. 
§ 11 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Eine rückwirkende Höhergruppierung des An¬ 
gestellten bleibt unberücksichtigt. 

(3) Soweit Betriebe in privater Rechtsform nach 
eigenen Grundsätzen verfahren, sind diese maßge¬ 

bend. 

Protokollnotiz zu Absatz 1; 
Angestellte der Vergütungsgruppe la, die am 31. Dezember 
1974 einer höheren Reisekostenstufe zugeteilt waren als ein 
Beamter der Besoldungsgruppe A 15, verbleiben für das am 
1. Januar 1975 fortbestehende Arbeitsverhältnis in der höhe¬ 
ren Reisekostenstufe. 

§ 43 
Besondere Entschädigung bei Dienstreisen an 

Sonn- und Feiertagen 

Der Angestellte, der an einem Sonntag oder ge¬ 
setzlichen Feiertag, an dem er nicht dienstplanmä¬ 
ßig bzw. betriebsüblich zu arbeiten hat, eine Dienst¬ 
reise ausführt, erhält für den an diesem Tag zwischen 
dem Wohnort und dem auswärtigen Geschäftsort 
zurückgelegten Weg eine Entschädigung. Die Ent¬ 
schädigung beträgt für jede volle Reisestunde die 
Hälfte der Stundenvergütung (§ 35 Abs. 3 Unter- 
abs. 1), höstens jedoch das Vierfache der Stunden¬ 
vergütung. Für die Berechnung der Reisedauer sind 
die für die Beamten des Arbeitgebers jeweils gelten¬ 
den Vorschriften des Reisekostenrechts sinngemäß 
anzuwenden. Soweit Betriebe in privater Rechts¬ 
form nach eigenen Grundsätzen verfahren, sind diese 
maßgebend. 



- 194 - 

§ 44 
Umzugskostenvergütung, Trennungsentschädigung 

(Trennungsgeld) 

(1) Für die Gewährung von Umzugskostenvergü¬ 
tung und Trennungsentschädigung (Trennungsgeld) 
sind die für die Beamten des Arbeitgebers jeweils 
geltenden Bestimmungen mit folgenden Maßgaben 
sinngemäß anzuwenden. 

1. Die Zuteilung zu den Tarifklassen richtet sich 
nach der Tarifklasseneinteilung für den Ortszu¬ 
schlag (§ 29 BAT). Dabei ist die Vergütungs¬ 
gruppe maßgebend, der der Angestellte am Tage 
vor dem Einladen des Umzugsguts angehört hat. 
Bei Hinterbliebenen ist die Tarifklasse maßge¬ 
bend, der der Verstorbene zuletzt angehört hat. 

2. Eine rückwirkende Höhergruppierung des Ange¬ 
stellten bleibt unberücksichtigt. 

3. Die Umzugskostenvergütung aus Anlaß der Ein¬ 
stellung an einem anderen Ort als dem bisherigen 
Wohnort (§ 2 Abs. 3 Nr. 1 Bundesumzugskosten¬ 
gesetz oder die entsprechenden Vorschriften der 
Umzugskostengesetze der Länder) darf nur bei 
Einstellung auf einem Arbeitsplatz, den der An¬ 
gestellte zur Befriedigung eines dringenden 
dienstlichen Bedürfnisse auf die Dauer von min¬ 
destens zwei Jahren besetzen soll, zugesagt wer¬ 
den. 

Die Umzugskostenvergütung kann unverheirate¬ 
ten Angestellten ohne Hausstand nach Ablauf 
eines Monats auch bei Einstellung auf einem Ar¬ 
beitsplatz zugesagt werden, der nicht auf die 
Dauer von mindestens zwei Jahren besetzt wer¬ 
den soll. 

4. Endet das Arbeitsverhältnis aus einem von dem 
Angestellten zu vertretenden Grunde vor Ablauf 
von zwei Jahren nach einem Umzug, für den Um¬ 
zugskostenvergütung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1, 
Abs. 3 Nr. 1 oder Abs. 3 Nr. 5 des Bundesum¬ 
zugskostengesetzes oder der entsprechenden Vor¬ 
schriften der Umzugskostengesetze der Länder 
zugesagt worden war, so hat der Angestellte die 
Umzugskostenvergütung zurückzuzahlen. Dies 
gilt nicht für eine nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 des 
Bundesumzugskostengesetzes oder nach den ent¬ 
sprechenden Vorschriften der Umzugskostenge¬ 
setze der Länder zugesagte Umzugskostenvergü¬ 
tung, 

a) wenn sich an das Arbeitsverhältnis ein Arbeits¬ 
verhältnis unmittelbar anschließt 
aa) mit dem Bund, mit einem Land, mit einer 

Gemeinde oder einem Gemeindeverband 
oder einem sonstigen Mitglied eines Ar¬ 
beitgeberverbandes, der der Vereinigung 

der kommunalen Arbeitgeberverbände 
angehört, 

bb) mit einer Körperschaft, Anstalt oder Stif¬ 
tung des öffentlichen Rechts, die den BAT 
oder einen Tarifvertrag wesentlich glei¬ 
chen Inhalts anwendet, 

b) wenn das Arbeitsverhältnis aufgrund einer 
Kündigung durch den Angestellten endet. 

5. In den Eällen des § 2 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 und 
4 des Bundesumzugskostengesetzes oder der ent¬ 
sprechenden Vorschriften der Umzugskostenge¬ 
setze der Länder kann Umzugskostenvergütung 
zugesagt werden, wenn das Arbeitsverhältnis 
nicht aus einem von dem Angestellten zu vertre¬ 
tenden Grunde endet. Dies gilt auch für einen 
ausgeschiedenen Angestellten, wenn das Arbeits¬ 
verhältnis nicht aus einem von ihm zu vertreten¬ 
den Grunde geendet hat oder der Angestellte aus 
einem im § 63 Abs. 5 Satz 3 Buchst, c oder in der 
Protokollnotiz hierzu genannten Grund aus dem 
Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist. 

(2) Soweit Betriebe in privater Rechtsform nach 
eigenen Grundsätzen verfahren, sind diese maßge¬ 
bend. 

§ 45 
(aufgehoben durch den 22. Änderungstarifvertrag 

zum BAT vom 7. 7. 1969) 

Abschnitt X 

$ 46 
Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung 

Der Angestellte hat Anspruch auf Versicherung 
unter eigener Beteiligung zum Zwecke einer zusätz¬ 
lichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach 
Maßgabe eines besonderen Tarifvertrages. 

Abschnitt XI 
Urlaub, Arbeitsbefreiung 

$ 47 
Erholungsurlaub 

(1) Der Angestellte erhält in jedem Urlaubsjahr 
Erholungsurlaub unter Zahlung der Urlaubsvergü¬ 
tung. Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Als Urlaubsvergütung erhält der Angestellte 

a) die Vergütung nach § 26, 
b) die Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt 

sind, 
c) für jeden Urlaubstag eine Zulage (Aufschlag) nach 

Unterabsatz 2. 
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Der Aufschlag beträgt 108 v. H. des Tagesdurch¬ 
schnitts der Zulagen, die nicht in Monatsbeträgen 
festgelegt sind, der Zeitzuschläge nach § 35 Abs. 1 
Satz 2 Budist. b bis d, der Überstundenvergütungen 
(ausgenommen die Überstundenpauschvergütung 
nach Nr. 5 SR 2 s und des Zeitzuschlages nach § 35 
Abs. 1 Satz 2 Buchst, a für ausgeglichene Überstun¬ 
den sowie der Vergütungen für Bereitschaftsdienst 
und Rufbereitschaft des vorangegangenen Kalender¬ 
jahres. 

Hat das Arbeitsverhältnis erst nadi dem 30. Sep¬ 
tember des vorangegangenen Kalenderjahres oder 
erst in dem laufenden Kalenderjahr begonnen, tre¬ 
ten als Berechnungszeitraum für den Aufschlag an 
die Stelle des vorangegangenen Kalenderjahres die 
vor dem Beginn des ersten ürlaubsabschnittes lie¬ 
genden vollen Kalendermonate, in denen das Ar¬ 
beitsverhältnis bestanden hat. 

Ändert sich die arbeitsvertraglich vereinbarte re¬ 
gelmäßige Arbeitszeit (§ 34) oder die regelmäßige 
Arbeitszeit (§15 Abs. 1 bis 4 und die entsprechenden 
Sonderregelungen hierzu) — mit Ausnahme allge¬ 
meiner Veränderungen der Arbeitszeit —, sind Be¬ 
rechnungszeitraum für den Aufschlag die nach der 
Änderung der Ärbeitszeit und vor Beginn des ersten 
ürlaubsabschnitts liegenden vollen Kalendermonate. 

Sind nach Ablauf des Berechnungszeitraumes all¬ 
gemeine Vergütungserhöhungen eingetreten, erhöht 
sich der Aufschlag nach Unterabsatz 2 um 80 v. H. 
des von den Tarifvertragsparteien festgelegten 
durchschnittlichen Vomhundertsatzes der allgemei¬ 
nen Vergütungserhöhung. 

(3) Der Urlaubsanspruch kann erst nach Ablauf 
von sechs Monaten, bei Jugendlichen nach Ablauf 
von drei Monaten, nach der Einstellung geltend ge¬ 
macht werden, es sei denn, daß der Angestellte vor¬ 
her ausscheidet. 

(4) Dem Angestellten, der in unmittelbarem An¬ 
schluß an ein Beschäftigungsverhältnis bei einem von 
diesem Tarifvertrag erfaßten Arbeitgeber oder bei 
einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffent¬ 
lichen Rechts, die diesen oder einen Tarifvertrag we¬ 
sentlich gleichen Inhalts anwendet, eingestellt wird, 
erhält den im laufenden Urlaubsjahr noch nicht ver¬ 
brauchten Urlaub vom neuen Arbeitgeber. Eine Ein¬ 
stellung im unmittelbaren Anschluß an das frühere 
Beschäftigungsverhältnis liegt auch dann vor, wenn 
zwischen der Beendigung des früheren und dem Be¬ 
ginn des neuen Arbeitsverhältnisses nur Sonn- oder 
Feiertage oder allgemein arbeitsfreie Werktage oder 
die für den Umzug von dem alten zu dem neuen 
Dienstort erforderlichen Reisetage liegen. 

(5) Urlaub, der dem Angestellten in einem frühe¬ 
ren Beschäftigungsverhältnis für Monate gewährt 

worden ist, die in sein jetziges Angestellenverhältnis 
fallen, wird auf den Urlaub angerechnet. 

(6) Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhän¬ 
gend gewährt werden. Er kann auf Wunsch des An¬ 
gestellten in zwei Teilen genommen werden, dabei 
muß jedoch ein Urlaubsteil so bemessen sein, daß der 
Angestellte mindestens für zwei volle Wochen von 
der Arbeit befreit ist. 

Erkrankt der Angestellte während des Urlaubs 
und zeigt er dies unverzüglich an, so werden die 
durch ärztliches — auf Verlangen durch amts- oder 
vertrauensärztliches — Zeugnis nachgewiesenen 
Krankheitstage, an denen der Angestellte arbeitsun¬ 
fähig war, auf den Urlaub nicht angerechnet. Der 
Angestellte hat sich nach planmäßigem Ablauf seines 
Urlaubs oder, falls die Krankheit länger dauert, nach 
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit zur Arbeits¬ 
leistung zur Verfügung zu stellen. Der Antritt des 
restlichen Urlaubs wird erneut festgesetzt. 

Der Urlaub kann auch während einer Erkrankung 
genommen werden. In diesem Falle tritt für die 
Dauer des Urlaubs an die Stelle der Krankenbezüge 
die Urlaubsvergütung. 

(7) Der Urlaub ist spätestens bis zum Ende des 
Urlaubsjahres anzutreten. 

Konnte der Urlaub aus dienstlichen oder betrieb¬ 
lichen Gründen bis zum Ende des Urlaubsjahres 
nicht angetreten werden, so ist er innerhalb der näch¬ 
sten drei Monate anzutreten. Konnte er wegen Ar¬ 
beitsunfähigkeit des Angestellten nicht bis zum 
Ende des Urlaubsjahres angetreten werden, so ist er 
innerhalb der nächsten fünf Monate anzutreten. 
Konnte der Urlaub wegen Arbeitsunfähigkeit des 
Angestellten nicht bis zum Ende des Übertragungs¬ 
zeitraums nach Satz 2 oder Satz 3 angetreten wer¬ 
den, ist er bis zum Ende des Urlaubsjahres anzutre¬ 
ten, in das er übertragen worden ist. 

Läuft die Wartezeit (Absatz 3) erst im Laufe des 
folgenden Urlaubsjahres ab, so ist der Urlaub spä¬ 
testens bis zum Ende dieses Urlaubsjahres anzutre¬ 
ten. 

Urlaub, der nicht innerhalb der genannten Fristen 
schriftlich geltend gemacht ist, verfällt. 

(8) Angestellte, die ohne Erlaubnis während des 
Urlaubs gegen Entgelt arbeiten, verlieren hierdurdi 
den Anspruch auf die Urlaubsvergütung für die Tage 
der Erwerbstätigkeit. 

Protokollnotizen zu Absatz 2; 
1. Zu den Zulagen im Sinne des Unterabsatzes 1 Budist. b) 

des des Unterabsatzes 2 gehören nicht Leistungen, die auf¬ 
grund des § 42 und der Sonderregelungen hierzu gezahlt 
werden. 

2. Der Tagesdurdisdinitt nach Unterabsatz 2 beträgt bei der 
Verteilung der durchschnittlichen regelmäßigen wöchent¬ 
lichen Arbeitszeit auf fünf Tage “As, bei der Verteilung auf 
sechs Tage '/ze des Monatsdurchschnitts aus der Summe der 
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in dem vorangegangenen Kalenderjahr gezahlten Zulagen, 
die nicht in Monatsbeträgen festgelegt sind, der gezahlten 
Zeitzuschläge nach § 35 Abs. 1 Satz 2 Buchst, b) bis d), der 
gezahlten Überstunden Vergütungen (ausgenommen die 
ÜberstundenpauschVergütung nach Nr. 5 SR 2 s), des ge¬ 
zahlten Zeitzuschlages nach § 35 Abs. 1 Satz 2 Buchst, a) für 
ausgeglichene Überstunden und der gezahlten Vergütungen 
für Bereitschaftsdienst und für Rufbereitschaft. Ist die 
durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit we¬ 
der auf fünf noch auf sechs Tage verteilt, ist der Tages¬ 
durchschnitt entsprechend zu ermitteln. Maßgebend ist die 
Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn des Kalenderjahres. Bei 
der Berechnung des Monatsdurchschnitts bleiben die Ka¬ 
lendermonate unberüdcsichtigt, für die dem Angestellten 
weder Vergütung noch ürlaubsVergütung noch Krankenbe¬ 
züge zugestanden haben. Außerdem bleibt bei der Berech¬ 
nung des Monatsdurchschnitts die Zeit vor dem Beginn des 
dritten vollen Kalendermonats des Bestehens des Ange¬ 
stelltenverhältnisses unberücksichtigt. 
Sind nach ünterabsatz 3 oder Unterabsatz 4 Berechnungs¬ 
zeitraum die vor dem Beginn des ersten Urlaubsabschnitts 
liegenden vollen Kalendermonate, treten diese an die Stelle 
der Kalendermonate des vorangegangenen Kalenderjahres. 
Maßgebend ist die Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn des 
Arbeitsverhältnisses bzw. zu Beginn des Zeitraums, von 
dem an die Arbeitszeit geändert worden ist. 

3. Als Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt sind, gelten 
auch Monatspauschalen der in Unterabsatz 2 genannten 
Bezüge. Solange die Monatspauschale zusteht, sind die ent¬ 
sprechenden Bezüge bei der Errechnung des Aufschlags nicht 
zu berücksichtigen. Steht die Monatspauschale nicht mehr 
zu, sind für die bisher pauschalierten Bezüge Berechnungs¬ 
zeitraum für den Aufschlag die nach Wegfall der Monats¬ 
pauschale und vor dem Beginn des ersten Urlaubsabschnitts 
liegenden vollen Kalendermonate. 

§ 48 
Dauer des Erholungsurlaubs 

(1) Der Erholungsurlaub des Angestellten, dessen 
durchschnittlidhe regelmäßige wöchentliche Arbeits¬ 
zeit auf fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche ver¬ 
teilt ist (Fünftagewoche), beträgt 

In der 
Vergütungsgruppe 

bis zum bis zum nach 
vollendeten vollendeten vollendetem 
30. Lebens- 40. Lebens- 40. Lebens¬ 
jahr jahr jahr 

Arbeitstage 

I und I a 24 28 
Ib bis IV a. 
Kr. X bis Kr. XII 22 26 
IV b bis VI, 
Kr. IX bis Kr. V 20 23 
VII bis X, 
Kr. IV bis Kr. I 20 23 

30 

28 

27 

25. 

(2) Bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres rich¬ 
tet sich die Dauer des Urlaubs nach dem Jugendar¬ 
beitsschutzgesetz. 

(3) Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen 
der Angestellte dienstplanmäßig oder betriebsüblich 
zu arbeiten hat oder zu arbeiten hätte, mit Aus¬ 
nahme der auf Arbeitstage fallenden gesetzlichen 
Feiertage, für die kein Freizeitausgleich gewährt 

wird. Endet eine Arbeitsschicht nicht an dem Kalen¬ 
dertag, an dem sie begonnen hat, gilt als Arbeitstage 
der Kalendertag, an dem die Arbeitsschicht begon¬ 
nen hat. 

Ist die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit regelmäßig oder dienstplanmäßig im 
Durchschnitt des Urlaubsjahres auf mehr als fünf 
Arbeitstage in der Kalencierwoche verteilt, erhöht 
sich der Urlaub für jeden zusätzlichen Arbeitstag im 
Urlaubsjahr um '/« des Urlaubs nach den Absätzen 
1 bis 3 zuzüglich eines etwaigen Zusatzurlaubs. 

Ist die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit regelmäßig oder dienstplanmäßig im 
Durchschnitt des Urlaubsjahres auf weniger als fünf 
Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, vermin¬ 
dert sich der Urlaub für jeden zusätzlichen arbeits¬ 
freien Tag im Urlaubsjahr um des Urlaubs nach 
den Absätzen 1 bis 3 zuzüglicdi eines etwaigen Zu¬ 
satzurlaubs. 

Wird die Verteilung der durchschnittlichen regel¬ 
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit während des Ur¬ 
laubsjahres auf Dauer oder jahreszeitlich bedingt 
vorübergehend geändert, ist die Zahl der Arbeits¬ 
tage zugrunde zu legen, die sich ergeben würde, 
wenn die für die Urlaubszeit maßgebende Verteilung 
der Arbeitszeit für das ganze Urlaubsjahr gelten 
würde. 

Ergibt sidi bei der Berechnung des Urlaubs nach 
den Unterabsätzen 2 bis 4 ein Bruchteil eines Tages, 
bleibt er unberücksichtigt. 

(4) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im 
Laufe des Urlaubsjahres, so beträgt der Urlaubsan¬ 
spruch ein Zwölftel für jeden vollen Beschäftigungs¬ 
monat. Scheidet der Angestellte wegen Berufsunfä¬ 
higkeit oder Erwerbsunfähigkeit (§ 59) oder durch 
Erreichung der Altersgrenze (§ 60) aus dem Arbeits¬ 
verhältnis aus, so beträgt der Urlaubsanspruch sechs 
Zwölftel, wenn das Arbeitsverhältnis in der ersten 
Hälfte, und zwölf Zwölftel, wenn es in der zweiten 
Hälfte des Urlaubsjahres endet. 

Bruchteile von Urlaubstagen werden auf volle 
Tage, jedoch nur einmal im Urlaubsjahr, aufgerun¬ 
det. 

(5) Maßgebend für die Berechnung der Urlaubs¬ 
dauer ist das Lebensjahr, das im Laufe des Urlaubs¬ 
jahres vollendet wird. Für die Urlaubsdauer der Ju¬ 
gendlichen ist das Lebensjahr zu Beginn des Urlaubs¬ 
jahres maßgebend. 

(6) Der Bemessung des Urlaubs ist die Vergü¬ 
tungsgruppe zugrunde zu legen, in der sich der An¬ 
gestellte bei Beginn des Urlaubsjahres befunden hat, 
bei Einstellung während des Urlaubsjahres die Ver¬ 
gütungsgruppe, in die er bei der Einstellung ein¬ 
gruppiert worden ist. Ein Aufrücken des Angestell- 
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ten während des Urlaubsjahres bleibt unberücksich¬ 
tigt. 

$ 49 
Zusatzurlaub 

Für die Gewährung eines Zusatzurlaubs sind die 
für die Beamten des Arbeitgebers jeweils maß geben¬ 
den Bestimmungen sinngemäß anzuwenden. 

Protokollnotiz: 
Solange der Zusatzurlaub für die Beamten nach Werktagen 
bemessen ist, gelten die Werktage als Arbeitstage im Sinne des 
§ 48 Abs. 4 Satz 1. Ergibt sich danach ein Zusatzurlaub von 
mehr als 5 Arbeitstagen, werden je sechs Arbeitstage um 
einen Arbeitstag vermindert. 

$ 50 
Sonderurlaub 

(1) Dem Angestellten ist für die Dauer eines von 
einem Träger der Sozialversicherung, von einem 
Träger der Tuberkulosehilfe oder von einem Beauf¬ 
tragten für die Durchführung der Tuberkulosehilfe, 
von einem Träger einer Altersversorgung einer öf¬ 
fentlichen Verwaltung oder eines Betriebs oder von 
der Versorgungsbehörde verordneten Kur- oder 
Heilverfahrens oder einer als beihilfefähig aner¬ 
kannten Heilkur ein Sonderurlaub unter Zahlung 
der Urlaubsvergütung (§ 47 Abs. 2) bis zur Höchst¬ 
dauer von sechs Wochen zu gewähren. 

(2) Der Angestellte kann bei Vorliegen eines wich¬ 
tigen Grundes unter Verzicht auf die Bezüge Son¬ 
derurlaub erhalten, wenn die dienstlichen oder be¬ 
trieblichen Verhältnisse es gestatten. Diese Zeit gilt 
nicht als Beschäftigungszeit nach § 19, es sei denn, 
daß der Arbeitgeber vor Antritt des Sonderurlaubs 
ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der 
Beurlaubung schriftlich anerkannt hat. 

§ 51 
Abgeltung 

(1) Der Urlaubsanspruch kann nur abgegolten 
werden 

a) wenn dem Angestellten vom Arbeitgeber gekün¬ 
digt worden ist oder der Angestellte das Arbeits¬ 
verhältnis fristgemäß gekündigt hat, der noch zu¬ 
stehende Urlaub aber in der Kündigungsfrist 
nicht mehr genommen werden kann, 

b) im Falle einer fristlosen Entlassung, wenn sie 
nicht durch vorsätzlich schuldhaftes Verhalten 
des Angestellten veranlaßt wurde, 

c) im Falle des fristlosen Ausscheidens des Ange¬ 
stellten, sofern nicht das Arbeitsverhältnis vom 
Angestellten unberechtigterweise aufgelöst wor¬ 
den ist, 

d) im Falle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
infolge Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähig¬ 
keit (§ 59), wenn der noch zustehende Urlaub bis 
zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht 
mehr genommen werden kann. 
Im Falle des § 47 Abs. 4 ist beim Ausscheiden des 

Angestellten eine Abgeltung nicht zulässig. 

(2) Die Geldabfindung beträgt für jeden abzugel¬ 
tenden Urlaubstag bei der Fünftagewoche bei der 
Sechtagewoche der monatlichen Vergütung (§ 26). 
In anderen Fällen ist der Bruchteil entsprechend zu 
ermitteln. 

§ 52 
Arbeitsbefreiung 

(1) Der Angestellte wird in den nachstehenden 
Fällen, soweit nicht die Angelegenheit außerhalb der 
Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, 
erledigt werden kann, unter Fortzahlung der Ver¬ 
gütung (§ 26) für die Dauer der unumgänglich not¬ 
wendigen Abwesenheit von der Arbeit freigestellt: 
1. zur Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher 

Pflichten nach deutschem Recht 

a) zur Ausübung des Wahl- und Stimmrechts und 
zur Beteiligung an Wahlausschüssen, 

b) zur Ausübung öffentlicher Ehrenämter, 
c) zur Teilnahme an Wahlen der Organe der ge¬ 

setzlichen Sozialversicherung und anderer öf¬ 
fentlicher Einrichtungen, 

d) zur Wahrnehmung amtlicher, insbesondere 
gerichtlicher oder polizeilicher Termine, so¬ 
weit sie nicht durch private Angelegenheiten 
des Angestellten veranlaßt sind, 

e) bei Heranziehung zum Feuerlöschdienst, Was¬ 
serwehr- oder Deichdienst einschließlich der 
von den örtlichen Wehrleitungen angeordne¬ 
ten Übungen sowie bei Heranziehung zum 
Bergwachtdienst zwecks Rettung von Men¬ 
schenleben und zum freiwilligen Sanitätsdienst 
bei Vor liegen eines dringenden öffentlichen 
Interesses. Die Freistellung zur Übung kann 
nur insoweit verlangt werden, als die dienst¬ 
lichen Verhältnisse die Freistellung von der 
Arbeit zulassen. 

Der Anspruch auf Fortzahlung der Vergütung 
besteht nur insoweit, als der Angestellte nicht 
Ansprüche auf Ersatz der Vergütung geltend ma¬ 
chen kann. 

2. aus folgenden Anlässen: 

a) bei ansteckenden Krankheiten im Haushalt 
des Angestellten, sofern der Arzt sein Fern¬ 
bleiben von der Arbeit anordnet, 

b) bei amts-, kassen- und Vertrauens- oder ver- 
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sorgungsärztlidi angeordneter Untersuchung 
oder Behandlung des arbeitsfähigen Angestell¬ 
ten, wobei die Anpassung, Wiederherstellung 
oder Erneuerung von Körperersatzstüdcen so¬ 
wie die Beschaffung von Zahnersatz als ärzt¬ 
liche Behandlung gilt, 

c) zur Ablegung von beruflichen oder der Be¬ 
rufsfortbildung dienenden Prüfungen, soweit 
sie im dienstlichen oder betrieblichen Interesse 
liegen, 

d) bei Teilnahme an der Beisetzung von Ange¬ 
hörigen derselben Beschäftigungsstelle, wenn 
die dienstlichen oder betrieblichen Verhält¬ 
nisse es zulassen, 

e) bei Feuer- oder Hochwassergefahr, die die 
Habe des Angestellten bedroht. 

(2) Der Angestellte wird unter Fortzahlung der 
Vergütung (§ 26) aus folgenden besonderen Anläs¬ 
sen, soweit sie nicht auf einen arbeitsfreien Tag fal¬ 
len, in nachstehend geregeltem Ausmaß von der Ar¬ 
beit freigestellt: 

a) bei Wohnungswechsel des Angestellten mit eige¬ 
nem Hausstand 
1 Tag, 
in Ausnahmefällen 
2 Tage, 

b) bei Umzug anläßlich der Versetzung an einen 
anderen Ort aus dienstlichen oder betrieblichen 
Gründen bis zu 
4 Tagen, 

c) bei Eheschließung des Angestellten 
2 Tage, 

d) bei Einsegnung, Erstkommunion und entspre¬ 
chenden religiösen und weltanschaulichen Feiern, 
bei Eheschließung des Kindes 
1 Tag, 

e) bei der silbernen und bei der goldenen Hochzeit 
des Angestellten 
1 Tag, 

f) bei schwerer Erkrankung des Ehegatten oder ei¬ 
nes Kindes sowie der im Haushalt des Angestell¬ 
ten lebenden Eltern oder Stiefeltern, wenn der 
Angestellte die nach ärztlicher Bescheinigung un¬ 
erläßliche Pflege des Erkrankten deshalb selbst 
übernehmen muß, weil er eine andere Person für 
diesen Zweck nicht sofort einstellen kann 
bis zu 4 Tagen, 
jedoch nicht mehr als zweimal im Kalenderjahr, 

g) bei der Niederkunft der Ehefrau 
2 Tage, 

h) beim Tode des Ehegatten 
bis zu 4 Tagen, 

i) bei Tode von Eltern, Schwiegereltern, Stief¬ 

eltern, Kindern oder Geschwistern im gleichen 
Haushalt 
bis zu 2 Tagen, 
außerhalb des gleichen Haushalts 
ITag, 

k) beim 25-, 40- und 50jährigen Arbeitsjubiläum 
1 Tag. 

(3) Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden 
Fällen Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der Ver¬ 
gütung (§ 26) bis zu drei Tagen gewähren. 

In begründeten Fällen kann bei Verzicht auf die 
Bezüge kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt wer¬ 
den, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Ver¬ 
hältnisse es gestatten. 

(4) Zur Teilnahme an Tagungen kann den gewähl¬ 
ten Vertretern der Kreisvorstände, der Bezirksvor¬ 
stände, der Bundesabteilungsvorstände sowie des 
Hauptvorstandes bzw. der Kreisvorstände, der Lan¬ 
desvorstände, der Bundesberufs- und der Bundes¬ 
fachgruppenvorstände auf Anfordern der vertrag¬ 
schließenden Gewerkschaften Arbeitsbefreiung bis 
zu sechs Werktagen im Jahr unter Fortzahlung der 
Vergütung (§ 26) erteilt werden, sofern nicht drin¬ 
gende dienstliche oder betriebliche Interessen entge¬ 
genstehen. 

Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen mit dem 
Bund, der Tarifgemeinschaft deutscher Länder und 
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver¬ 
bände oder ihrer Arbeitgeberverbände kann auf An¬ 
fordern einer der vertragschließenden Gewerkschaf¬ 
ten Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der Vergü¬ 
tung (§ 26) ohne zeitliche Begrenzung erteilt wer¬ 
den. 

(5) Dauert die Arbeitsbefreiung nicht länger als 
sechs Werktage, so werden neben der Vergütung 
(§ 26) die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen 
fortgezahlt. 

Abschnitt XII 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

§ 53 
Ordentliche Kündigung 

(1) Innerhalb der Probezeit (§ 5) beträgt die Kün¬ 
digungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluß. 

(2) Im übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei 
einer Beschäftigungszeit (§ 19) 
bis zu 1 Jahr 1 Monat zum 
nach einer Beschäftigungszeit Monatsschluß, 
von mehr als 1 Jahr 6 Wochen, 
von mindestens 5 Jahren 3 Monate, 
von mindestens 8 Jahren 4 Monate, 
von mindestens 10 Jahren 5 Monate, 
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von mindestens 12 Jahren 6 Monate 
zum Schluß eines Kalendervierteljahres. 

(3) Nach einer Beschäftigungszeit (§ 19) von 15 
Jahren, frühestens jedoch nach Vollendung des 40. 
Lebensjahres, ist der Angestellte unkündbar. 

(4) Für Angestellte unter 18 Jahren beträgt die 
Kündigungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluß. 

$ 54 
Außerordentliche Kündigung 

(1) Der Arbeitgeber und der Angestellte sind be¬ 
rechtigt, das Arbeitsverhältnis aus einem wichtigen 
Grunde fristlos zu kündigen, wenn Tatsachen vor¬ 
liegen, aufgrund derer dem Kündigenden unter Be¬ 
rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und 
unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile 
die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses bis zum 
Ablauf der Kündigungsfrist oder bis zu der verein¬ 
barten Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht zu¬ 
gemutet werden kann. 

(2) Die Kündigung kann nur innerhalb von zwei 
Wochen erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeit¬ 
punkt, in dem der Kündigungsberechtigte von den 
für die Kündigung maßgebenden Tatsachen Kennt¬ 
nis erlangt. Der Kündigende muß dem anderen Teil 
auf Verlangen den Kündigungsgrund unverzüglich 
schriftlich mitteilen. 

$ 55 
Unkündbare Angestellte 

(1) Dem unkündbaren Angestellten (§ 53 Abs. 3) 
kann aus in seiner Person oder in seinem Verhalten 
liegenden wichtigen Gründen fristlos gekündigt wer¬ 
den. 

(2) Andere wichtige Gründe, insbesondere drin¬ 
gende betriebliche Erfordernisse, die einer Weiter¬ 
beschäftigung des Angestellten entgegenstehen, be¬ 
rechtigen den Arbeitgeber nicht zur Kündigung. In 
diesen Fällen kann der Arbeitgeber das Arbeitsver¬ 
hältnis jedoch, wenn eine Beschäftigung zu den bis¬ 
herigen Vertragsbedingungen aus dienstlichen Grün¬ 
den nachweisbar nicht möglich ist, zum Zwecke der 
Herabgruppierung um eine Vergütungsgruppe kün¬ 
digen. 

Der Arbeitgeber kann das Arbeitsverhältnis fer¬ 
ner zum Zwecke der Herabgruppierung um eine 
Vergütungsgruppe kündigen, wenn der Angestellte 
dauernd außerstande ist, diejenigen Arbeitsleistun¬ 
gen zu erfüllen, für die er eingestellt ist und die die 
Voraussetzung für seine Eingruppierung in die bis¬ 
herige Vergütungsgruppe bilden, und ihm andere 
Arbeiten, die die Tätigkeitsmerkmale seiner bishe¬ 

rigen Vergütungsgruppe erfüllen, nicht übertragen 
werden können. Die Kündigung ist ausgeschlossen, 
wenn die Leistungsminderung 

a) durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrank¬ 
heit im Sinne der Reichsversicherungsordnung 
herbeigeführt worden ist, ohne daß der Ange¬ 
stellte vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt 
hat oder 

b) auf einer durch die langjährige Beschäftigung ver¬ 
ursachten Abnahme der körperlichen oder geisti¬ 
gen Kräfte und Fähigkeiten nach einer Beschäfti¬ 
gungszeit (§ 19) von 20 Jahren beruht und der 
Angestellte das fünfundfünfzigste Lebensjahr 
vollendet hat. 

Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate zum 
Schluß eines Kalendervierteljahres. 

Lehnt der Angestellte die Fortsetzung des Ar¬ 
beitsverhältnisses zu den ihm angebotenen geänder¬ 
ten Vertragsbedingungen ab, so gilt das Arbeitsver¬ 
hältnis mit Ablauf der Kündigungsfrist als vertrags¬ 
mäßig aufgelöst (§ 58). 

$ 56 
Ausgleichszulage bei Arbeitsunfall und 

Berufskrankheit 

Ist der Angestellte infolge eines Unfalls, den er 
nach mindestens einjähriger ununterbrochener Be¬ 
schäftigung bei demselben Arbeitgeber in Ausübung 
oder infolge seiner Arbeit ohne Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit erlitten hat, in seiner bisherigen Ver¬ 
gütungsgruppe nicht mehr voll leistungsfähig und 
wird er deshalb in einer niedrigeren Vergütungs¬ 
gruppe weiterbeschäftigt, so erhält er eine Aus¬ 
gleichszulage in Höhe des Untersdiiedsbetrages zwi¬ 
schen der ihm in der neuen Vergütungsgruppe je¬ 
weils zustehenden Grundvergütung und der Grund¬ 
vergütung, die er in der verlassenen Vergütungs¬ 
gruppe zuletzt bezogen hat. Das gleiche gilt bei einer 
Berufskrankheit im Sinne der Reichsversicherungs¬ 
ordnung nach mindestens dreijähriger ununterbro¬ 
chener Beschäftigung. 

$ 57 
Schriftform der Kündigung 

Nach Ablauf der Probezeit (§ 5) bedürfen Kündi¬ 
gungen — auch außerordentliche — der Schriftform. 
Kündigt der Arbeitgeber, so soll er den Kündigungs¬ 
grund in dem Kündigungsschreiben angeben; § 54 
Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt. 
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$ 58 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch 

Vereinbarung 

Das Arbeitsverhältnis kann im gegenseitigen Ein¬ 
vernehmen jederzeit beendet werden (Auflösungs¬ 
vertrag). 

$59 
Beendigung des Arbeitsverhältnisse infolge Berufs¬ 

unfähigkeit und Erwerbsunfähigkeit 

(1) Wird durch den Bescheid eines Rentenversiche¬ 
rungsträgers festgestellt, daß der Angestellte berufs¬ 
unfähig oder erwerbsunfähig ist, so endet das Ar¬ 
beitsverhältnis mit Ablauf des Monats, in dem der 
Bescheid zugestellt wird, sofern der Angestellte 
eine außerhalb der gesetzlichen Rentenversicherung 
bestehende Versorgung durch den Arbeitgeber oder 
durch eine Versorgungseinrichtung erhält, zu der der 
Arbeitgeber Mittel beigesteuert hat. Der Angestellte 
hat den Arbeitgeber von der Zustellung des Renten¬ 
bescheides unverzüglich zu unterrichten. Beginnt die 
Rente wegen Berufsunfähigkeit oder wegen Er¬ 
werbsunfähigkeit erst nach der Zustellung des Ren¬ 
tenbescheids, endet das Arbeitsverhältnis mit Ab¬ 
lauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Monats. 

Verzögert der Angestellte schuldhaft den Renten¬ 
antrag oder bezieht er Altersruhegeld nach § 25 
Abs. 1 AVG, § 1248 Abs. RVO oder § 48 Abs. 1 
Nr. 1 RKG oder ist er nicht in der gesetzlichen Ren¬ 
tenversicherung versichert, so tritt an die Stelle des 
Bescheides des Rentenversicherungsträgers das Gut¬ 
achten eines Amtsarztes. Das Arbeitsverhältnis en¬ 
det in diesem Falle mit Ablauf des Monats, in dem 
dem Angestellten das Gutachten bekanntgegeben 
worden ist. 

(2) Erhält der Angestellte keine außerhalb der ge¬ 
setzlichen Rentenversicherung bestehende Versor¬ 
gung durch den Arbeitgeber oder durch eine Versor¬ 
gungseinrichtung, zu der der Arbeitgeber Mittel bei¬ 
gesteuert hat, so endet das Arbeitsverhältnis des 
kündbaren Angestellten nach Ablauf der für ihn gel¬ 
tenden Kündigungsfrist (§ 53 Abs. 2), des unkünd¬ 
baren Angestellten (§ 53 Abs. 3) nach Ablauf einer 
Frist von sechs Monaten zum Schluß eines Kalender¬ 
vierteljahres. Die Fristen beginnen mit der Zustel¬ 
lung des Rentenbescheides bzw. mit der Bekannt¬ 
gabe des Gutachtens des Amtsarztes an den Ange¬ 
stellten. Der Angestellte hat den Arbeitgeber von 
der Zustellung des Rentenbescheides unverzüglich 
zu unterrichten. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 
tritt an die Stelle der Zustellung des Rentenbeschei¬ 
des der Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehen¬ 
den Monats. 

(3) Das Arbeitsverhältnis eines Schwerbehinder¬ 
ten im Sinne des § 1 des Schwerbehindertengesetzes 
endet abweichend von den Absätzen 1 und 2 nicht 
durch die Feststellung der Berufsunfähigkeit durch ei¬ 
nen Rentenversicherungsträger, wenn die Berufsun¬ 
fähigkeit durch 
a) eine gesundheitliche Schädigung im Sinne der §§ 

1 und 82 des Bundesversorgungsgesetzes oder 
b) eine nach dem 31. Juli 1945 eingetretene gesund¬ 

heitliche Schädigung im Sinne des § 5 Abs. 2 Buch¬ 
st. a) des Bundesversorgungsgesetzes oder 

c) eine gesundheitliche Schädigung durch national¬ 
sozialistische Verfolgungs- oder Unterdrückungs¬ 
maßnahmen aus politischen, rassischen oder reli¬ 
giösen Gründen 

verursacht ist. In diesen Fällen endet das Arbeitsver¬ 
hältnis durch die Feststellung des Amtsarztes, daß 
der Angestellte auch für die von ihm nach dem Ar¬ 
beitsvertrag auszuübende Tätigkeit im Sinne der 
Rentenversidierungsgesetze berufsunfähig ist. Im 
übrigen bleiben die Absätze 1 und 2 unberührt. 

(4) Liegt bei einem Angestellten, der Schwerbehin¬ 
derter im Sinne des Schwerbehindertengesetzes ist, 
in dem Zeitpunkt, in dem nach den Absätzen 1 bis 
3 das Arbeitsverhältnis wegen Berufsunfähigkeit en¬ 
det, die nach § 19 des Schwerbehindertengesetzes er¬ 
forderliche Zustimmung der Hauptfürsorgestelle 
noch nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit Ab¬ 
lauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbe¬ 
scheides der Hauptfürsorgestelle. 

(5) Nach Wiederherstellung der Berufsfähigkeit 
soll der Angestellte, der bei Beendigung des Arbeits¬ 
verhältnisses nach Absatz 1 oder Absatz 2 bereits 
unkündbar war, auf Antrag bei seiner früheren 
Dienststelle wieder eingestellt werden, wenn dort 
ein für ihn geeigneter Arbeitsplatz frei ist. Satz 1 
gilt entsprechend für kündbare Angestellte, die eine 
Rente auf Zeit bezogen haben. 

$ 60 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
durch Erreichung der Altersgrenze, 

Weiterbeschäftigung 

(1) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne daß es einer 
Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem 
der Angestellte das fünfundsechzigste Lebensjahr 
vollendet hat. 

(2) Soll der Angestellte, dessen Arbeitsverhältnis 
nach Absatz 1 geendet hat, ausnahmsweise weiter¬ 
beschäftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Ar¬ 
beitsvertrag abzuschließen. In dem Arbeitsvertrag 
können die Vorschriften dieses Tarifvertrages ganz 
oder teilweise abgedungen werden. Es darf jedoch 
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keine niedrigere Vergütung vereinbart werden als 
die der Vergütungsgruppe, die der Tätigkeit des An¬ 
gestellten entspricht. Das Arbeitsverhältnis kann je¬ 
derzeit mit einer Frist von vier Wodien zum Mo¬ 
natsschluß gekündigt werden, wenn im Arbeitsver¬ 
trag nichts andres vereinbart ist. 

Sind die sachlidien Voraussetzungen für die Er¬ 
langung laufender Bezüge aus der Rentenversiche¬ 
rung oder einer Altersversorgung eines von diesem 
Tarifvertrag erfaßten Arbeitgebers oder einer Kör¬ 
perschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts, die diesen oder einen Tarifvertrag wesent¬ 
lich gleichen Inhalts anwendet, in dem in Absatz 1 
bezeichneten Zeitpunkt nodi nicht gegeben, so soll 
der Angestellte, wenn er nodi voll leistungsfähig ist, 
bis zum Eintritt der Voraussetzungen, im allgemei¬ 
nen aber nicht über drei Jahre hinaus, weiterbeschäf¬ 
tigt werden. 

(3) Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend für An¬ 
gestellte, die nach Vollendung des fünfundsechzig¬ 
sten Lebensjahres eingestellt werden. 

§ 61 
Zeugnisse und Arbeitsbescheinigungen 

(1) Bei Kündigung hat der Angestellte Anspruch 
auf unverzügliche Ausstellung eines vorläufigen 
Zeugnisses über Art und Dauer seiner Tätigkeit. 
Dieses Zeugnis ist bei Beendigung des Arbeitsver¬ 
hältnisses sofort gegen ein endgültiges Zeugnis um¬ 
zutauschen, das sich auf Antrag auch auf Führung 
und Leistung erstrecken muß. 

(2) Der Angestellte ist berechtigt, aus triftigen 
Gründen auch während des Arbeitsverhältnisses ein 
Zeugnis zu verlangen. 

(3) Auf Antrag ist dem Angestellten bei Beendi¬ 
gung des Arbeitsverhältnisses eine Bescheinigung 
über die Vergütungsgruppe und die zuletzt bezo¬ 
gene Grundvergütung auszuhändigen. 

Abschnitt XIII 
Übergangsgeld 

§ 62 
Voraussetzungen für die Zahlung des 

Übergangsgeldes 

(1) Der vollbeschäftigte Angestellte, der am Tage 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
a) das einundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat 

und 
b) in einem ununterbrochenen Angestelltenverhält¬ 

nis von mindestens einem Jahr bei demselben 
Arbeitgeber gestanden hat, 

erhält beim Ausscheiden ein Übergangsgeld. 

(2) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, wenn 

a) der Angestellte das Ausscheiden verschuldet hat, 
b) der Angestellte gekündigt hat, 
c) das Arbeitsverhältnis durch Auflösungsvertrag 

(§ 58) beendet ist, 
d) der Angestellte eine Abfindung aufgrund des 

Kündigungsschutzgesetzes erhält, 
e) der Angestellte aufgrund eines Vergleichs aus¬ 

scheidet, in dem vom Arbeitgeber eine Geldzah¬ 
lung ohne Arbeitsleistung zugebilligt wird, 

f) sich unmittelbar an das beendete Arbeitsverhält¬ 
nis ein neues mit Einkommen verbundenes Be¬ 
schäftigungsverhältnis anschließt, 

g) der Angestellte eine ihm nachgewiesene Arbeits¬ 
stelle ausgeschlagen hat, deren Annahme ihm bil¬ 
ligerweise zugemutet werden konnte. 

(3) Auch in den Fällen des Absatzes 2 Buchst, b) 
und c) wird Übergangsgeld gewährt, wenn 
1. der Angestellte wegen 

a) eines mit Sicherheit erwarteten Personalab¬ 
baues, 

b) einer Körperbeschädigung, die ihn zur Fort¬ 
setzung der Arbeit unfähig macht, 

c) einer in Ausübung oder infolge seiner Arbeit 
erlittenen Gesundheitsschädigung, die seine 
Arbeitsfähigkeit für längere Zeit wesentlich 
herabsetzt, 

d) Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezüge 
des Altersruhegeldes nach § 25 Abs. 1 AVG, 
§ 1248 Abs. 1 RVO oder § 48 Abs. 1 Nr. 1 
RKG. 

2. die Angestellte außerdem wegen 

a) Schwangerschaft, 
b) Niederkunft in den letzten drei Monaten, 
c) Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezüge 

des Altersruhegeldes nach § 25 Abs. 3 AVG, 
§ 1248 Abs. 3 RVO oder § 48 Abs. 3 RKG 

gekündigt oder einen Auflösungsvertrag (§ 58) ge¬ 
schlossen hat. 

(4) Tritt der Angestellte innerhalb der Zeit, wäh¬ 
rend der Übergangsgeld zu zahlen ist (§ 64 Abs. 1), 
in ein neues mit Einkommen verbundenes Beschäf¬ 
tigungsverhältnis ein oder wird ihm während dieses 
Zeitraumes eine Arbeitsstelle nachgewiesen, deren 
Annahme ihm billigerweise zugemutet werden kann, 
so steht ihm Übergangsgeld von dem Tage an, an 
dem er das neue Beschäftigungsverhältnis angetre¬ 
ten hat oder hätte antreten können, nicht zu. 
Protokollnotiz zu Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe d und Nr. 2 
Buchstabe c: 
Die Vorschriften gelten entsprechend für Angestellte, die kei¬ 
nen Anspruch auf Altersruhegeld aus der gesetzlichen Renten¬ 
versicherung haben, aber die Voraussetzungen zum Bezüge 
einer entsprechenden Versorgungsrente aus der zusätzlichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung erfüllen. 
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$ 63 
Bemessung des Übergangsgeldes 

(1) Das Übergangsgeld wird nadi der dem Ange¬ 
stellten am Tage vor dem Ausscheiden zustehenden 
Vergütung (§ 26) bemessen. Steht an diesem Tage 
keine Vergütung zu, so wird das Übergangsgeld 
nach der Vergütung bemessen, die dem Angestellten 
bei voller Arbeitsleistung am Tage vor dem Aus¬ 
scheiden zugestanden hätte. 

(2) Das Übergangsgeld beträgt für jedes volle Jahr 
der dem Ausscheiden vorangegangenen Zeiten, die 
seit der Vollendung des achtzehnten Lebensjahres in 
einem oder mehreren ohne Unterbrechung anein¬ 
andergereihten Beschäftigungsverhältnissen bei von 
diesem Tarifvertrag erfaßten Arbeitgebern oder 
Körperschaften, Stiftungen oder Anstalten des öf¬ 
fentlichen Rechts, die diesen Tarifvertrag oder einen 
Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts anwenden, 
zurückgelegt sind, ein Viertel der letzten Monats¬ 
vergütung, mindestens aber die Hälfte und höch¬ 
stens das Vierfache dieser Monatsvergütung. Als Be¬ 
schäftigungsverhältnisse gelten hierbei auch Zeiten, 
die nach § 19 Abs. 1 Satz 4 bis 6 als Beschäftigungs¬ 
zeit angerechnet worden sind. 

(3) Als Beschäftigungsverhältnis gelten alle bei den 
in Absatz 2 genannten Arbeitgebern in einem Be¬ 
amten-, Arbeits- oder Soldatenverhältnis zurückge¬ 
legten Zeiten ausschließlich derjenigen, für die we¬ 
gen Beurlaubung keine Bezüge gezahlt wurden. Da¬ 
bei bleibt eine Beschäftigung 

a) als Ehrenbeamter, 
b) als Beamter im Vorbereitungsdienst, 
c) in einem nur nebenbei bestehenden Beamtenver¬ 

hältnis, 
d) in einem Ausbildungsverhältnis, 
e) mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Ar¬ 

beitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten 

unberücksichtigt. 
Als Unterbrechung im Sinne des Absatzes 2 gilt 

jeder zwischen den Beschäftigungsverhältnissen lie¬ 
gende, einen oder mehrere Werktage — mit Aus¬ 
nahme allgemein arbeitsfreier Werktage — umfas¬ 
sende Zeitraum, in dem ein Beschäftigungsverhält¬ 
nis nicht bestand. Als Unterbrechung gilt es nicht, 
wenn der Angestellte in dem zwischen zwei Be¬ 
schäftigungsverhältnissen liegenden gesamten Zeit¬ 
raum arbeitsunfähig krank war oder die Zeit zur 
Ausführung eines Umzugs an einen anderen Ort 
benötigt wurde. 

(4) Wurde dem Angestellten bereits Übergangs¬ 
geld oder eine Abfindung gewährt, so bleiben die da¬ 
vor liegenden Zeiträume bei der Bemessung des 
Übergangsgeldes unberücksichtigt. 

(5) Werden dem Angestellten laufende Versor¬ 
gungsbezüge, laufende Unterstützungen, Arbeits¬ 
losengeld, Unterstützung aus der Arbeitslosen- 
losenhilfe nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AEG) 
oder sonstige laufende Bezüge aus öffentlichen Mit¬ 
teln oder Renten aus der gesetzlichen Rentenver¬ 
sicherung gezahlt, oder hätte der Angestellte, der 
weder Altersruhegeld noch Rente wegen Berufsun¬ 
fähigkeit bezieht, noch unter § 62 Abs. 3 Nr. 2 fällt, 
bei unverzüglicher Antragstellung nach Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses Anspruch auf Arbeitslosen¬ 
geld oder Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AEG), so erhält 
er ohne Rücksicht darauf, ob der Arbeitgeber dazu 
Mittel beigesteuert hat, das Übergangsgeld nur inso¬ 
weit, als die genannten Bezüge für denselben Zeit¬ 
raum hinter dem Übergangsgeld Zurückbleiben. Das 
gleiche gilt für laufende Bezüge oder Renten aus 
einer Versorgung durch den Arbeitgeber oder aus 
einer Versorgungseinrichtung, zu der der Arbeitge¬ 
ber oder ein anderer Arbeitgeber, der diesen Tarif¬ 
vertrag oder einen Tarifvertrag wesentlich gleichen 
Inhalts angewendet hat, die Mittel ganz oder teil¬ 
weise beigesteuert hat. 

Bei Angestellten, die 

a) wegen Erreichens der Altersgrenze (§ 60), 
b) infolge Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit (§ 59), 
c) wegen Erfüllung der Voraussetzungen zum Be¬ 

züge des Altersruhegeldes nach § 25 Abs. 1 oder 
3 AVG, § 1248 Abs. 1 oder 3 RVO oder § 48 
Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 3 RKG aufgrund eigener 
Kündigung oder Auflösungsvertrages, 

d) nach ununterbrochener Weiterbeschäftigung über 
die Altersgrenze hinaus (§ 60 Abs. 2) infolge Erist¬ 
ablaufs, Kündigung oder Auflösungsvertrages 

aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind, gelten 
als laufender Bezug im Sinne des Satzes 2 auch 1,25 
V. H. monatlich der doppelten Summe der Beiträge, 
die ein Arbeitgeber als Zuschuß zu den Beiträgen zu 
einer öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung im Sinne des § 7 Abs. 2 
AVG oder zu einer Lebensversicherung des Ange¬ 
stellten gezahlt hat. 

Zu den Bezügen im Sinne des Satzes 1 gehören 
nicht 

a) Renten nach dem Bundesversorgungsgesetz, 
b) der nach dem Beamten versorgungsrecht neben 

dem Ruhegehalt zu zahlende Unfallausgleich oder 
Hilflosigkeitszuschlag, 

c) Unfallrenten nach der Reichsversicherungsord¬ 
nung, 

d) Renten nach den Gesetzen zur Entschädigung der 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(Bundesentschädigungsgesetz sowie die entspre- 
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chenden Gesetze der Länder), soweit sie an Ver¬ 
folgte oder deren Hinterbliebene als Entsdiädi- 
gung für Schaden an Leben oder an Körper oder 
Gesundheit geleistet werden, 

e) Kriegsschadenrenten nach dem Lastenausgleichs¬ 
gesetz, 

f) Renten nach dem Gesetz zur Abgeltung von Be¬ 
satzungsschäden, 

g) Renten aus der Höherversicherung, soweit sie auf 
Beiträgen beruhen, die der Angestellte ohne Be¬ 
teiligung eines Arbeitgebers geleistet hat, 

h) Blindenhilfe nadi § 67 des Bundessozialhilfege¬ 
setzes, 

i) Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
(BKGG) oder Leistungen im Sinne des § 8 Abs. 1 
Nrn. 1, 2 und 4 BKGG sowie Kindergeld auf¬ 
grund des Rechts der Europäischen Gemeinschaf¬ 
ten oder aufgrund zwischenstaatlicher Abkom¬ 
men in Verbindung mit dem BKGG. 

Protokollnotiz zu Absatz 3: 
Als Ausbildungszeit nach Absatz 3 Satz 2 Buchst, d) gilt nicht 
die Zeit der Tätigkeit eines Assistenzarztes, die auf die Wei¬ 
terbildung zum Facharzt angerechnet werden kann. 
Protokollnotiz zu Absatz 5 Satz 3 Buchst, c): 
Diese Vorschrift gilt entsprechend für Angestellte, die keinen 
Anspruch auf Altersruhegeld aus der gesetzlichen Rentenver¬ 
sicherung haben, aber die Voraussetzungen zum Bezüge einer 
entsprechenden Versorgungsrente aus der zusätzlichen Alters¬ 
und Hinterbliebenenversorgung erfüllen. 

$ 64 
Auszahlung des Übergangsgeldes 

(1) Das Übergangsgeld wird in halben Monatsbe¬ 
trägen am fünfzehnten und letzten Tage eines Mo¬ 
nats gezahlt, erstmalig am fünfzehnten des auf das 
Ausscheiden folgenden Monats. Die Auszahlung un¬ 
terbleibt, bis etwaige Vorschüsse durch Aufrechnung 
getilgt sind. Vor der Zahlung hat der Angestellte an¬ 
zugeben, ob und welche laufenden Bezüge nach § 63 
Abs. 5 gewährt werden. Ferner hat er zu versichern, 
daß er keine andere Beschäftigung angetreten hat. 

(2) Zu Siedlungszwecken oder zur Begründung 
oder zum Erwerb eines eigenen gewerblichen Unter¬ 
nehmens kann das Übergangsgeld in einer Summe 
ausgezahlt werden. 

(3) Beim Tode des Angestellten wircT der noch 
nickt gezahlte Betrag an den Ehegatten oder die 
Kinder, für die dem Angestellten Kindergeld nach 
dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) zugestanden 
hat oder ohne Berücksicktigung der §§ 3, 8 BKGG 
zugestanden hätte, in einer Summe gezahlt. Die Zah¬ 
lung an einen der nach Satz 1 Berechtigten bringt 
den Anspruch der übrigen gegenüber dem Arbeit¬ 
geber zum Erlöschen. 
Protokollnotiz zu Absatz 3: 
Die Protokollnotiz zu § 29 gilt entsprechend. 

Abschnitt XIV 
Besondere Vorschriften 

§ 65 
Dienstwohnungen (Werkdienstwohnungen) 

Für die Zuweisung von Dienstwohnungen (Werk¬ 
dienstwohnungen) und für die Bemessung der 
Dienstwohnungsvergütung (Werkdienstwohnungs- 
vergütung) gelten die Bestimmungen des Arbeitge¬ 
bers über Dienstwohnungen (Werkdienstwohnun¬ 

gen) in der jeweiligen Fassung. 

$ 66 
Schutzkleidung 

Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich 
vorgeschrieben oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, 
wird sie unentgeltlich geliefert und bleibt Eigentum 
des Arbeitgebers. Als Schutzkleidung sind die Klei¬ 
dungsstücke anzusehen, die bei bestimmten Tätig¬ 
keiten an bestimmten Arbeitsplätzen an Stelle oder 
über der sonstigen Kleidung zum Schutze gegen 
Witterungsunbilden und andere gesundheitliche Ge¬ 
fahren oder außergewöhnliche Beschmutzung ge¬ 
tragen werden müssen. Die Schutzkleidung muß ge¬ 
eignet und ausreichend sein. 

$ 67 
Dienstkleidung 

Die Voraussetzungen für das Tragen von Dienst¬ 
kleidung und die Beteiligung des Angestellten an 
den Kosten richten sich nach den bei dem Arbeitge¬ 
ber jeweils geltenden Bestimmungen. Als Dienst¬ 
kleidung gelten Kleidungsstücke, die zur besonderen 
Kenntlichmachung im dienstlichen Interesse an Stelle 
anderer Kleidung während der Arbeit getragen 

werden müssen. 

$ 68 
Sachleistungen 

Sind mit der Beschäftigung des Angestellten Ne¬ 
benbezüge durch Nutzung von Dienstgrundstücken 
und dergleichen verbunden, so ist hierfür ein ange¬ 
messener Betrag zu entrichten. Für die Vorhaltung 
von Gerätschaften ist eine angemessene Entschädi¬ 
gung zu gewähren, sofern der Arbeitgeber ihre Vor¬ 
haltung fordert. 

$ 69 
Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften im 

Bereich der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände 
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Wird in diesem Tarifvertrag auf die für die Beam¬ 
ten geltenden Bestimmungen Bezug genommen und 
sind Beamte bei dem Arbeitgeber nicht beschäftigt, 
sind die Vorsdiriften anzuwenden, die für die Be¬ 
amten der Gemeinden des Landes gelten, in dem 
der Arbeitgeber seinen Sitz hat. 

§ 70 
Ausschlußfristen 

(1) Die Ansprüche auf Leistungen, die auf die Zu¬ 
gehörigkeit zu einer höheren als der bei der Einstel¬ 
lung festgelegten bzw. der bisherigen Vergütungs¬ 
gruppe oder auf die Ausübung einer höherwertigen 
Tätigkeit nach den §§ 22 bis 25 gestützt sind, sowie 
die allmonatlich entstehenden Ansprüche auf Ver¬ 
gütung (§ 26) müssen innerhalb einer Ausschluß¬ 
frist von sechs Monaten nach Fälligkeit sdiriftlich 
geltend gemacht werden. 

(2) Andere Ansprüche aus dem Arbeitsvertrag 
müssen innerhalb einer Ausschlußfrist von drei Mo¬ 
naten nach Fälligkeit schriftlich geltend gemacht 
werden, soweit der Tarifvertrag nichts anderes be¬ 
stimmt. 

(3) Für den gleichen Tatbestand reicht die einma¬ 
lige Geltendmachung der Ansprüche aus, um die Aus¬ 
schlußfrist auch für später fällig werdende Ansprü¬ 
che unwirksam zu machen. 

Abschnitt XV 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 71 
Besitzstandswahrung 

(Wortlaut durch den 31. Änderungstarif vertrag 
zum BAT vom 18. 10. 1973 gestrichen worden). 

S 72 
Übergangsregelungen 

1. Zu § 1: 
Auf Arbeitnehmer mit einer der Rentenversi¬ 
cherung der Arbeiter unterliegenden Tätigkeit, 
mit denen bei Inkrafttreten dieses Tarifvertra¬ 
ges die Anwendung der TO.A arbeitsvertraglich 
vereinbart ist, wird für das bestehende Arbeits¬ 
verhältnis dieser Tarifvertrag angewendet. 

2. (gestrichen) 
3. Zu § 19: 

Der Beschäftigungszeit der bei Inkrafttreten die¬ 
ses Tarifvertrages in ungekündigter Stellung be¬ 
schäftigten Angestellten ist für das bei ihrem 
Arbeitgeber zu diesem Zeitpunkt bestehende 

Arbeitsverhältnis die Hälfte des Unterschieds 
zwischen der bisherigen Dienstzeit und der nach 
§ 19 errechneten Beschäftigungszeit hinzuzuzäh¬ 
len. Die nach Satz 1 der Beschäftigungszeit hin¬ 
zuzählende Zeit bleibt bei der Berücksichtigung 
der Beschäftigungszeit im Rahmen der Dienst¬ 
zeitberechnung nach § 20 Abs. 1 außer Ansatz. 

4. bis 8. (gestrichen) 
9. Zu § 53 Abs. 3 und § 55: 

Auf Angestellte, deren arbeitsvertraglich ver¬ 
einbarte durchschnittliche regelmäßige Arbeits¬ 
zeit die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit ei¬ 
nes entsprechenden vollbeschäftigten Angestell¬ 
ten beträgt, finden für die Dauer des bei Inkraft¬ 
treten dieses Tarifvertrages bestehenden Ar¬ 
beitsverhältnisses § 53 Abs. 3 und § 55 mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die hierfür maßge¬ 
bende Beschäftigungszeit erst am Tage des In¬ 
krafttretens dieses Tarifvertrages beginnt. Das¬ 
selbe gilt für nicht vollbeschäftigte Angestellte, 
auf die nach bisherigem Recht § 16 Abs. 4 und 
5 TO.A keine Anwendung fand. 

10. Zu § 63: 
Hat ein Arbeitgeber bis zum Inkrafttreten die¬ 
ses Tarifvertrages Übergangsgeld nach der ADO 
zu § 16 TO.A gewährt und dabei bei Angestell¬ 
ten, die am 8. Mai 1945 im öffentlichen Dienst 
standen und ihr Amt oder ihren Arbeitsplatz 
aus anderen als beamten- oder tarifrechtlichen 
Gründen verloren haben. Zeiten der unver¬ 
schuldeten Nichtbeschäftigung nicht als Unter¬ 
brechung im Sinne der ADO zu § 16 TO.A an¬ 
gesehen, so gelten diese Zeiten auch nach In¬ 
krafttreten dieses Tarifvertrages nach Maßgabe 
der bei dem Arbeitgeber bestehenden Bestim¬ 
mung nicht als Unterbrechung des Beschäfti¬ 
gungsverhältnisses. 

11. und 12. (gestrichen) 

$ 73 
Schluß Vorschriften 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Tarifvertrages treten 
die in seinem Geltungsbereich bestehenden Tarif¬ 
ordnungen einschließlich der sich ergänzenden All¬ 
gemeinen, Gemeinsamen und Besonderen Dienst¬ 
ordnungen, Richtlinien, Sonderregelungen usw. so¬ 
wie die Sondererlasse der ehemaligen Reichsminister 
und des ehemaligen Reichstreuhänders für den öf¬ 
fentlichen Dienst außer Kraft, soweit sich aus den 
Absätzen 3 und 4 nichts anderes ergibt. 

Insbesondere treten außer Kraft: 

a) die Allgemeine Tarifordnung für Arbeitnehmer 
im öffentlichen Dienst (ATO) vom 1. April 1938 
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in der Fassung vom 1. November 1943 (RABl. 
S. IV 833, RBB. 1944 S. 17), 

b) die Tarifordnung A für Arbeitnehmer im öffent¬ 
lichen Dienst (TO.A) vom 1. April 1938 in der 
Fassung vom 1. November 1943 (RABl. S. IV 
838, RBB. 1944 S. 22), 

c) die Tarifordnung für Arbeitnehmer in den Kran¬ 
ken-, Heil- und Pflegeanstalten des Reichs usw. 
(Kr. T.) vom 2. Dezember 1939 (RABl. 1940 S. 
IV 73, RRB. 1940 S. 13) in der Fassung der 
1. Änderung vom 26. September 1940 (RABl. 

S. IV 1483, RBB. S. 331), 
2. Änderung vom 3. Mai 1943 (RABl. S. IV 342, 

RBB. S. 132), 
3. Änderung vom 18. Juni 1944 (RABl. S. IV 

'174, RBB. S. 144), 
d) die Tarifordnung für die Arbeitnehmer auf Bin¬ 

nen- und Seefahrzeugen und schwimmenden Ge¬ 
räten der öffentlichen Verwaltungen und Be¬ 
triebe (TO.S) vom 23. September 1939 (RBB. 
S. 365) in der Fassung der 2. Änderung (RBB. 
1942 S. 192), 

e) die Allgemeine Dienstordnung für Angestellte 
im öffentlichen Dienst, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, vom 10. Mai 1938 
(Reichsgesetzbl. IS. 513, RBB. S. 209) in der Fas¬ 
sung vom 13. April 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 653, 

RBB. S. 128), 
f) die Reichstheaterdienstordnung (RThDO) vom 

8. September 1939 (RMBliV. 1942 S. 224) und 
die für die Theater der Länder und Gemeinden 
ergangenen entsprechenden Dienstordnungen. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Tarifvertrages werden 
die nachstehenden Tarifverträge aufgehoben: 

a) der Tarifvertrag vom 4. September 1953 über die 
Durchführung der Gleichberechtigung von Mann 
und Frau nach Art. 3 GG, 

b) der Tarifvertrag vom 30. November 1953 in der 
Fassung des Tarifvertrages vom 25. Oktober 1957 
für Angestellte für Aufgaben von begrenzter 
Dauer beim Statistischen Bundesamt und bei der 
Bundesschuldenverwaltung, 

c) der Tarifvertrag vom 15. Mai 1956 für Ange¬ 
stellte der Länder für Aufgaben von begrenzter 
Dauer, 

d) der Tarifvertrag vom 13. Juni 1957 über die Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit der Angestellten der Ge¬ 
meinden, 

e) der Tarifvertrag vom 14. Juni 1958 über die Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit der Angestellten des 
Bundes und der Länder, mit Ausnahme von § 5, 

f) der Tarifvertrag vom 11. September 1958 über 
die Neuregelung des Ortszuschlags und des Kin¬ 
derzuschlags, 

g) der Überleitungstarifvertrag vom 3. Juli 1959 in 
der Fassung des Tarifvertrages vom 17. Mai 1963 
für die Angestellten des öffentlichen Dienstes im 
Saarland, mit Ausnahme von § 3 Abs. 2, § 8 

Abs. 2, 
h) der Tarifvertrag vom 1. Juli 1960 über die Ver¬ 

kürzung der Arbeitszeit des Krankenpflegeper¬ 
sonals (unbeschadet der Nr. 15 der Sonderrege¬ 
lungen nach § 2 Buchst, a), 

i) der Tarifvertrag vom 28. Juni 1956 über den Ur¬ 
laub für Auslandsbedienstete des Bundes, 

k) der Tarifvertrag vom 20. September 1957 über 
die Bezüge für Auslandsbedienstete des Bundes, 
jedoch nicht für die Angestellten, die unter die 
ADO für übertarifliche Angestellte im öffentli¬ 

chen Dienst fallen, 
l) der Tarifvertrag vom 26. April 1960 für die im 

Angestelltenverhältnis beschäftigten Besatzungs¬ 
mitglieder auf Hilfsschiffen der Bundeswehr, mit 
Ausnahme von Abschnitt I und Abschnitt III § 8 

Abs. 1 Unterabs. 3, 
m) der Tarifvertrag des Freistaates Bayern vom 22. 

November 1955 über die Regelung der Arbeits¬ 
bedingungen der für die Durchführung der auf¬ 
grund des Lastenausgleichsgesetzes übertragenen 
Aufgaben von begrenzter Dauer eingestellten 
Angestellten der Bayer. Finanzverwaltung, 

n) der Rahmentarifvertrag des Landes Berlin für 
die im öffentlichen Dienst von Berlin stehenden 
Beschäftigten vom 24. Januar 1949 (RTV) in der 
bei Inkrafttreten des BAT geltenden Fassung mit 
allen dazugehörigen Protokollerklärungen, mit 
Ausnahme von § 13 Ziff. 3 einschließlich der Pro¬ 
tokollerklärung, 

o) der Tarifvertrag des Landes Berlin vom 30. April 
1953 über Urlaub für die unter den RTV fallen¬ 
den Angestellten, 

p) der Tarifvertrag des Landes Berlin vom 26. Juni 
1953 über Jubiläumszuwendungen an Angestellte, 
die den Jubiläumszeitpunkt nach § 13 RTV vor 
dem Inkrafttreten des RTV erreicht hatten (TV- 

Jub.), 
q) der Tarifvertrag des Landes Nordrhein-Westfa¬ 

len vom 21. September 1955 über die Erhöhung 
der Zusatzverpflegung für das Personal auf In¬ 
fektions- und Tuberkulosestationen, 

r) der Tarifvertrag des Saarlandes vom 15. Juli 1959 
über die Gewährung der Sachbezüge für das Pfle¬ 
gepersonal, mit Ausnahme von § 2 Abs. 2 und 

§3, 
s) der Tarifvertrag des Saarlandes vom 22. Dezem¬ 

ber 1959 über die Regelung der Dienstbezüge der 
in das Ausland entsandten Tarifangestellten und 

Arbeiter, 
t) der Haustarifvertrag vom 15. März 1951 in der 
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Fassung der Tarifverträge vom 27. Februar 1959 
(Verkürzung der regelmäßigen Arbeitszeit) und 
15. Oktober 1959 (Erholungsurlaub) für die An¬ 
gestellten der Hamburger Flughafen-Verwaltung 
GmbH. 

(3) Für den Bereich der VkA: 
Bis zu einer tarifvertraglichen Neuregelung gelten 

als Anlage 1 a (§ 22) 

a) die Anlage 1 zur TO.A in der Fassung vom 1. 
November 1943 (RABL S. IV 838, RBB. 1944 

22), jedoch nur hinsichtlich der dort aufgeführ- 
Tätigkeitsmerkmale und der Bemerkung zu 

allen Vergütungsgruppen, 
b) die Anlage zur Allgemeinen Dienstordnung zur 

TO.A — Anlage E — (ADO zu § 3 TO.A) in der 
Fassung vom 13. April 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 649), 

c) die Anlage 1 zur Kr.T. in der Fassung vom 3. Mai 
1943 (RABL S. IV 342, RBB. S. 132), 

d) die in ergänzenden Gemeinsamen und Besondern 
Dienstordnungen enthaltenen Tätigkeitsmerk¬ 
male, soweit sie noch in Kraft sind; mit Aus¬ 
nahme der Tätigkeitsmerkmale für Angestellte 
an Theatern und Bühnen 

in der Fassung der Änderungen und Ergänzungen 
durch nachstehende Tarifverträge: 

A. im gesamten Geltungsbereich dieses Tarifvertra¬ 
ges 
a) Tarifvertrag vom 14. Juni/16. Juli 1956 über 

die Eingruppierung von Meistern und tech¬ 
nischen Angestellten, 

b) Tarifvertrag vom 5. Juli 1957 über die Ein¬ 
gruppierung technischer Assistenten, 

c'i gestrichen durch 10. Änderungs-TV, gültig ab 
1.3. 1964), 

d) Tarifvertrag vom 15. Januar 1960 über die 
Änderung und Ergänzung der Anlage 1 zur 
TO.A, 

e) (gestrichen durch 9. Änderungs-TV, gültig ab 
1.4. 1963). 

B. im Bereich des Bundes 

C. im Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Län¬ 
der 

D. bei den Sparkassen 
Tarifvertrag vom 3. November 1960 über die 
Vergütungsordnung für Sparkassenangestellte, 

E. im Bereich der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände 
a) (aufgehoben durch 3. Änderungs-TV, ab 1. 2. 

1963), 

b) Tarifvertrag vom 19. Januar 1961 über die 
Eingruppierung der Angestellten der Ham¬ 
burger Flughafen-Verwaltung GmbH. 

(4) (Gestrichen mit Wirkung vom 1.12. 1975 
durch 38. Änderungs-TV zum BAT vom 24. 6. 
1975.) 

§ 74 
Inkrafttreten und Laufzeit des Tarifvertrages 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. April 1961 in 
Kraft. 

(2) Dieser Tarifvertrag kann mit Ausnahme der 
§§ 22 bis 24 und der Sonderregelungen hierzu unbe¬ 
schadet der Unterabsätze 2 und 3 ohne Einhaltung 
einer Frist jederzeit schriftlich gekündigt werden. 

Abweichend von Unterabsatz 1 können schriftlich 
gekündigt werden 
a) die §§ 15, 16 16 a und 17 sowie die Sonderrege¬ 

lungen hierzu mit einer Frist von drei Kalender¬ 
monaten zum Schluß eines Kalendervierteljahres, 
frühestens zum 30. September 1980, 

b) der § 35 sowie die Sonderregelungen hierzu mit 
einer Frist von drei Kalendermonaten zum Schluß 
eines Kalendervierteljahres, frühestens zum 30. 
September 1977. 

Abweichend von Unterabsatz 2 und unabhängig 
von Unterabsatz 1 kann § 35 Abs. 1 Satz 2 Buchst, e 
und f hinsichtlich der Beträge jederzeit schriftlich 
gekündigt werden. 

Unabhängig von Unterabsatz 1 kann die Vergü¬ 
tungsordnung (Anlagen 1 a und Ib) ohne Einhal¬ 
tung einer Frist jederzeit schriftlich gekündigt wer¬ 
den. 

Die §§ 22 bis 24 und die Sonderregelungen hierzu 
können ohne Einhaltung einer Frist jederzeit, je¬ 
doch nur insgesamt, schriftlich gekündigt werden. 
Die Nachwirkung (§ 4 Abs. 5 TVG) dieser Vor¬ 
schriften wird ausgeschlossen. 

Tarifvertrag 
über eine Zuwendung für Angestellte 

vom 12. Oktober 1973 i. d. F. des Änderungs-TV 
Nr. 1 vom 7. November 1974 

§ 1 
Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Der Angestellte erhält in jedem Kalenderjahr 
eine Zuwendung, wenn er 
1. am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis steht und 

nicht für den ganzen Monat Dezember ohne Ver¬ 
gütung zur Ausübung einer entgeltlichen Be¬ 
schäftigung oder Erwerbstätigkeit beurlaubt ist 
und 

2. seit dem 1. Oktober ununterbrochen als Ange- 
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stellter, Arbeiter, Beamter, Richter, Soldat auf 
Zeit, Berufssoldat, Auszubildender, Medizinal¬ 
assistent, Praktikant, Lernschwester, Lernpfleger 
oder als Schülerin oder Schüler in der Kranken¬ 
pflegehilfe im öffentlichen Dienst gestanden hat 
oder 
im laufenden Kalenderjahr insgesamt sechs Mo¬ 
nate bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsver¬ 
hältnis gestanden hat oder steht 
und 

3. nicht in der Zeit bis einschließlich 31. März des 
folgenden Kalenderjahres aus seinem Verschul¬ 
den oder auf eigenen Wunsch ausscheidet. 

(2) Der Angestellte, dessen Arbeitsverhältnis spä¬ 
testens mit Ablauf des 30. November endet und der 
mindestens vom Beginn des Kalenderjahres an un¬ 
unterbrochen in einem Rechtsverhältnis der in Ab¬ 
satz 1 Nr. 2 genannten Art im öffentlichen Dienst 
gestanden hat, erhält eine Zuwendung, 
1. wenn er wegen 

a) Erreichens der Altersgrenze (§ 60 BAT) oder 
b) Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit (§ 59 BAT) 
ausgeschieden ist oder 

2. wenn er im unmittelbaren Anschluß an das Ar¬ 
beitsverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber 
des öffentlichen Dienstes in ein Rechtsverhältnis 
der in Absatz 1 Nr. 2 genannten Art Übertritt 
und der bisherige Arbeitgeber das Ausscheiden 
aus diesem Grunde billigt oder 

3. wenn er wegen 
a) eines mit Sicherheit erwarteten Personalab¬ 

baues, 
b) einer Körperbeschädigung, die ihn zur Fort¬ 

setzung des Arbeitsverhältnisses unfähig 
macht, 

c) einer in Ausübung oder infolge seiner Arbeit 
erlittenen Gesundheitsschädigung, die seine 
Arbeitsfähigkeit für längere Zeit wesentlich 
herabsetzt, 
oder 

d) Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezüge 
des Altersruhegeldes nach § 25 Abs. 1 AVG, 
§ 1248 Abs. 1 RVO oder § 48 Abs. 1 Nr. 1 
RKG gekündigt oder einen Auflösungsvertrag 
geschlossen hat, 

4. die Angestellte außerdem, wenn sie wegen 
a) Schwangerschaft, 
b) Niederkunft in den letzten drei Monaten oder 
c) Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezüge 

des Altersruhegeldes nach § 25 Abs. 3 AVG, 
§ 1248 Abs. 3 RVO oder § 48 Abs. 3 RKG 

gekündigt oder einen Auflösungsvertrag ge¬ 
schlossen hat. 

Absatz 1 gilt nicht. 

(3) Der Saisonangestellte erhält die Zuwendung, 
wenn er in dem laufenden und in dem vorangegan¬ 
genen Kalenderjahr insgesamt mindestens neun Mo¬ 
nate bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsverhält¬ 
nis gestanden hat, es sei denn, daß er aus seinem Ver¬ 
schulden oder auf eigenen Wunsch vorzeitig ausge¬ 
schieden ist oder ausscheidet. Absätze 1 und 2 gelten 
nicht. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und des Ab¬ 
satzes 3 Satz 1 letzter Halbsatz wird die Zuwendung 
auch gezahlt, wenn 
1. der Angestellte im unmittelbaren Anschluß an 

sein Arbeitsverhältnis von demselben Arbeitge¬ 
ber oder von einem anderen Arbeitgeber des öf¬ 
fentlichen Dienstes in ein Rechtsverhältnis der in 
Absatz 1 Nr. 2 genannten Art übernommen 
wird, 

2. der Angestellte aus einem der in Absatz 2 Nr. 3 
genannten Gründe gekündigt oder einen Auf¬ 
lösungsvertrag geschlossen hat, 

3. die Angestellte aus einem der in Absatz 2 Nr. 4 
genannten Gründe gekündigt oder einen Auflö¬ 
sungsvertrag geschlossen hat. 

(5) Hat der Angestellte in den Fällen des Absatzes 
1 Nr. 3 oder des Absatzes 3 Satz 1 letzter Halbsatz 
die Zuwendung erhalten, so hat er sie in voller Höhe 
zurückzuzahlen, wenn nicht eine der Voraussetzun¬ 
gen des Absatzes 4 vorliegt. 

Protokollnotizen: 
1. Auszubildende und Praktikanten im Sinne des Absatzes 1 

Nr. 2 sind nur Personen, deren Rechtsverhältnis durch Ta¬ 
rifvertrag geregelt ist. 

2. öffentlicher Dienst im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2, des Ab¬ 
satzes 2 Satz 1 und des Absatzes 4 Nr. 1 ist eine Beschäfti¬ 
gung 

a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde oder bei 
einem Gemeindeverband oder bei einem sonstigen Mit¬ 
glied eines Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände angehört, 

b) bei einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffent¬ 
lichen Rechts, die den BAT oder einen Tarifvertrag we¬ 
sentlich gleichen Inhalts anwendet. 

3. Eine Unterbrechung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und des 
Absatzes 2 Satz 1 sowie kein unmittelbarer Anschluß im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 und des Absatzes 4 Nr. 1 
liegen vor, wenn zwischen den Rechtsverhältnissen im Sinne 
dieser Vorschriften ein oder mehrere Werktage — mit Aus¬ 
nahme allgemein arbeitsfreier Werktage — liegen, an denen 
das Arbeitsverhältnis oder das andere Rechtsverhältnis 
nicht bestand. Es ist jedoch unschädlich, wenn der Ange¬ 
stellte in dem zwischen diesen Rechtsverhältnissen liegen¬ 
den gesamten Zeitraum arbeitsunfähig krank war oder die 
Zeit zur Ausführung seines Umzugs an einen anderen Ort 
benötigt hat. 

4. Saisonangestellte im Sinne des Absatzes 3 sind Angestellte, 
die für eine Jahreszeitlich begrenzte, regelmäßig wiederkeh¬ 
rende Tätigkeit eingestellt werden. 

5. Stirbt der Angestellte nach der Auszahlung, aber vor Fällig¬ 
keit der Zuwendung, gelten die Voraussetzungen des Ab¬ 
satzes 1 Nr. 1 bzw. des Absatzes 2 als erfüllt. 

6. Die Vorschriften des Absatzes 2 Nr. 3 Buchst, d und Nr. 4 
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Buchst, c gelten entsprechend für Angestellte, die keinen 
Anspruch auf Altersruhegeld aus der gesetzlichen Renten¬ 
versicherung haben, aber die Voraussetzungen zum Bezüge 
einer entsprechenden Versorgungsrente aus der zusätzlichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung erfüllen. 

$2 
Höhe der Zuwendung 

(1) Die Zuwendung beträgt — unbeschadet des 
Absatzes 2 — 100 v. H. der Urlaubsvergütung nach 
§ 47 Abs. 2 BAT, die dem Angestellten zugestanden 
hätte, wenn er während des ganzen Monats Septem¬ 
ber Erholungsurlaub gehabt hätte. Dabei sind bei 
der Anwendung des § 47 Abs. 2 Unterabs. 1 Buchst, 
c BAT bei der Fünftagewoche 22 Urlaubstage, bei 
der Sechtagewoche 26 Urlaubstage und bei anderer 
Verteilung der Arbeitszeit die entsprechende Zahl 
von Urlaubstagen zugrunde zu legen. 
Für den Angestellten, dessen Arbeitsverhältnis spä¬ 
ter als am 1. September begonnen hat, tritt an die 
Stelle des Monats September der erste volle Kalen¬ 
dermonat des Arbeitsverhältnisses. 

Für den Angestellten der unter § 1 Abs. 2 oder 3 
fällt und der im Monat September nicht im Arbeits¬ 
verhältnis gestanden hat, tritt an die Stelle des Mo¬ 
nats September der letzte volle Kalendermonat, in 
dem das Arbeitsverhältnis vor dem Monat Septem¬ 
ber bestanden hat. 

Für den Angestellten, der unter die SR 2 d BAT 
fällt, ist die Urlaubsvergütung maßgebend, die ihm 
bei Verwendung im Inland zugestanden hätte. 

(2) Hat der Angestellte nicht während des ganzen 
Kalenderjahres Bezüge von demselben Arbeitgeber 
aus einem Rechtsverhältnis der in § 1 Abs. 1 Nr. 2 
genannten Art oder während eines dieser Rechts¬ 
verhältnisse zu demselben Arbeitgeber Mutter¬ 
schaftsgeld nach § 13 Mutterschutzgesetz erhalten, 
vermindert sich die Zuwendung um ein Zwölftel für 
jeden Kalendermonat, für den er weder Bezüge noch 
Mutterschaftsgeld erhalten hat. Die Verminderung 
unterbleibt für die Kalendermonate, für die der An¬ 
gestellte wegen der Ableistung von Grundwehr¬ 
dienst oder Zivildienst von seinem Arbeitgeber 
keine Bezüge erhalten hat, wenn er vor dem 1. De¬ 
zember entlassen worden ist und nach der Entlas¬ 
sung unverzüglich die Arbeit wieder aufgenommen 
hat. 

(3) Die Zuwendung nach den Absätzen 1 und 2 
erhöht sich um 50,— DM für jedes Kind, für das 
dem Angestellten für den Monat September bzw. 
für den nach Absatz 1 Unterabs. 2 oder 3 maßge¬ 
benden Kalendermonat Kindergeld nach dem Bun¬ 
deskindergeldgesetz (BKGG) oder eine der in § 8 
Abs. 1 BKGG genannten Leistungen zugestanden 
hat. 

Hat die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmä¬ 
ßige wöchentliche Arbeitszeit des Angestellten ir 
dem maßgebenden Kalendermonat weniger als dre: 
Viertel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
eines entsprechenden vollbeschäftigten Angestellter 
betragen, so erhöht sich die Zuwendung statt um 
den Betrag nach Unterabsatz 1 um 37,50 DM. 

Hat dem Angestellten in dem maßgebenden Ka¬ 
lendermonat nach § 45 Abs. 6 BKGG in Verbindung 
mit § 19 Abs. 2 Nrn. 1 und 4 BBesG in der bis zum 
31. Dezember 1974 geltenden Fassung für ein Kind 
nur das halbe Kindergeld zugestanden, erhöht sich 
die Zuwendung statt um die Beträge nach Unterab¬ 
satz 1 und 2 um 25,— DM. 

(4) Gehört der dienstliche Wohnsitz des unter den 
Geltungsbereich der SR 2d BAT fallenden Ange¬ 
stellten am Tage der Fälligkeit der Zuwendung zu 
einem anderen Währungsgebiet als dem der Deut¬ 
schen Mark, so wird § 2 Abs. 2 BBesG entsprechend 
angewendet. 

(5) Hat der Angestellte nach § 1 Abs. 2 oder 3 die¬ 
ses Tarifvertrages oder entsprechenden Vorschriften 
eines anderen Tarifvertrages bereits eine Zuwen¬ 
dung erhalten und erwirbt er für dasselbe Kalender¬ 
jahr einen weiteren Anspruch auf eine Zuwendung, 
vermindert sich diese Zuwendung um ein Zwölftel 
für jeden Kalendermonat, für den die Zuwendung 
nach § 1 Abs. 2 oder 3 dieses Tarifvertrages oder ent¬ 
sprechenden Vorschriften eines anderen Tarifvertra¬ 
ges gezahlt worden ist. Der Erhöhungsbetrag wird 
für das nach Absatz 3 zu berüchsichtigende Kind in 
jedem Kalenderjahr nur einmal gezahlt. 

Protokollnotiz zu Absatz 3: 
Kinder, für die Kindergeld zusteht, sind auch Kinder, für die 
aufgrund des Rechts der Europäischen Gemeinschaften oder 
aufgrund zwischenstaatlicher Abkommen in Verbindung mit 
dem Bundeskindergeldgesetz Kindergeld zusteht. 

§ 3 
Anrechnung von Leistungen 

Wird auf Grund anderer Bestimmungen oder 
Verträge oder auf Grund betrieblicher Übung oder 
aus einem sonstigen Grunde eine Weihnachtszuwen¬ 
dung oder im Zusammenhang mit dem Weihnachts¬ 
fest eine entsprechende Leistung gezahlt, so wird 
diese Leistung auf die Zuwendung nach diesem Ta¬ 
rifvertrag angerechnet. 

§ 4 
Zahlung der Zuwendung 

(1) Die Zuwendung soll spätestens am 1. Dezem¬ 
ber gezahlt werden. 
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(2) In den Fällen des § 1 Abs. 2 und 3 soll die Zu¬ 
wendung bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
;ezahlt werden. 

§ 5 
Inkrafttreten, Laufzeit 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1974 in 
Iraft. Er kann zum 30. Juni eines jeden Jahres, frü- 
lestens zum 30. Juni 1977, sthriftlich gekündigt 
werden. 

b) Tarifvertrag 
iber vermögenswirksame Leistungen an Angestellte 

vom 17. Dezember 1970’^)'^’'') 

§ 1 
Voraussetzungen und Höhe der vermögenswirk¬ 

samen Leistungen 

(1) Der Angestellte erhält monatlich eine vermö- 
;enswirksame Leistung im Sinne des Vermögensbil- 
lungsgesetzes. 

(2) Der unter die SR 2y BAT fallende Angestellte 
lat Anspruch auf die vermögenswirksame Leistung 
lur, wenn das Arbeitsverhältnis voraussichtlich min- 
lestens sechs Monate dauert. 

(3) Die vermögenswirksame Leistung beträgt mo- 
latlidi 

i) für den vollbeschäftigten Angestellten 13,— DM, 
)) für den nichtvollbeschäftigten Angestellten 

6,50 DM. 

Für die Höhe der vermögenswirksamen Leistung 
st die am Ersten des jeweiligen Kalendermonats 
)der, falls das Arbeitsverhältnis nach dem Ersten 
;ines Kalendermonats begründet wird, für diesen 
Vlonat die für den Beginn des Arbeitsverhältnisses 
irbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit maß¬ 
gebend. . 

(4) Die vermögenswirksame Leistung wird nur 
ür Kalendermonate gewährt, für die dem Angestell¬ 
zen Vergütung, Urlaubsvergütung oder Krankenbe- 
tüge zustehen. 

(5) Die vermögenswirksame Leistung nach diesem 
Tarifvertrag ist nicht gesamtversorgungsfähig. 

§ 3 
Enstehung und Fälligkeit des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf die vermögenswirksame Lei¬ 
stung entsteht frühestens für den Kalendermonat, 
in dem der Angestellte dem Arbeitgeber die nach 
§ 2 erforderlichen Angaben mitteilt, und für die bei¬ 
den vorangegangenen Kalendermonate desselben 
Kalenderjahres. Die Ansprüche werden erstmals am 
letzten des zweiten auf die Mitteilung folgenden 
Kalendermonats fällig. 

(2) Der Anspruch entsteht nicht für einen Kalen¬ 
dermonat, für den dem Angestellten von seinem 
oder einem anderen Arbeitgeber oder Dienstherrn 
eine vermögenswirksame Leistung aus diesem oder 
aus einem früher begründeten Arbeits- oder sonsti¬ 
gen Rechtsverhältnis erbracht wird. Dies gilt nicht, 
wenn der Anspruch mit einem gegen einen anderen 
Arbeitgeber oder Dienstherrn bestehenden An¬ 
spruch auf eine vermögenswirksame Leistung von 
weniger als 13 DM zusammentrifft. 

§ 4 
Änderung der vermögenswirksamen Anlage 

(1) Der Angestellte kann während des Kalender¬ 
jahres die Art der vermögenswirksamen Anlage 
nach diesem Tarifvertrag und das Unternehmen 
oder Institut, bei dem sie erfolgen soll, nur mit Zu¬ 
stimmung des Arbeitgebers wechseln. 

(2) Für die vermögenswirksame Leistung nach 
diesem Tarifvertrag und die vermögenswirksame 
Anlage von Teilen des Arbeitsentgelts nach § 4 
Abs. 1 des Vermögensbildungsgesetzes soll der An¬ 
gestellte möglichst dieselbe Anlageart und dasselbe 
Unternehmen oder Institut wählen. 

(3) Die Änderung einer schon bestehenden Ver¬ 
einbarung nach § 4 Abs. 1 des Vermögensbildungs¬ 
gesetzes bedarf nicht der Zustimmung des Arbeit¬ 
gebers, wenn der Angestellte diese Änderung aus 
Anlaß der Gewährung de*- vermögenswirksamen 
Leistung nach diesem Tarifvertrag verlangt. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 gilt § 3 
Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 

$ 2 
Mitteilung der Anlageart 

Der Angestellte teilt dem Arbeitgeber schriftlich 
die Art der gewählten Anlage mit und gibt hierbei, 
soweit dies nach der Art der Anlage erforderlich ist, 
das Unternehmen oder Institut mit der Nummer 
des Kontos an, auf das die Leistung eingezahlt wer¬ 
den soll. 

Nachweis bei Anlage nach § 2 Abs. 1 Buchst, c des 
Vermögensbildungsgesetzes 

Bei einer vermögenswirksamen Anlage nach § 2 
Abs. 1 Buchst, c des Vermögensbildungsgesetzes hat 
der Angestellte seinem Arbeitgeber die zweckent¬ 
sprechende Verwendung der in einem Kalenderhalb¬ 
jahr erhaltenen vermögenswirksamen Leistungen 
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bis zum Ende des folgenden Kalenderhalbjahres, 
spätestens jedoch bei Beendigung des Arbeitsverhält¬ 
nisses, nachzuweisen. 

§ 6 
Übergangsvorschrift zu § 2 

Die Mitteilung der Anlageart gemäß § 2 des Ta¬ 
rifvertrages über vermögenswirksame Leistungen an 
Angestellte vom 28. Januar 1970 gilt als Mitteilung 
der Anlageart gemäß § 2 dieses Tarifvertrages. 

§ 7 
Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft. Er kann mit einer Frist von einem Monat 
zum Schluß eines Kalendervierteljahres, frühestens 
zum 31. Dezember 1972^) schriftlich gekündigt 
werden. 

Vergütungstarif vertrag Nr. 15 zum BAT 
für den Bereich des Bundes und für den Bereich der 

Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
vom 16. März 1977 

§ 1 
Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag gilt für die Angestellten im 
Bereich des Bundes und im Bereich der Tarifgemein¬ 
schaft deutscher Länder, die unter den Geltungsbe¬ 
reich des Bundes-Angestelltentarifvertrages (BAT) 
fallen. 

§ 2 
Angestellte, die unter die Anlage 1 a zum BAT 

fallen 

(1) Die Grundvergütungen (§ 26 Abs. 3 BAT) sind 
in der Anlage 1 festgelegt. 

(2) Die Grundvergütungen der Angestellten, die 
das 18., aber noch nicht das 21. bzw. 23. Lebensjahr 
vollendet haben (§ 28 Abs. 1 BAT), ergeben sich aus 
der Anlage 2. 

(3) Die Gesamtvergütungen der Angestellten, die 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (§ 30 
BAT), ergeben sich aus der Anlage 3. 

§ 3 
Angestellte, die unter die Anlage 1 b zum BAT fallen 

(1) Die Grundvergütungen (§ 26 Abs. 3 BAT) 
sind in der Anlage 4 festgelegt. 

(2) Die Gesamtvergütungen der Angestellten, di 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (§ 3( 
BAT), ergeben sich aus der Anlage 5. 

§ 4 
Stundenvergütungen 

Die Stundenvergütungen (§ 35 Abs. 3 Unterabs. : 
BAT) betragen: 
In Vergütungs- DM In Vergütungs- DM 

gruppe 

X 
IX b 
IX a 
VIII 
VII 
Vla/b 
Vc 
Va/b 
IV b 
IV a 
III 
II b 
II a 
Ib 
la 
I 

gruppe 

8,50 Kr. I 
8,98 Kr. II 
9,16 Kr. III 
9,53 Kr. IV 

10,18 Kr. V 
10.88 Kr. VI 
11,72 Kr. VII 
12,84 Kr. VIII 
13.89 Kr. IX 
15,09 Kr.X 
16,40 Kr. XI 
17,24 Kr. XII 
18,16 
19,83 
21,56 
23,52 

9,30 
9,76 

10,26 
10,79 
11.35 
11,98 
12,88 
13,64 
14,48 
15,37 
16.35 
17,33 

§ 5 
Bemessungsgrundlage für Zulagen 

(1) Für die Bemessung der nachstehenden Zulager 
tritt in den Vergütungsgruppen Vc und VIb bis 5 
an die Stelle der Anlage 1 die Anlage 6: 
1. Sonderregelungen zum BAT 

Nr. 9 Abs. 1 SR 2 eil 
Nr. 6 Abs. 2 Unterabs. 1 SR 2 k 

2. Anlage 1 a zum BAT 

a) In Teil I 
Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe VII 

b) In Teil II 
Abschnitt H 
Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe V c 
Abschnitt N Unterabschn. I 
Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe VII und 
Protokollnotizen Nrn. 3 und 6 
Abschnitt N Unterabschn. II 
Fußnoten 1 und 2 zu Vergütungsgruppe VII 
und Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe VIII 
Abschnitt N Unterabschn. III 
Fußnoten 1 und 2 zu Vergütungsgruppe VII 
Abschnitt P Unterabschn. II 
Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe VII 
Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe VIII 

c) In Teil III 
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Abschnitt A Unterabschn. V 
Nr. 1 der Vorbemerkungen 
Abschnitt C Unterabschn. III 
Fußnoten 2 und 3 
Abschnitt D 
jeweilige Fußnoten 1 zu Vergütungsgruppe 
V c der Unterabschnitte I, II und III 
Abschnitt L Unterabschn. VII 
Fußnoten 1 und 2 zu Vergütungsgruppe VII 
und Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe VIII 
Abschnitt O 
Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe VII 

d) In Teil IV 
Abschnitt A Unterabschn. III 
Nr. I der Vorbemerkungen 
Abschnitt B 
Fußnoten 2 und 3 

e) Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe Vc der zu¬ 
sätzlichen Tätigkeitsmerkmale für die im Stra- 
ßenkontrolldienst beschäftigten Angestellten 
der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
(Tarifvertrag vom 24. April 1972). 

(2) Für die Bemessung der Zulage nach Nr. 6 
Vbs. 2 SR 2 u. BAT in der für den Bereich der Tarif- 
;emeinsschaft deutscher Länder geltenden Fassung 
st der Betrag von 1 357,81 DM zugrunde zu legen. 

§ 6 
Überleitung am 1. Februar 1977 

[Anwendung entfällt) 

§ 7 
Ausgleichszulagen für die Angestellten im 

Saarland 

(Anwendung entfällt) 

$ 8 
Ortszuschlag 

Abweichend von § 29 BAT gilt die diesem Tarif¬ 
vertrag als Anlage 7 beigefügte Ortszuschlagstabelle. 
Sie tritt außer Kraft, wenn für die Beamten eine ent¬ 
sprechende oder eine günstigere Ortszuschlagstabelle 
in Kraft tritt. Von diesem Zeitpunkt an ist § 29 BAT 
uneingeschränkt anzuwenden. 

§ 9 
Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag wird nicht angewendet auf 
Angestellte, die spätestens mit Ablauf des 28. Feb¬ 
ruar 1977 aus ihrem Verschulden oder auf eigenen 
Wunsch aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden 
sind. Dies gilt auf Antrag nicht für Angestellte, die 
im unmittelbaren Anschluß an das auf eigenen 
Wunsch beendete Arbeitsverhältnis wieder in den 
öffentlichen Dienst eingetreten sind. Dies gilt fer¬ 
ner nicht für Angestellte, die wegen Erfüllung der 
Voraussetzungen zum Bezüge des Altersruhegeldes 
nach § 25 Abs. 1 oder 3 AVG, § 1248 Abs. 1 oder 3 
RVO oder § 48 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 3 RKG aus 
dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind. 

öffentlicher Dienst im Sinne des Satzes 2 ist eine 
Beschäftigung 

a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde, 
bei einem Gemeindeverband oder bei einem son¬ 
stigen Mitglied eines Arbeitgeberverbandes, der 
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber¬ 
verbände angehört, 

b) bei einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des 
öffentlichen Rechts, die den BAT oder einen Ta¬ 
rifvertrag wesentlich gleichen Inhalts anwendet. 

$ 10 
Inkrafttreten und Kündigung 

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. 
Februar 1977 in Kraft. Er kann mit einer Frist von 
einem Monat zum Schluß eines Kalendermonats, 
frühestens zum 28. Februar 1978, schriftlich gekün¬ 
digt werden. 
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